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Vorbemerkungen 


Dieser Bericht „Vergleichende Darstellung des Bil- 
dungswesens im geteilten Deutschland" geht auf 
eine Große Anfrage der Fraktion der SPD vom 
4. Oktober 1967 zurück, in der die Bundesregierung 
gefragt wurde, wann sie dem Deutschen Bundestag 
eine vergleichende Darstellung des Bildungswesens, 
der wissenschaftlichen Forschung und technolo- 
gischen Entwicklung in beiden Teilen Deutschlands 
vorlegen kann (Drucksache V/2132). In Beantwor- 
tung dieser Großen Anfrage der Fraktion der SPD, 
zusammengezogen mit der Beantwortung der Gro- 
ßen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU (Druck- 
sache V/2476), stellte die Bundesregierung in Aus- 
sicht, daß sie im Jahre 1969 eine solche vergleich- 
chende Darstellung vorlegen werde (152. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 7. Februar 1968), Im 
Schriftlichen Bericht vom 14. Februar 1969 bean- 
tragte der Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik 
und Publizistik, der Bundestag wolle beschließen: 
„Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Bun- 
destag bis zum 30. Juni 1969 eine vergleichende 
Darstellung des Wissenschaftssystems und des Bil- 
dungswesens in der BRD und in der DDR vorzule- 
gen." Dieser Antrag wurde in der 234. Sitzung am 
13. Mai 1969 angenommen. 

Aus sachlichen und arbeitstechnischen Gründen war 
es erforderlich, für Bildungswesen und Wissen- 
schaftsbereich jeweils einen gesonderten Bericht an- 
zufertigen. Der hier vorgelegte Bericht „Verglei- 
chende Darstellung des Bildungswesens im geteilten 
Deutschland" fußt auf umfangreichen und sehr 
gründlichen wissenschaftlichen Vorarbeiten. Die 
Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder 
hat den Berichtsentwurf beraten, Korrekturen ange- 
bracht und zusätzliche Anregungen gegeben. 

In dem „Bericht über den Stand der Maßnahmen 
auf dem Gebiet der Bildungsplanung" vom 13. Ok- 
tober 1967 ist dargelegt worden, wie sich das Bil- 
dungswesen im geteilten Deutschland nach 1945 
auf verschiedenen Bahnen entwickelt hat 1 ). Ähnlich 
wie sonst im politischen, wirtschaftlichen und ge- 
sellschaftlichen Bereich haben sich auch im Erzie- 
hungs- und Bildungswesen in beiden Teilen Deutsch- 
lands unterschiedliche „Bildungsstrukturen" ent- 
wickelt. Es herrscht indessen weitgehende Überein- 
stimmung darüber, daß die westlichen und östlichen 
Gesellschafts- und Herrschaftssysteme trotz ihrer 
erheblichen Unterschiede in Teilbereichen miteinan- 
der vergleichend betrachtet werden können. Das 
gilt auch für das Bildungswesen, das in beiden Tei- 
len Deutschlands von den Anforderungen der mo- 
dernen Industriegesellschaft mitbestimmt wird. Dies 


1 ) Drucksache V/2166 — Abschnitt 6 „Das Bildungs- 

wesen im anderen Teil Deutschland“. 


ist eine Ausgangsthese der folgenden Untersu- 
chung 2 ). 

Soweit für den anderen Teil Deutschlands Zahlen- 
material verfügbar ist, stellt sich — abgesehen von 
der Problematik der Zuverlässigkeit — auch hier 
die Frage der Vergleichbarkeit. Mag z. B. der Unter- 
schied bei der Erhebung der Abiturientenzahlen (im 
Bundesgebiet: bestandene Reifeprüfungen; im ande- 
ren Teil Deutschlands: Teilnehmer an der Reifeprü- 
fung) noch nicht so sehr ins Gewicht fallen, so ist 
bereits bei dem Vergleich der Zahlen der Studie- 
renden die quantitative Aussage wegen der unter- 
schiedlichen Struktur des Hochschulbereichs äußerst 
fragwürdig. Besonders schwierig sind qualitative 
Vergleiche; hier befindet sich die vergleichende Bil- 
dungsforschung erst in den Anfängen. 

Der vorliegende Bericht beschränkt sich daher auf 
folgende Vergleiche: 

— Vergleich der Organisationsstruktur des Bil- 
dungswesens; 

— quantitativer Vergleich der Ausbildungsberei- 
che, ihrer Benutzer und Absolventen; 

■ — Vergleich der Ausbildungsziele, Anforderungen 
und Leistungserwartungen in einigen Bereichen 
des Bildungswesens. 

In den Vergleich wurden unter diesen Gesichts- 
punkten auch die angekündigten und begonnenen 
bildungspolitischen und pädagogischen Reformmaß- 
nahmen einbezogen. 

Auch hier konnte an vielen Stellen die erwünschte 
Genauigkeit nicht erreicht werden, weil Vorunter- 
suchungen fehlen, überdies konnten nicht alle Be- 
reiche des Bildungswesens gleichmäßig behandelt 
werden; einige mußten überhaupt ausgespart wer- 
den (z. B. das Sonderschulwesen, die Lehrerbildung 
oder die Jugendförderung). 

Die Bildungsmöglichkeiten für Mädchen und Frauen 
werden in dem in Kürze vorliegenden Zusatzbericht 
des Bundesministeriums für gesamtdeutsche Fragen 
zum Bericht der Bundesregierung über die Situation 
der Frauen in Beruf, Familie und Gesellschaft be- 
handelt. 

Der Bericht setzt die Kenntnis einer Reihe grund- 
legender Tatsachen über das Bildungswesen in der 
Bundesrepublik Deutschland, in geringerem Maße 
auch im anderen Teil Deutschlands voraus; sie sind 
in dem genannten Bildungsplanungsbericht des Bun- 
des und der Länder von 1967 im einzelnen aufge- 
führt. Die im Bildungsplanungsbericht enthaltenen 
Angaben über bestimmte Probleme des Bildungs- 
wesens in der Bundesrepublik wurden nicht alle 
wiederholt. 

? ) Diese These ist auch angedeutet in dem erwähnten 
Bericht über den Stand der Maßnahmen auf dem 
Gebiet der Bildungsplanung a. a. O. S. 121. 
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Wenn in diesem Bericht der Vergleich der Organi- 
sationsstruktur des Bildungswesens, der quantita- 
tive Vergleich der Ausbildungsbereiche und der 
Vergleich der Ausbildungsziele und der Reform- 
pläne dominieren, so darf darüber die politische 
Ausrichtung des Bildungswesens der DDR nicht 
übersehen werden. Die gesamte Darstellung des Bil- 
dungswesens im anderen Teil Deutschlands ist nur 
vor dem Hintergrund der politisch-ideologischen 
Methoden, Inhalte und Ziele der SED-Politik und 
des von ihr beherrschten zentralen Machtapparates 
zu verstehen. Insbesondere ist auch der entschei- 
dende Einfluß der sowjetischen Besatzungsmacht 
und der pädagogischen Entwicklung in der Sowjet- 
union auf die Ausgestaltung des mitteldeutschen 
Bildungswesens ebenso unübersehbar wie der will- 
kürliche und kompromißlose Charakter der von der 
Partei- und Staatsführung der DDR gesteuerten und 
häufig sehr wechselvollen Politik, der Lehrer und 
Professoren zu folgen gezwungen waren. Weder der 
sowjetische Einfluß noch die widerspruchsvolle Bil- 
dungspolitik der SED konnten freilich in Mittel- 
deutschland das Fortwirken bestimmter deutscher 
Traditionen völlig unterdrücken, so daß das Bil- 
dungswesen im anderen Teil Deutschlands heute 
auf besondere Weise von diesen beiden Einflüssen 
geprägt ist. 

Auf eine Gesamtanalyse dieses Hintergrundes muß 
hier freilich verzichtet werden, weil eine solche Un- 
tersuchung den konkreten Auftrag des Deutschen 
Bundestages sprengen würde. Notwendig erschei- 
nen jedoch einige Feststellungen anhand wichtiger 
Dokumente über die Parteilichkeit der Bildungs- 
arbeit in Mitteldeutschland; zumal bestimmte bil- 
dungs-politische Anstrengungen und Erfolge des 
Systems einen Preis erfordern, wie sie den betrof- 
fenen Menschen nur in totalitären Herrschaftsord- 
nungen und Diktaturen abverlangt werden 3 ). Auch 
die Entwicklung in den ersten Nachkriegs jahren 
kann hier nicht nachgezeichnet werden 4 ). 

3 ) Auszüge aus den wichtigsten Beschlüssen, Direktiven 
und Reden sind daher diesem Bericht als Anlage bei- 
gegeben worden. 

4 ) Es wird in diesem Zusammenhang auf das Werk von 
Siegfried Baske und Martha Engelbert: „Zwei Jahr- 
zehnte Bildungspolitik in der Sowjetzone Deutsch- 
lands", Dokumente, 2 Teile, Heidelberg 1966 (mit aus- 
führlicher Einleitung und Bibliographie) hingewiesen. 


Auch Gewicht und Rolle des politischen Erziehungs- 
auftrags des Bildungswesens im anderen Teil 
Deutschlands treten nicht gebührend hervor, wenn 
man lediglich Aufbau, Funktion und Leistung des 
Bildungswesens im geteilten Deutschland ver- 
gleicht. Es muß deshalb immer wieder nachdrück- 
lich hervorgehoben werden, daß der marxistisch- 
leninistische Erziehungsauftrag das Bildungswesen 
im anderen Teil Deutschlands beherrscht. Aufschluß 
hierüber geben vor allem die Präambel zum „Ge- 
setz über das einheitliche sozialistische Bildungs- 
system" vom 25. Februar 1965 5 ) und der erste Pa- 
ragraph dieses Gesetzes mit der Häufung von poli- 
tisch-ideologischen Begriffen innerhalb weniger Zei- 
len: „sozialistisches Bildungssystem", „sozialistische 
Persönlichkeiten", „sozialistische Demokratie", „so- 
zialistische Gesellschaft", „sozialistische Moral" und 
„sozialistischer Staat". Auch die neue Verfassung 
der DDR vom 6. April 1968 geht von der Gleichset- 
zung von Bildungssystem und sozialistischer Erzie- 
hung aus: „Das einheitliche sozialistische Bildungs- 
system gewährleistet jedem Bürger eine kontinuier- 
liche sozialistische Erziehung, Bildung und Weiter- 
bildung" (Artikel 25 Abs. 1 Satz 2). Damit ist frag- 
los die Gewährleistung anderer als „sozialistischer 
Bildungsziele" ausgeschlossen. 

In terminologischer und methodischer Hinsicht ist 
noch zu bemerken: Unter „Bildungswesen" werden 
hier alle Einrichtungen (einschließlich der dort täti- 
gen Personen) verstanden, die einer planmäßigen 
und meist kontinuierlichen Ausbildung bzw. Fort- 
bildung von Kindern, Jugendlichen und Erwachse- 
nen dienen. In Mitteldeutschland wird überwiegend 
der Ausdruck „Bildungssystem" gebraucht. Damit 
soll der organisierte Zusammenhang aller Einrich- 
tungen des Bildungswesens im gesellschaftlichen 
Gesamtsystem betont werden. Das „Einheitliche 
sozialistische Bildungssystem" gilt als Bestandteil 
des „entwickelten gesellschaftlichen Systems des 
Sozialismus". An diesem terminologischen Unter- 
schied werden auch sachliche Unterschiede sichtbar. 
In diesem Bericht wird der Ausdruck „Bildungswe- 
sen" in dem oben beschriebenen Sinne auch für den 
anderen Teil Deutschlands verwendet. 


5 ) GBl. der DDR 1965, Teil I, S. 83 ff. 
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I. Allgemeine Gesichtspunkte der Entwicklung des Bildungswesens 


1. Wissenschaftliche, technische und wirtschaftliche 
Wandlungen 

Das Bildungswesen in entwickelten Industriegesell- 
schaften hat sich den schnellen Wandlungen im wis- 
senschaftlichen, technischen und wirtschaftlichen 
Bereich anzupassen. Das gilt auch für das geteilte 
Deutschland. Eine Gegenüberstellung der Äußerun- 
gen von Fachleuten und Politikern in beiden Teilen 
Deutschlands zwischen 1964 und 1968 zeigt, daß die 
Diagnose der im Gange befindlichen Entwicklungen 
weitgehend übereinstimmt und daß auch die Pro- 
gnosen in dieselbe Richtung weisen 1 ). 

Es handelt sich im wesentlichen um folgende Fest- 
stellungen: 

a) In der modernen Wissenschaftsentwicklung zei- 
gen sich deutlich vier Tendenzen: 

das stürmische Wachstum wissenschaftlicher 
Kenntnisse mit den sich daraus ergebenden Pro- 
blemen der Wissensspeicherung und Informa- 
tionsvermittlung; 

die Differenzierung der Wissenschaften in neue 
Disziplinen und Teildisziplinen sowie der ent- 
gegengesetzte Vorgang der Integration von Spe- 
zialdisziplinen zu neuen Grenz- und Quer- 
schnittswissenschaften; 

die zunehmende Verkürzung zwischen wissen- 
schaftlicher Entdeckung oder Erfindung und ihrer 
praktischen Anwendung großen Stils; 

die dadurch bedingte „Verwissenschaftlichung 
der Produktion" und die unmittelbare Abhängig- 
keit des technischen Fortschritts von der Nutz- 
barmachung neuester wissenschaftlicher Er- 
kenntnisse. 

Dieser Vorgang wird in Mitteldeutschland auf die 
Formeln „Wissenschaft als unmittelbare Produk- 
tivkraft" und „wissenschaftlich-technische Revolu- 
tion" gebracht. Im Unterschied zu den in der Bun- 
desrepublik Deutschland und im westlichen Aus- 
land geläufigen Kennworten neutraler Art (z. B. 
technischer Fortschritt) besitzt der massenwirksam 
gewordene Begriff „wissenschaftlich-technische Re- 
volution" ausgesprochen appellativen Charakter: 
Die „Meisterung der wissenschaftlich-technischen 
Revolution" wird in Mitteldeutschland als die zen- 
trale bildungspolitische und pägagogische Aufgabe 
angesehen. 

b) Die technischen Wandlungen in der Produktion 
(Vollmechanisierung, Automation, Computer- 
technik) werden begleitet von Änderungen der 
Arbeitskräfte- und Berufsstruktur: 

der Anteil ungelernter Arbeitskräfte geht zu- 
rück, der Bedarf an höher qualifizierten Fach- 
kräften nimmt zu; 


9 Vgl. Hartmut Vogt: Bildung für die Zukunft. Entwick- 
lungstendenzen im deutschen Bildungswesen in West 
und Ost. Göttingen 1967, S. 13 bis 23. 


dieser Prozeß verläuft nicht gleichmäßig und 
gleichzeitig in allen Wirtschaftszweigen, die Un- 
terschiede zwischen hochmodernen und traditio- 
nellen Produktionsformen werden zeitweilig 
noch verschärft; 

eng spezialisierte Berufe werden zurückgedrängt 
zugunsten breit profilierter Berufe mit erhöhter 
Einsatzmöglichkeit, gleichzeitig entstehen neue 
hochqualifizierte Spezialberufe; 

immer mehr Berufe verlangen geistige Beweg- 
lichkeit und Anpassungsfähigkeit sowie eine 
dauernde Lernbereitschaft. 

Die Veränderungen in der modernen Arbeits- und 
| Berufswelt und die daraus resultierenden Bildungs- 
aufgaben werden im anderen Teil Deutschlands un- 
ter dem Stichwort „Einheit von Ökonomie und Bil- 
| düng" zusammengefaßt. Dieser Grundsatz stellt 
! einerseits das Fundament für die Einordnung des 
j Bildungswesens in das wirtschaftliche Planungs- 
system dar; andererseits bringt er die Überzeugung 
zum Ausdruck, daß das Bildungsniveau des einzel- 
nen und der Gesellschaft eine entscheidende Vor- 
aussetzung für die Entwicklung der Produktivkräfte 
| ist. 

j Die praktischen Konsequenzen, die sich aus den 
! skizzierten Veränderungen im wissenschaftlich-tech- 
nisch-wirtschaftlichen Bereich ergeben, betreffen die 
Struktur des Bildungswesens und die Inhalte der 
; Bildung. 


! 2. Gesellschaftspolitische und ideologische Ziele 

| Bei den Wandlungen in Wissenschaft, Produktion 
; und Berufsstruktur handelt es sich um Vorgänge, 
! die relativ unabhängig von einem bestimmten wirt- 
schaftlichen oder politischen System vor sich gehen. 
Dagegen weisen die gesellschaftspolitischen Ziele 
und deren ideologische Begründung Unterschiede 
; auf. Der grundlegende Unterschied ist in folgendem 
zu sehen: 

i Das Bildungswesen im anderen Teil Deutschlands 
beruht auf der geschlossenen ideologischen Konzep- 
; tion des Marxismus-Leninismus, die durchzusetzen 
der Parteiapparat bemüht ist; in der „offenen Ge- 
■ Seilschaft" der Bundesrepublik konkurriert eine 
Vielzahl gesellschaftlicher Interessen und weltan- 
schaulicher Richtungen miteinander um den Einfluß 
auf das Bildungswesen, so daß die bildungspoli- 
tischen Entscheidungen zuweilen Kompromißcharak- 
ter tragen. Im anderen Teil Deutschlands können 
dagegen anderslautende Zielvorstellungen nicht zur 
Geltung kommen. In der Bundesrepublik ist mithin 
trotz der öffentlich sichtbaren Unterschiede der 
einzelnen Meinungsgruppen eine Mindestüberein- 
stimmung vorhanden. 

Trotz dieser Unterschiede erscheint in Konzeption 
und politischer Begründung beider Bildungssysteme 


6 



Deutscher Bundestag — - 5. Wahlperiode Drucksache V/ 4609 


Ideengut der Aufklärung und der Französischen 
Revolution. Die zentrale Forderung lautet: gleiches 
Recht auf Bildung, ■ — in Mitteldeutschland freilich 
mit der inhaltlichen Einschränkung auf die „soziali- 
stische Erziehung, Bildung und Weiterbildung" 
(Artikel 25 Abs. 1, Verf. der DDR). Ein weiteres 
charakteristisches Merkmal ist das (auch im ande- 
ren Teil Deutschlands jetzt weitgehend wieder an- 
erkannte) Leistungsprinzip. 

Im folgenden werden die wichtigsten gesellschafts- 
politischen Forderungen an das Bildungswesen dar- 
gestellt. 

a) An erster Stelle steht das Postulat nach gleichen 
Bildungschancen für alle Kinder und Jugend- 
lichen. Im anderen Teil Deutschlands verbindet 
sich damit das Programm einer annähernden Wi- 
derspiegelung der Sozialstruktur der Bevölke- 
rung in der sozialen Zusammensetzung der hö- 
heren Bildungseinrichtungen. Dabei werden je- 
doch nicht nur Kriterien der sozialen Herkunft, 
sondern auch politische Verhaltensmaßstäbe zu- 
grunde gelegt. Zugleich mit der Förderung bis- 
her benachteiligter Schichten (Arbeiterschaft und 
Bauern) erfolgte nach 1945 unter dem Gesichts- 
punkt des „Klassenkampfes" eine systematische 
Behinderung der „klassenfremden Elemente". 
Die Forderung nach gleichen Bildungschancen 
verwandelte sich zum Instrument einer planmä- 
ßigen sozialen Umschichtung. Prinzipiell hat 
auch die Verfassung von 1968 diese Möglichkeit 
offengelassen (Artikel 26 Abs. 1 der Verf. der 
DDR). 

In der Bundesrepublik ist lange Zeit hindurch 
das im Grundgesetz nicht ausdrücklich erwähnte 
gleiche Recht auf Bildung zunächst im Sinne 
einer Gleichheit des Rechtsanspruchs auf Zu- 
gang zu den höheren Bildungsstufen verstanden 
worden. Die faktisch noch vorhandenen Un- 
gleichheiten jedoch sollen dem Charakter der 
rechtsstaatlichen Ordnung entsprechend durch 
indirekte Maßnahmen, individuelle pädagogische 
Förderung, Abbau sozialer Hemmungen vor hö- 
herer Ausbildung (finanzielle Ausbildungshilfen, 
Umstrukturierung des Bildungswesens) gemil- 
dert werden; sie lassen sich nicht durch gesetz- 
liche Bevorzugung oder Benachteiligung be- 
kämpfen. Dadurch wird auch eine mehr und 
mehr angemessene Repräsentation aller Schich- 
ten der Bevölkerung im Bildungswesen erreicht. 

b) Als zweite gesellschaftspolitische Leitlinie ist 
der Grundsatz „Förderung jeder Begabung bis 
zur größtmöglichen Entfaltung" zu nennen. 

In der Bundesrepublik wird das gegenwärtig be- 
stehende Schulwesen von der Auffassung ge- 
prägt, daß das herkömmliche dreigliedrige Schul- 
system, mit der allen drei Schularten gemeinsam 
vorgeschalteten 4- bzw. 6jährigen Grundschule 
und den bestehenden Möglichkeiten des Über- 
gangs von einer Schulart zur anderen, dem 
Grundsatz der Förderung aller und der Auslese 
der Besten Rechnung trage. Das schließt Re- 
formen nicht aus. Verschiedene Versuche, auch 


Versuche mit Gesamtschulen, wie sie kürzlich 
von der Bildungskommission des Deutschen 
Bildungsrates empfohlen wurden, sollen er- 
weisen, ob und inwieweit der genannte Grund- 
satz der Förderung aller in noch höherem Maße 
verwirklicht werden kann. 

In Mitteldeutschland ist die Auswahl der Besten 
und Befähigsten für die nächsthöheren Bildungs- 
stufen gesetzlich verankert 2 ) — auf die Ein- 
schränkung dieses Prinzips durch politisch moti- 
vierte Maßnahmen ist bereits hingewiesen wor- 
den. Die andere Forderung, alle Kinder und 
Jugendlichen gleichmäßig zu fördern, soll im 
wesentlichen dadurch realisiert werden, daß der 
Schulunterricht in einem auf zehn Jahre berech- 
neten Lehrgang allen Schulpflichtigen eine ge- 
meinsame, allgemeine Grundbildung vermittelt. 
Darin kommt ein dogmatisch-egalitärer Gedanke 
zum Ausdruck, der auch die Praxis im anderen 
Teil Deutschlands weitgehend bestimmt hat. Der 
konkurrierende Gedanke der Leistungsauslese 
hat sich erst seit Anfang der sechziger Jahre 
stärker durchgesetzt und eine beginnende schul- 
organisatorische Differenzierung begünstigt. 

c) Die bisher genannten gesellschaftspolitischen 
Leitsätze — Gleichheit der Bildungschancen, 
Förderung aller und Auswahl der Leistungs- 
besten — werden ergänzt durch das Erziehungs- 
ziel der staatsbürgerlichen Integration der 
Jugend in die Gesellschaft. Im anderen Teil 
Deutschlands wurden die „sozialistische Bewußt- 
seinsbildung" und die Erziehung zum „soziali- 
stischen Staatsbürger" als oberstes gesellschaft- 
liches Bildungs- und Erziehungsziel proklamiert. 
Dieses Ziel ergibt sich aus der Forderung, alle 
Bereiche des gesellschaftlichen Lebens mit der 
„sozialistischen Ideologie" zu durchdringen und 
die „geistige und moralische Einheit" der Bevöl- 
kerung herzustellen. Nach der Ideologie der SED 
befindet sich die Gesellschaft im Entwicklungs- 
abschnitt der „Vollendung des Sozialismus" und 
damit auf dem Wege zur Endphase des Kommu- 
nismus. Die heranwachsende Generation soll 
durch die Bildungs- und Erziehungsinstitutionen 
in diesen gesellschaftlichen Entwicklungsprozeß 
möglichst konfliktlos eingegliedert werden. 

In der Bundesrepublik ist die Erziehung auf die 
Heranbildung eines demokratischen Bewußtseins 
und das Bekenntnis zur freiheitlich-demokra- 
tischen Grundordnung gerichtet. Der Staat 
schafft dadurch den Rahmen für die gewünschte 
Auseinandersetzung der unterschiedlichen Mei- 
nungen und Weltanschauungen. Erziehungsziel 
ist nicht eine kritiklose Integration des einzel- 
nen in den Staat, sondern eine kritische Einord- 
nung mit dem Willen, für notwendig erachtete 
Veränderungen durch demokratische Auseinan- 
dersetzung mit Andersdenkenden anzustreben. 


2 ) § 2 Abs. 4 des Gesetzes über das einheitliche soziali- 
stische Bildungssystem vom 25. Februar 1965. — Wort- 
laut des Gesetzes u. a. in: Siegfried Baske und Martha 
Engelbert: Zwei Jahrzehnte Bildungspolitik a. a. O. II, 
S. 373 ff. 
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II. Politische Grundordnung und Bildungswesen 


1. Verfassungsrechtliche Grundlagen 

Die Entwicklung des Bildungswesens ist aufs engste 
mit der politischen und rechtlichen Grundordnung 
eines Landes verbunden. Bildungspolitik und Re- 
form des Bildungswesens spielen sich in dem von 
der Verfassung gesetzten Rahmen ab. Gesellschaft- 
liche und pädagogische Forderungen können eine 
Änderung der Verfassungsbestimmungen nahele- 
gen, wie umgekehrt ein starres Festhalten an älte- 
ren Verfassungsgrundsätzen zur Verzögerung von 
Modernisierungsmaßnahmen, wenn nicht gar zu 
einer Stagnation im Bildungswesen führen kann. 

Die Bedeutung der verfassungsrechtlichen Grund- 
lagen für die Bildungspolitik ist in der Bundesrepu- 
blik erheblich größer als in Mitteldeutschland. Das 
folgt daraus, daß die Verfassung der DDR durchweg 
eine geringere Bedeutung für die staatliche und 
politische Wirklichkeit hat 1 ). 

Nach dem Grundgesetz der Bundesrepublik Deutsch- 
land sind die Länder in weitgehendem Maße für das 
Bildungswesen zuständig. Den kulturpolitischen, 
insbesondere bildungspolitischen Aktivitäten des 
Bundes sind dadurch verfassungsrechtlich relativ 
enge Grenzen gezogen. Die sachlichen Regelungen 
des Schul- und Hochschulwesens finden sich in den 
verschiedenen gesetzlichen Regelungen der Länder. 
Die Entwicklung seit 1949 hat zu einer Koordinierung 
der Länder auf schul- und hochschulpolitischem Ge- 
biet und seit dem Ende der fünfziger Jahre zu einem 
wachsenden Interesse des Bundes in allen Bereichen 
des Bildungswesens geführt. Wichtigstes Koordina- 
tionsgremium ist die Ständige Konferenz der Kul- 
tusminister der Länder; Vereinbarungen grundsätz- 
licher Art werden durch Abkommen der Minister- 
präsidenten der Länder getroffen. 

Dieser besonderen verfassungsrechtlichen Situation 
des Bildungswesens in der Bundesrepublik mit der 
daraus resultierenden Vielfalt in der äußeren und 
inneren Gestaltung des Schul- und Hochschulwesens 
steht im anderen Teil Deutschlands nichts Entspre- 
chendes gegenüber. Die Verfassung der DDR von 
1949 hatte zwar festgelegt, daß die „Einrichtung des 
öffentlichen Schulwesens und die Durchführung des 
Schulunterrichts den Ländern obliegen", gleichzeitig 
aber der „Republik", d. h. den zentralen staatlichen 
Organen, den Erlaß einheitlicher gesetzlicher Grund- 
bestimmungen übertragen und die Möglichkeit ein- 
geräumt, selbst öffentliche Schuleinrichtungen zu 
schaffen. Bereits 1946 waren die von den damaligen 
fünf Ländern der Sowjetischen Besatzungszone be- 
schlossenen „Gesetze zur Demokratisierung der 
deutschen Schule" inhaltlich nahezu identisch. Nach 
Aufhebung der Länder und Errichtung der Bezirke 
(1952) verloren die Verfassungsbestimmungen über 
die Beteiligung der Länder ihren Sinn. Aufgrund 
der Verfassung von 1968 sind Volkskammer, Staats- 


*) Vgl. Siegfried Mampel: Herrschaftssystem und Ver- 
fassungstruktur in Mitteldeutschland. Köln 1968. 


! rat und Ministerrat die für die gesetzliche Regelung 
des Bildungswesens durch Gesetze, Beschlüsse, Er- 
lasse und Verordnungen zuständigen Organe. Das 
Bildungswesen ist demnach verfassungsrechtlich 
zentralistisch geordnet. Ausdruck dessen ist das von 
der Volkskammer am 25. Februar 1965 verabschie- 
dete „Gesetz über das einheitliche sozialistische Bil- 
dungssystem", welches die umfassende gesetzliche 
Grundlage für die Regelungen in allen einzelnen 
Bereichen des Bildungswesens darstellt. 


2. Bildungspolitischer Entscheidungsprozeß 

Aus der verfassungsmäßigen Aufteilung der Kom- 
petenzen im Bildungswesen der Bundesrepublik er- 
gibt sich die Notwendigkeit einer koordinierten 
Planung. So haben z. B. die Empfehlungen des Wis- 
senschaftsrates „Zum Ausbau der wissenschaftlichen 
Hochschulen bis 1970" wesentlich auf die Entwick- 
lung an den deutschen Universitäten eingewirkt. 
Ebenso ist zu erwarten, daß die jüngst veröffent- 
lichten Empfehlungen des Bildungsrates, z. B. „Zur 
Neugestaltung der Abschlüsse im Sekundarschulwe- 
sen" oder zur „Einrichtung von Schulversuchen mit 
Ganztagsschulen" wichtige Impulse für die Reform 
des Bildungswesens geben. Schon heute haben die 
Bemühungen der Ständigen Konferenz der Kultus- 
minister um eine Selbstkoordinierung zu einem 
Stand des Schulwesens geführt, der bei aller Man- 
nigfaltigkeit ein hohes Maß an Einheitlichkeit in 
den Grundstrukturen aufweist. Die bildungspoli- 
tischen Entscheidungen werden dabei von den ein- 
zelnen Landtagen und Landesregierungen getroffen. 
Neuerdings bietet außerdem das Grundgesetz die 
Möglichkeit, Bildungsplanung als Gemeinschaftsauf- 
gabe von Bund und Ländern zu betreiben. Da Bil- 
dungspolitik kein isolierter Bereich ist, sondern in 
engem Zusammenhang etwa mit der Wirtschafts-, 
Sozial-, Verteidigungs- oder Raumordnungspolitik 
steht, ist der Bund, der hierfür die Verantwortung 
trägt, in steigendem Maße aufgerufen, sich auch 
Fragen des Bildungswesens zu widmen. Die Bundes- 
regierung hat insbesondere durch ihre Mitarbeit 
im Bildungsrat und Wissenschaftsrat die Möglich- 
keit, auf die bildungspolitische Entwicklung Einfluß 
zu nehmen. Ferner kann der Bund in Wahrnehmung 
seiner Zuständigkeiten, von denen hier nur das 
Recht der Wirtschaft, die allgemeinen Grundsätze 
des Hochschulwesens, das Arbeitsrecht, die Ausbil- 
dungsförderung und der öffentliche Dienst genannt 
werden sollen, die Ergebnisse zentraler Planungen 
in gesetzliche Regelungen für das gesamte Bundes- 
gebiet umsetzen. 

Diesem bewußt vielseitigen bildungspolitischen Ent- 
scheidungsprozeß in der Bundesrepublik steht die 
in dem mitteldeutschen Herrschaftssystem begrün- 
dete Möglichkeit gegenüber, das Bildungswesen wie 
auch alle übrigen Lebensbereiche einheitlich zu len- 
ken und die notwendigen politischen Entscheidun- 
gen zentral zu treffen. Das Monopol der bildungs- 
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politischen Entscheidung liegt in den Händen der 
SED-Führungsspitze, die weder ernst zu nehmende 
parteipolitische Konkurrenten hat noch die Plurali- 
tät gesellschaftlicher Interessen auf einen Nenner 
bringen muß. Die grundlegenden gesetzlichen Rege- 
lungen, die von den staatlichen Organen getroffen 
werden, beruhen auf entsprechenden Direktiven 
und Beschlüssen des Zentralkomitees oder Politbü- 
ros der SED. Darüber hinaus besitzen die Entschlie- 
ßungen der obersten Parteigremien auch ohne ihre 
Umsetzung in Gesetze oder Verwaltungsakte ver- 
bindliche Geltung. Gerade im Bildungswesen sind 
die weitreichenden und einschneidenden Verände- 
rungen seit 1949 von den Parteibeschlüssen, bei teil- 
weisem Fortbestand der gesetzlichen Regelungen, 
ausgegangen. 

Dabei versucht die politische Führung in Mittel- 
deutschland, ihre Entscheidungen auf zweifache 
Weise mit der Wirklichkeit in Beziehung zu halten: 
durch Aktivierung einer „pädagogischen Öffentlich- 
keit" und durch die Beteiligung von wissenschaft- 
lichen Experten. Vor dem Erlaß grundlegender Ge- 
setze über das Bildungswesen und die Jugenderzie- 
hung werden die „gesellschaftlichen Kräfte" durch 
die Parteiorganisationen der SED „mobilisiert", um 
einmal eine Art plebiszitäre Zustimmung herbeizu- 
führen und zum anderen den Boden für die prak- 
tische Durchführung der beabsichtigten Maßnahmen 
vorzubereiten. Diese direkte Partizipation in Form 
einer „allgemeinen Volksaussprache", etwa anläß- 
lich der Verabschiedung des Bildungsgesetzes von 
1965, wird als Mittel der „schöpferischen sozialisti- 
schen Demokratie" dem parlamentarischen Verfah- 
ren in der Bundesrepublik gegenübergestellt. So 
problematisch dies ist, weil im anderen Teil Deutsch- 
lands durch die genannten Formen das Fehlen kon- 
kurrierender bildungspolitischer Entscheidungsmög- 
lichkeiten nur mühsam verdeckt wird, so voreilig 
wäre es, darin nichts weiter als geschickte Manipu- 
lation zu sehen. Zumindest subjektiv dürfte gerade 
in Schul- und Erziehungsfragen die noch so be- 
grenzte faktische Mitgestaltung im eigenen Erfah- 
rungs- und Wirkungsbereich für die Eltern ein Stück 
demokratischer Teilnahme bedeuten. Die dadurch 
gebildete pädagogische Öffentlichkeit, die außerdem 
von Betrieben, Gewerkschaften und Jugendorgani- 
sationen bestimmt wird, ist zweifellos nicht „auto- 
nom", sondern gelenkt; trotzdem muß die Partei- 
und Staatsführung vorhandene kritische Stimmun- 
gen in Rechnung stellen. 

Eine wichtigere Rolle bei den bildungspolitischen 
Entscheidungen im anderen Teil Deutschlands spielen 
die wissenschaftlichen Sachverständigen. Es gehört 
zu den bemerkenswertesten Neuerungen in der Bil- 
dungspolitik der DDR, daß sie sich seit den frühen 
sechziger Jahren in wachsendem Maße auf wissen- 
schaftliche Entscheidungshilfen stützt. Die oben als 
„pädagogische Öffentlichkeit" bezeichneten Kräfte 
stellen in ihrer diffusen Mischung eher den Reso- 
nanzboden der Bildungspolitik dar, die wissen- 
schaftlichen Experten dagegen gestalten sie mit. Zur 
Vorbereitung des Gesetzes über das einheitliche 
sozialistische Bildungssystem wurde z. B. im März 
1963 vom Ministerrat der DDR eine aus 67 Wissen- 
schaftlern verschiedener Disziplinen, praktischen 


Pädagogen, Wirtschafts- und Verwaltungsfunktio- 
nären bestehende Staatliche Kommission eingesetzt, 
die im April 1964 „Grundsätze für die Gestaltung 
des einheitlichen sozialistischen Bildungssystems" 
vorlegte. Die Kommission ging von den prinzipiel- 
len Entscheidungen des VI. Parteitages der SED aus 
und stützte sich — nach eigenen Aussagen • — in 
ihren Einzelvorschlägen auf verschiedene wissen- 
schaftliche Erhebungen und Untersuchungen. 

In diesem Falle handelte es sich um ein Gremium 
gemischten, repräsentativen und wissenschaftlichen 
Charakters mit einmaliger Aufgabenstellung. Hin- 
gegen besitzt der schon 1959 geschaffene, im März 
1966 umstrukturierte Wissenschaftliche Rat des 
Ministeriums für Volksbildung als ständige Einrich- 
tung eine ausgesprochene Vermittlungsfunktion 
zwischen Bildungspolitik und pädagogischer For- 
schung. Er soll für die „Umsetzung staatlicher Auf- 
gabenstellungen in Forschungsvorhaben" sorgen 
und zugleich die Forschungsergebnisse dem Ministe- 
rium zur Verfügung stellen. 

Ähnliche Aufgaben besitzen der 1958 und 1966 neu 
konstituierte Hoch- und Fachschulrat, der den Mi- 
nister für das Hoch- und Fachschulwesen in grund- 
sätzlichen Fragen der Vorausberechnung sowie in 
der Erarbeitung einheitlicher Grundsätze für Er- 
ziehung, Ausbildung und Forschung berät, ferner 
beim Amt für Jugendfragen der Wissenschaftliche 
Beirat für Jugendforschung zur Kontrolle, Koordi- 
nierung und Förderung der Jugendforschung. 

Die wissenschaftlichen oder halbwissenschaftlichen 
Beratungsgremien stellen keine selbständige poli- 
tische Kraft dar. Auch die Entwicklung grundlegen- 
der eigener Konzeptionen, wie sie z. B. von der Bil- 
dungskommission des Deutschen Bildungsrates er- 
wartet wird, gehört nicht zu ihren Aufgaben. Durch 
die direkte Abhängigkeit von der staatlichen Be- 
hörde und der zuständigen Abteilung im Zentral- 
komitee der SED ist auch der sachbezogene Ent- 
scheidungsspielraum begrenzt. Trotzdem kann man 
im Zeichen der von der SED angestrebten „wissen- 
schaftlichen Leitungstätigkeit" in allen gesellschaft- 
lichen Bereichen von einer Aufwertung des Exper- 
tenwissens und einer Abwertung des ideologisch- 
politischen Herrschaftswissens sprechen 3 ). Ange- 
sichts des fehlenden politischen Kräftespiels und 
konkurrierender Konzeptionen für das Bildungs- 
wesen, die von Parteien, Verbänden usw. ausgehen, 
spielen die wissenschaftlichen Fachleute indirekt die 
Rolle des Mit- und Gegenspielers der rein politi- 
schen Entscheidungsgremien. 


3. Wirtschaftssystem und Bildungswesen 

In der Bundesrepublik unterliegen bisher nur das 
Schul- und Hochschulwesen einer fast vollständigen 
bzw. sehr weitgehenden gesetzlichen Regelung, 
während die betriebliche Berufsausbildung bisher 
im wesentlichen durch staatlich anerkannte Ord- 
nungsmittel geregelt ist. Dagegen wird die Erwach- 


3 ) Vgl. Peter Christian Ludz: Parteielite im Wandel. 
2. Aufl. Köln-Opladen 1968. 
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senenbildung von den verschiedenen gesellschaft- 
lichen und privaten Trägern der Erwachsenenbil- • 
düng in eigener Verantwortung gestaltet. Dazu ge- : 
hört z. Z. auch der Fernunterricht, der last aus- 
schließlich auf privatwirtschaftlicher Grundlage be- 
trieben wird und nicht der staatlichen Schulaufsicht ; 
unterliegt. Die Kultusminister der Länder planen 
jedoch die Einrichtung einer Zentralstelle für Fern- 
unterricht, durch die für den Fernunterricht Möglich- 
keiten einer besseren Einbeziehung in das öffent- 
liche Bildungswesen geschaffen werden sollen. Für ! 
den Bereich der beruflichen Bildung wird ebenfalls 
eine staatliche Regelung vorbereitet, die auf eine I 
Qualitätsprüfung (nach Antrag) abzielt. ; 

In Mitteldeutschland fehlt die selbstverantwortliche : 
Mitwirkung der Sozialpartner im beruflichen Bil- 
dungswesen als Faktor der staatlichen Bildungspoli- ; 
tik völlig. Die Berufsausbildung wird nach einheit- i 
liehen staatlichen Grundsätzen durchgeführt, die 
sich ihrerseits von den Zielsetzungen der staatlichen 
Wirtschaftspolitik her bestimmt, wobei es auch viel- [ 
fach eine Konfrontation von bildungspolitisch-päda- j 
gogischen und wirtschaftlichen, vor allem betriebs- j 


— 5. Wahlperiode 


wirtschaftlichen Interessen gibt. Die Berufsausbil- 
dung ist vor allem mit der staatlichen Arbeitskräfte- 
planung eng verbunden. Die bildungsökonomisch 
übliche Charakterisierung des Bildungswesens als 
Einrichtung zur permanenten Reproduktion der Ar- 
beitskraft findet unter den Bedingungen des staats- 
sozialistischen Wirtschaftssystems in der „Kader- 
politik" ihren konsequenten Ausdruck. Es handelt 
sich dabei nicht um eine rein wirtschaftliche Ange- 
legenheit, sondern entsprechend der staatlichen Lei- 
tung der Wirtschaft und den gesellschaftspolitischen 
Zielsetzungen um eine wirtschaftlich-politisch-päd- 
agogische Gesamtaufgabe. 

In der Bundesrepublik wird dem Bedarf des Arbeits- 
marktes beim Ausbau des Bildungswesens ebenfalls 
Rechnung getragen. Im Vordergrund steht aller- 
dings das Recht des einzelnen, die den Fähigkeiten 
und Eignungen entsprechenden Ausbildungsstätten 
und Arbeitsplätze frei wählen zu können. 

Die Verklammerung des Bildungswesens mit dem 
Wirtschaftssystem und der Wirtschaftsplanung im 
anderen Teil Deutschlands wird aus folgendem 
Schema ersichtlich: 


Volkswirtschaft und einheitliches sozialistisches Bildungssystem 



Ausbildung und Erziehung von - Anforderungen der Volkswirt- 

Menschen durch das Bildung s- schaft an das Bildungssystem 

System, die den Erfordernis- 
sen der volkswirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Per- 
spektive entsprechen y/ 


Aus- und Weiterbildung von Hochschulkadern 

Übergang zu 
anderen Stu- 
fen des 
Bildungs- 
systems 

Aus- und Weiterbildung von Fachschulkadern 

System der Qualifizierung der Werktätigen 

Berufliche Grundausbildung und Berufsausbildung 

Polytechnische Ausbildung 

Oberschule 

Vorschuleinrichtungen 


Einheitliches sozialistisches Bi Idungssy stein 


Quelle: Ekkehard Sachse: Technische Revolution und Qualifikation der Werktätigen, Berlin 1965, S. 146. 
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Die Berufsausbildung in Mitteldeutschland ist dem- 
zufolge Bestandteil des staatlichen Wirtschafts- 
systems und von dessen Entwicklung abhängig. Im 
Zeichen des „Neuen ökonomischen Systems der 
Planung und Leitung der Volkswirtschaft" (1963) 
ist die unmittelbare Verantwortung der Betriebe 
und Kombinate für die Berufsausbildung durch die 
„Grundsätze für die Weiterentwicklung der Berufs- 
ausbildung als Bestandteil des einheitlichen soziali- 


stischen Bildungssystems" vom 14. Juni 1968 gesetz- 
lich festgelegt worden. Die Finanzierung aus dem 
Staatshaushalt soll schrittweise durch die Kosten- 
finanzierung der Betriebe ersetzt werden. Es zeich- 
i net sich immerhin eine Entwicklung ab, die zu einer 
stärkeren Eigenverantwortung der Wirtschaftsbe- 
triebe für die Berufsausbildung und damit zu einer 
Zurückdrängung des unmittelbaren staatlichen Ein- 
flusses führen kann. 


III. Bildungsplanung als Teil der Gesellschaftsplanung 


1. „Gesellschaftliche Prognose“ und Bildungswesen 

Seitdem die Bedeutung des Bildungswesens für die 
Verteilung sozialer Positionen und für die geringere 
oder größere soziale Mobilität der Gesellschaft an- 
erkannt worden ist, gewinnen alle Maßnahmen zu 
seiner Weiterentwicklung den Charakter gesell- 
schaftspolitischer Entscheidungen. Moderne Bil- 
dungsplanung ist nicht nur Bildungsvorsorge (etwa 
Bau von Schulen), sondern darüber hinaus Mitge- 
staltung der Gesellschaft. Die „Prognose" wird zum 
Kennzeichen eines planerischen Denkens in der mo- 
dernen Industriegesellschaft. Für den Bereich der 
Bundesrepublik wird auf die Ausführungen zur Bil- 
dungsplanung und zu den Tendenzen der voraus- 
sichtlichen Entwicklung im „Bereich über den Stand 
der Maßnahmen auf dem Gebiet der Bildungspla- 
nung" verwiesen 1 ). 

Im anderen Teil Deutschlands ist das prognostische 
Denken im Bildungswesen seit der programmati- 
schen Verkündung des „entwickelten gesellschaft- 
lichen Systems des Sozialismus" auf dem VII. Partei- 
tag der SED (April 1967) in ein neues Stadium ein- 
getreten. Die marxistisch-leninistische Ideologie mit 
ihrer Behauptung einer gesetzmäßigen Abfolge 
historischer Gesellschaftsformationen und das wirt- 
schaftliche Planungssystem der sozialistischen Staa- 
ten waren stets stärker als andere Geellschafts- und 
Wirtschaftstheorien zukunftsorientiert und pla- 
nungsgläubig. Kennzeichnend für die neue Entwick- 
lung im anderen Teil Deutschlands ist zweierlei: 
der Übergang zu einer gesellschaftlichen Gesamt- 
planung und der Versuch, dies „auf wissenschaft- 
licher Grundlage" zu tun. Das „entwickelte gesell- 
schaftliche System des Sozialismus" soll ein wissen- 
schaftlich geplantes und organisiertes Sozialsystem 
sein. Die Gesellschaftswissenschaften — Philosophie, 
Soziologie, Ökonomie, Psychologie und Pädagogik — 
erfüllen dabei die Funktion von „Leitungswissen- 
schaften", und zwar sowohl in der Bereitstellung 
und Anwendung von Methoden und Techniken der 
gesellschaftlichen Planung als auch bei der plan- 
mäßigen Entwicklung des „sozialistischen Bewußt- 
seins" der Bürger. 

Dem Bildungswesen wird im Hinblick auf die ge- 
samtgesellschaftliche Entwicklung eine „Schritt- 


b Drucksache V/2166, S. 4 ff. und S. 364 , — Siehe auch 
Vorbemerkungen S. 4. 


macherfunktion" zugeschrieben, es soll einen „Bil- 
dungsvorlauf" sichern. Damit ist die Orientierung 
an den oft zitierten Anforderungen des Jahres 1980 
oder des Jahres 2000 ebenso gemeint wie die 
ökonomische Erkenntnis von der Bedeutung des 
Faktors „Bildung" für die Erhöhung des Sozialpro- 
dukts. Beides ist nichts für die DDR Spezifisches; 
auch die daraus abgeleiteten „Schwerpunkte der 
prognostischen Arbeit im Bereich des Bildungswe- 
sens" 2 ) gehören zu den international allgemein an- 
erkannten Aufgabenstellungen der Bildungsplanung. 
Es handelt sich dabei vor allem um: 

— die Prognose der Anforderungen an die Bildungs- 
inhalte der allgemeinbildenden Schule, der beruf- 
lichen Bildung und der anderen Einrichtungen 
des Bildungswesens; 

— eine vorausschauende Planung des Standorts und 
der Gliederung der Bildungseinrichtungen; 

— Prognose über die Anwendung moderner Technik 
und moderner Leitungsmethoden in der Verwal- 
tung des Bildungswesens und in der Bildungs- 
planung; 

— Prognosen über die Entwicklung einer Technolo- 
gie des Unterrichts, u. a. des programmierten 
Unterrichts. 3 ) 

Eine allgemeine Folgerung aus dem in Mittel- 
deutschland geforderten „prognostischen Denken" 
besteht darin, daß das Bildungswesen künftig we- 
niger statisch und stärker dynamisch betrachtet 
werden soll. Das „einheitliche sozialistische Bil- 
dungssystem", wie es im Gesetz von 1965 fixiert 
worden ist, soll sich ständig neuen gesellschaftlichen 
Anforderungen anpassen und aus den Erfahrungen 
der Praxis korrigierbar sein. 

Daraus könnte man auf eine Befreiung des Planungs- 
denkens in Mitteldeutschland von den Fesseln der 
in die Zukunft projizierten Gesellschaftsmodelle von 
gestern schließen, zumal viel von einer „bewußten 
Leitung der gesellschaftlichen Prozesse" durch den 
gebildeten sozialistischen Bürger die Rede ist. In- 
dessen bestehen hier nicht zu übersehende Schran- 
ken. Die Prognose soll auch die „Planung der gei- 
stigen, insbesondere ideologischen Prozesse" umfas- 


-) Kurt Hager: Bildung und Kultur im entwickelten ge- 
sellschaftlichen System des Sozialismus und die Auf- 
gaben der Parteiorganisationen. Berlin 1967. S. 10. 
b ebendort S. 10 f. 
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sen, und die Partei „realisiert in der prognostischen 
und planenden Tätigkeit eine wesentliche Seite 
Ihrer 4 ) wachsenden Führungsrolle in der sozialisti- 
schen Entwicklung". In diesem politischen Monopol- 
anspruch auf eine „wissenschaftliche Leitung" der 
Gesellschaftsentwicklung liegt der fundamentale Un- 
terschied gegenüber der Bildungsplanung in der 
Bundesrepublik. Diese versteht sich zwar ebenfalls 
als Teil einer die verschiedenen gesellschaftlichen 
und kulturellen Lebensbereiche mitgestaltenden Pla- 
nung und Politik, indessen nicht als Instrument zur 
Realisierung „totaler" Gesellschaftsentwürfe. 


2. Verfahren der Bildungsplanung 
in Mitteldeutschland 

Die Bildungsplanung in Mitteldeutschland ist — wie 
erwähnt — durch die starke Akzentuierung der 
Bildung als Berufsausbildung besonders eng mit der 
Wirtschaftsplanung, speziell der Arbeitskräftepla- 
nung verbunden. Aus den mehr programmatischen 
Zielen der Bildungspolitik, wie Bedarfsdeckung der 
Wirtschaft und Gesellschaft, Sicherung der inter- 
nationalen Konkurrenzfähigkeit, gleiche Bildungs- 
chancen, Erhöhung des Bildungsniveaus usw. wer- 
den für die Bildungsplanung operationeile Ziele 
abgeleitet, d. h. quantitativ formulierte Größen, wie 
z. B. Quoten, Bedarfszahlen usw. Oberstes Ziel der 
Planung ist die Deckung des gegenwärtigen und 
zukünftigen Bedarfs von Wirtschaft und Gesellschaft 
an qualifizierten Arbeitskräften aller Kategorien. 

Durch die allgemeine zehnjährige Schulpflicht ist die 
Planung im Bereich des allgemeinbildenden Schul- 
wesens relativ einfach, obwohl die Zahl der Schul- 
abgänger nach der 8. Klasse und derjenigen, die 
schon vorher die Schule verlassen, Unsicherheiten 
im Hinblick auf die Lehrlingsplanung mit sich bringt. 
Ausgangspunkt für die Planung der Schulabgänger 
der allgemeinbildenden Schulen sowie für die Pla- 
nung der Berufsausbildung und der Hoch- und Fach- 
schulbildung ist die perspektivische Arbeitskräfte- 
planung: Nach den staatlichen Direktiven arbeiten 
die Betriebe Kaderbedarfspläne aus. In der Vergan- 
genheit war die Planung sehr kurzfristig und noch zu 
einseitig auf die Überwindung des akuten Arbeits- 
kräftemangels ausgerichtet statt auf die langfristige 
Entwicklung. 

Die besondere Bedeutung, die der Planung und 
Leitung des Bildungswesens in Mitteldeutschland 
beigemessen wird, könnte den Eindruck erwecken, 
als habe sich die bildungspolitische Entwicklung nach 
einem rationalen Plan vollzogen, d. h. in folgerich- 
tiger Anpassung an objektive Gegebenheiten und 
an mit wissenschaftlichen Methoden vorausgesehene 
zukünftige Erfordernisse, während in der Bundes- 
republik durch die politischen und staatsrechtlichen 
Gegebenheiten und den bewußt anerkannten Plura- 
lismus der Weltanschauungen eine disharmonische 
Entwicklung zu beobachten sei. Tatsächlich zeichnet 


4 ) Lothar Oppermann: Die gesamtgesellschaftliche Prog- 
nose und das Bildungswesen. DLZ — Information, Bei- 
lage zur Deutschen Lehrerzeitung Nr. 33 vom 
16. August 1967, S. 5. 


sich jedoch in Mitteldeutschland trotz rigoroser 
Handhabung der Planungsmechanismen die schul- 
politische Entwicklung insgesamt durch eine Abfolge 
überstürzt eingeführter, radikaler und weder von 
der Bevölkerung noch von der Lehrerschaft getra- 
gener Veränderungen aus; sie werden begleitet von 
Versuchen, die abträglichen Folgen solcher radika- 
len Schritte wieder aufzufangen. Dies gilt z. B. für 
die Einführung einer dogmatisch verstandenen star- 
ren Einheitsschule und für die wechselvolle Ge- 
schichte der polytechnischen Bildung, die das Schul- 
wesen mehrere Jahre lang in einem Zustand der 
Verwirrung, der Unsicherheit und des Leistungsab- 
falls gehalten hat, ehe sich die gegenwärtige Form 
stabilisierte. Der langfristig zu beobachtende schul- 
politische Fortschritt ist also teuer erkauft. 

Demgegenüber zeigt die schulpolitische Entwicklung 
in der Bundesrepublik, die geprägt ist durch Tradi- 
tion, behutsame Reformversuche, den bildungspoli- 
tischen Einfluß der westeuropäischen Staaten und 
die Koordinierungsbemühungen der Länder, ein nach 
außen möglicherweise weniger eindeutiges Bild, 
objektiv aber ein durchaus rationales Muster. Im 
anderen Teil Deutschlands trafen Partei- und Staats- 
führung aus eigener Machtvollkommenheit bildungs- 
politische Entscheidungen, die den Zweck hatten, 
das gesellschaftliche Bewußtsein erst zu schaffen, 
das ihr System sichern sollte. Dagegen spiegelt die 
bildungspolitische Entwicklung in der Bundesrepu- 
blik die gesellschaftliche Situation mit all ihren Un- 
sicherheiten, zugleich aber auch mit ihren Über- 
zeugungen wider, die das Bildungswesen einer frei- 
heitlichen Ordnung tragen müssen und die einen 
stetigen Fortschritt verbürgen. 

In Mitteldeutschland erhofft man sich von der neuen 
Wirtschaftsreform mit der zunehmenden Rationali- 
sierung auch eine mehr wirtschaftliche Orientierung 
der Arbeitskräfteplanung und damit auch eine reali- 
stischere Einschätzung des Arbeitskräftebedarfs. 

Auf der Grundlage dieser Arbeitskräftebedarfspla- 
nung wird von den Betrieben der Perspektiv- und 
Jahresplan der Berufsausbildung — der sogenannte 
Plan der „Neueinstellung von Schulabgängern in 
die Berufsausbildung" — ausgearbeitet und mit den 
verschiedenen Staats- und Wirtschaftsorganen ab- 
gestimmt. Die Kreisämter für Arbeit und Berufs- 
beratung versuchen sodann, durch Maßnahmen der 
Berufsberatung die Pläne der Berufsausbildung mit 
den Berufswünschen der Schulabgänger in Überein- 
stimmung zu bringen. Die Ämter „bilanzieren" die 
durch individuelle Bewerbung der Abgänger bei 
den Betrieben hervorgegangenen Lehrverträge und 
kontrollieren damit die Planung der Berufsausbil- 
dung. 

Ebenfalls auf der Grundlage der Arbeitskräftebe- 
darfsplanung erfolgt die Planung der „Erwachsenen- 
qualifizierung" (d. h. die Fortbildung Berufstätiger 
für höhere Stellungen im Beruf); sie ging allerdings 
bisher auch vom unmittelbaren Bedarf und nicht von 
den technisch-wissenschaftlichen Erfordernissen aus, 
so daß die Qualifizierungsmaßnahmen oft zu spät 
eingeleitet wurden. 

Auch im Hoch- und Fachschulbereich orientieren 
sich die Betriebe bei der Bedarfsplanung an den von 
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den zentralen staatlichen Organen herausgegebenen 
Funktions- und Fachrichtungsnomenklaturen und 
einigen Kennziffern, wie z. B. Verhältnis der Hoch- 
und Fachschulkader zur Anzahl der Beschäftigten, 
zur Bevölkerung usw. Diese Bedarfsplanung ist wie- 
derum Ausgangspunkt für die Planung der Zulas- 
sungen von Studierenden, für die Absolventenpla- 
nung und für die gesamte Entwicklungsplanung des 
Hoch- und Fachschulwesens. 

Allerdings ist diese Planung im Hoch- und Fach- 
schulbereich erst in den letzten Jahren durch die 
langfristigere Bedarfsplanung effektiver geworden. 
Vorher konnte man eigentlich nur von einer durch 
den gegenwärtigen Bedarf und vage Zukunftsvor- 
stellungen bestimmten Lenkung der Immatrikula- 
tions- und Absolventenströme sprechen. 

Im Jahre 1964 begannen die Arbeiten an einem Be- 
darfsplan bis 1970; 1967 wurde eine Prognose über 
den Bedarf an Hoch- und Fachschulkadern im Jahre 
1980 vorgelegt, wobei man allerdings feststellte, daß 
die wissenschaftliche Prognostik in einzelnen Indu- 
striebereichen noch nicht sehr weit entwickelt ist. 
Diese Prognosen sollen nunmehr die Grundlage für 
die Zulassungspläne, die bisher vorwiegend nach 
der Kapazität der Hoch- und Fachschulen ausgearbei- 
tet wurden, sein. Auf ihnen soll auch die Planung 
im Bereich der weiterführenden Schulen beruhen, 
die sich bisher nur kurzfristig an den jährlich be- 
kannt gegebenen Immatrikulationszahlen orientiert 
hatte. 

Die Planung der Absolventen der Hoch- und Fach- 
schulen ist ebenso langfristig an der Bedarfsplanung 
orientiert. Auf der Grundlage langfristiger Bedarfs- 
rechnungen und der auf Grund der Zulassungen zum 
Hoch- und Fachschulstudium berechneten Entwick- 
lung der Absolventenzahlen werden die einzelnen 
Absolventengruppen vorausschauend „bilanziert". 
Danach werden Richtwertkennziffern für den Ein- 
satz der Hoch- und Fachschulabsolventen ausgear- 
beitet, die ca. IV 2 Jahre vor dem Berufseinsatz von 
den bilanzierenden Organen an die Hauptbedarfs- 
träger (zentrale und örtliche Staatsorgane) über- 
geben werden und von diesen an die nachgeord- 
neten Organe, die eigentlichen Bedarfsträger (Be- 
triebe und andere Einrichtungen), weitergeleitet 
werden. Auf der Grundlage dieser Kennziffern (Zahl 
der Absolventen) richten die Bedarfsträger ihre An- 
forderungen an das Zentrale Rechenzentrum in Mag- 
deburg. Gleichzeitig werden sogenannte Absolven- 
tenkarten von den Ausbildungseinrichtungen an das 
Rechenzentrum weitergegeben. So werden vom 
Rechenzentrum Listen mit den Einsatzmöglichkeiten 
für das kommende Jahr erstellt. Zur Vermittlung 
der Absolventen an die Bedarfsträger werden in den 
einzelnen Fachrichtungen spezielle Kommissionen 
gebildet, so daß etwa ein Jahr vor dem Berufsein- 
satz schon Arbeitsverträge zwischen den Betrieben 
und Absolventen geschlossen werden können. 

Insgesamt kann gesagt werden, daß seit etwa 1965 
systematisch an der Entwicklung eines Planungs- 
systems im Bereich des Bildungswesens gearbeitet 
wird, und zwar derart, daß einmal die einzelnen Be- 
reiche des Bildungssystems aufeinander abgestimmt 
werden und zum anderen die Bildungsplanung sich 


mittels wissenschaftlich erarbeiteten Prognosen an 
der technisch-ökonomischen und territorialen Ent- 
wicklung orientiert. Dabei bedient man sich moder- 
ner mathematischer und kybernetischer Methoden, 
wie z. B. Operation research, Matrizenrechnung, 
Netzplantechnik, elektronischer Datenverarbeitung. 
So soll der notwendige „wissenschaftliche Vorlauf" 
in der Bildungsplanung, dessen Fehlen sich hinder- 
lich auf die Perspektivplanung der Volkswirtschaft 
ausgewirkt hatte, sichergestellt sein. Freilich bleibt 
die Wirksamkeit solcher Methoden dann zweifel- 
haft, wenn sie nicht der Rationalisierung, sondern 
lediglich dem unkritischen Vollzug ideologisch be- 
stimmter Vorabentscheidungen dienen. 


3. Planziffern für die Entwicklung des 

Bildungswesens im anderen Teil Deutschlands 

Die Notwendigkeit, im Rahmen lang- und mittel- 
fristiger Bildungsplanung Vorausschätzungen der 
quantitativen Entwicklung in den einzelnen Berei- 
chen des Bildungswesens vorzunehmen, wird kaum 
noch bestritten. Die Faktoren, welche eine solche 
Vorausschätzung bestimmen, sind entweder mehr 
konstanter Art (z. B. die Geburten- und Bevölke- 
rungsentwicklung) oder stärker dynamischer Natur 
(z. B. Zuwachs an Schülern auf höheren Bildungsstu- 
fen aufgrund subjektiver Entscheidungen und einer 
starken „Bildungswerbung"); in jedem Falle bewir- 
ken sie einen relativ breiten Spielraum, innerhalb 
dessen sich Vorausschätzungen bewegen, so daß die- 
sen ein beträchtliches Unsicherheitselement inne- 
wohnt. Die unterschiedlichen Ausgangspunkte des 
„Bedarfsmodells" und des „Nachfragemodells" mit 
ihren abweichenden Ergebnissen illustrieren diese 
Problematik. Vorausschätzungen im Bereich des Bil- 
dungswesens basieren wesentlich auf politischen 
Grundannahmen und besitzen instrumentalen Cha- 
rakter. 

In der DDR werden in den langfristigen Perspektiv- 
plänen zur Entwicklung der Volkswirtschaft Plan- 
ziffern für einzelne Bereiche des Bildungswesens 
festgelegt; sie besitzen nicht immer einen hohen 
Realitätswert, spiegeln aber die bildungspolitischen 
Zielvorstellungen der Führung wider. 

In der folgenden Übersicht kam es darauf an, die 
konkreten Planziffern für die Bildungspolitik in der 
DDR, soweit sie allgemein zugänglich sind, auf eini- 
gen wichtigen Gebieten zusammenzustellen. Die 
Angaben hierzu sind leider nicht sehr zahlreich und 
oft auch wenig exakt. 

Eine entsprechende Aufstellung für die Bundesrepu- 
blik war im Rahmen dieser Untersuchung nicht mög- 
lich; sie müßte die vorliegenden Veröffentlichungen 
über einzelne Bereiche des Bildungswesens (z. B. die 
Arbeiten des Wissenschaftsrates über den Ausbau 
der Wissenschaftlichen Hochschulen) und die Pla- 
nungen in den einzelnen Ländern der Bundesrepu- 
plik Deutschland, die teilweise noch nicht publiziert 
sind, auswerten und dabei insbesondere den Grad 
der politischen Verbindlichkeit, der solchen Zielwer- 
ten und Prognosen innewohnt, deutlich werden las- 
sen. 
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Übersicht der Planziffern im Bildungswesen in Mitteldeutschland 


Bereich 

Vorschulerziehung *) 

Plätze in Kinderkrippen. Zuwachs gegenüber 1966 

Plätze in Kindergärten 

Zuwachs gegenüber 1966 


Tageserziehung *) 

Plätze, Zuwachs gegenüber 1966 


1970 


+ 40 000 

(= 25 v. H. aller Kinder 
bis zu 3 Jahren) 


+ 125 000 

(= 75 v. H. aller Kinder 
von 3 bis 6 Jahren) 


+ 100 000 


1975 | 1980 


Allgemeinbildende Schulen 


I Übergang von der 8. Klasse der Oberschule in die 

| 9. Klasse 1 * * 4 ) 2 ) 

i 

| Abiturientenquote 3 ) (Absolventen der Erweiterten Ober- 
| schule und der Abiturklassen in Berufsschulen) 


80 v. H. 

mindestens 18 v. H. 
eines Altersjahrganges 


Hoch- und Fachschulen 

Verhältnis Studienbewerber je Studienplatz an Hoch- 
schulen 3 ) 

Studierende an Hochschulen und Fachschulen 4 ) 

Studierende auf je 10 000 Einwohner 


1 : 1,2 
256 000 
ca. 150 


272 000 


280 000 


Bestand an Hoch- und Fachschulkadern 5 ) 

1965 = 515 000 (insgesamt Steigerung auf das 2,5fache bei 
Naturwissenschaftlern und Ingenieuren auf das 3,5fache) . . 

Hochschulkader je 1000 6 ) Arbeiter und Angestellte 

Fachschulkader entsprechend 

Verhältnis Hochschulkader : Fachschulkader 


46 

76 

1 : 1,6 


120 000 


Quellen: 

J ) Gesetz über den Perspektivplan zur Entwicklung der Volkswirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik bis 
1970, vom 26. Mai 1967. (GBl. I S. 65) 

2 ) Kurt Hager: Bildung und Kultur im entwickelten gesellschaftlichen System des Sozialismus und die Aufgaben der 
Parteiorganisationen. Berlin 1967, S. 12. 

3 ) Wolfgang Fichtner: Die Perspektive unserer Volkswirtschaft und das Bildungswesen. In: Pädagogik, 20 Jg. 1965, 
S. 841. 

4 ) Hager, a. a. O., S. 45. 

5 ) Hager, a. a. O., S. 37. 

6 ) Ekkehard Sachse: Technische Revolution und Qualifikation der Werktätigen. Berlin 1965, S. 143. 


IV. Aufbau und Organisationsformen des Bildungswesens 


1. Leitung und Verwaltung des Biidungswesens 

In der Bundesrepublik sind die Schulen in ihrer 
überwiegenden Mehrzahl öffentliche Einrichtungen, 

die Universitäten und Hochschulen (mit Ausnahme 

der Kirchlichen Hochschulen) sind es ausschließlich. 

Die vom Grundgesetz zugelassenen privaten Schulen 

bedürfen zu ihrer Errichtung der Genehmigung des 


Staates und unterstehen der staatlichen Aufsicht; sie 
besitzen aber die Freiheit, eigenständige pädagogi- 
sche, weltanschauliche und organisatorische Formen 
zu entwickeln. Der Staat besitzt im allgemeinbilden- 
den und berufsbildenden Schulwesen kein Monopol. 
Im anderen Teil Deutschlands ist schon 1946 der 
Grundsatz der vollen Staatlichkeit des Bildungs- 
wesens eingeführt worden. Dementsprechend unter- 
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stehen alle Erziehungs- und Bildungseinrichtungen 
(mit Ausnahme einer kleinen Zahl konfessioneller 
Kindergärten) nicht nur einer staatlichen Aufsicht, 
sondern einer unmittelbaren Leitung und Verwal- 
tung durch staatliche Organe. 

Oberstes staatliches Leitungs- und Planungsorgan 
für das einheitliche sozialistische Bildungssystem ist 
der Ministerrat der DDR, der die Tätigkeit, Organi- 
sation und Verantwortlichkeit der für die einzelnen 
Bereiche des Bildungswesens zuständigen Staats- 
und Wirtschaftsorgane bestimmt. Die wichtigsten 
zentralen Behörden sind: das Ministerium für Volks- 
bildung, das für die Kindergärten, die allgemeinbil- 
denden Schulen und Sonderschulen, Volksschulen, 
die Lehreraus- und -Weiterbildung und die staatliche 
Jugendförderung zuständig ist, das Ministerium (bis 
1967 Staatssekretariat) für Hoch- und Fachschul- 
wesen und das Staatliche Amt für Berufsausbildung. 
Für die Kinderkrippen ist das Ministerium für Ge- 
sundheitswesen zuständig, für eine Reihe von Fach- 
und Hochschulen die entsprechenden Fachministe- 
rien und -behörden (z. B. Ministerium für Kultur, 
Landwirtschaftsrat beim Ministerrat) im Zusammen- 
wirken mit dem Ministerium für das Hoch- und Fach- 
schulwesen sowie auf dem Gebiet der Berufsausbil- 
dung die entsprechenden Industrieministerien als 
Planungs- und Kontrollorgane in ihrem Bereich. 

Auf der unteren Ebene sind die Räte der Bezirke 
und Kreise (in den Großstädten der Stadtbezirke) 
mit ihren Abteilungen Volksbildung für die prak- 
tische Verwirklichung der zentralen Beschlüsse ver- 
antwortlich. Die Räte der Gemeinden und Städte 
sind Schulträger, im Sinne der auch in der Bundes- 
republik gültigen kommunalen Pflichtaufgaben; eine 
Mitwirkung bei der Auswahl der Lehrer findet 
jedoch nicht statt. Die Betriebsberufsschulen unter- 
stehen den Betrieben bzw. Kombinaten, die kom- 
munalen Berufsschulen dagegen den Räten der 
Kreise. Bei den örtlichen Volksvertretungen be- 
stehen ständige Kommissionen für Volksbildung. 
Die Durchführung der schulpolitisch-pädagogischen 
Maßnahmen wird durch eine spezielle Schulinspek- 
tion als Organ des Ministeriums für Volksbildung 
und der Abteilungen für Volksbildung bei den 
Räten der Bezirke und Kreise kontrolliert. 

Grundlegend für die Leitung der einzelnen Schule 
ist die „Verordnung über die Sicherung einer festen 
Ordnung an den allgemeinbildenden Schulen — 
Schulordnung" vom 20. Oktober 1967. Sie regelt im 
einzelnen Stellung und Befugnisse des Direktors, der 
für die „politische, pädagogische und schulorganisa- 
torische Leitung der Schule persönlich verantwort- 
lich" ist, die Aufgaben des beratenden Kollegial- 
organs „Schulleitung" und des Pädagogischen Rates, 
die Pflichten und Rechte der Lehrer und Schüler 
sowie die Beziehungen der Schule zu Eltern, Betrie- 
ben und Öffentlichkeit 1 ). Der Sekretär der Schul- 
parteiorganisation der SED, der die politisch-ideolo- 
gische Führungs- und Kontrollfunktion obliegt 2 ), 


ü GBl. II, 1967, S. 769. — Vgl. Hartmut Vogt: Die neue 
Schulordnung der DDR. In: Deutschland-Archiv, 1. Jg., 
1968, S. 225—238. 

2 ) Vgl. Hager, a. a. O., S. 30. 


der Vertreter der Gewerkschaftsgruppe und der 
„Freundschaftspionierleiter" haben das Recht, an 
den Beratungen der Schulleitung teilzunehmen. Eine 
gesetzlich vorgeschriebene Schülerselbst- oder -mit- 
verwaltung besteht nicht; die an der Schule vorhan- 
dene Grundorganisation der FDJ und die „Pionier- 
freundschaft" der Pionierorganisation „Ernst Thäl- 
mann" werden zur sozialistischen Erziehung und zur 
i Sicherung einer festen Ordnung an der Schule her- 
' angezogen. Eine Mitwirkung von Schülern an den 
Leitungs- und Beratungsgremien ist nicht vorgese- 
j hen. 

Die Beziehungen der Eltern zur Schule werden durch 
j gesetzlich vorgeschriebene Elternbeiräte, die auf 
! Grund von Listenvorschlägen gewählt werden, so- 
j wie durch Klassenelternaktivs im Sinne des „soziali- 
' stischen Elternrechts" wahrgenommen 3 ). 

1 Für die Verwaltung des Bildungswesens in der Bun- 
desrepublik sind — im Vergleich mit dem anderen 
Teil Deutschlands — außer der Tatsache, daß es 
keine obersten Verwaltungsorgane auf Bundes- 
ebene gibt, vor allem folgende Merkmale charak- 
teristisch: 

1 — Staat und Gemeinde stehen im öffentlichen Schul- 
wesen in einem Partnerschaftsverhältnis zuein- 
ander, das über die Frage der Schulträgerschaft 
im finanziell-materiellen Sinne hinausreicht. Den 
Gemeinden ist gerade bei der Erprobung von 
Reformen ein erhebliches Initiativrecht zugebil- 
ligt. Die staatlich-kommunale Regelform der 
Schulträgerschaft mit einheitlicher Rechtsstellung 
der Lehrer sichert die notwendigen überörtlichen 
Interessen der Allgemeinheit, erlaubt aber zu- 
gleich den Gemeinden eine gewisse Selbständig- 
keit. Die diesbezüglichen Regelungen sind in den 
einzelnen Bundesländern nicht einheitlich. 

— Für das allgemeinbildende und das berufsbil- 
dende Schulwesen 4 ) sowie für die Hochschulen 
sind die Kultusministerien der Länder als oberste 
Behörde allein zuständig; die Verwaltungsorga- 
nisation ist insofern einheitlicher als im anderen 
Teil Deutschlands, wo das Bildungswesen auf 
drei getrennte Verwaltungsbereiche aufgeteilt 
ist. In den einzelnen Bundesländern ist die Schul- 
aufsicht auf der mittleren und unteren Ebene 
unterschiedlich organisiert; es bestehen teilweise 
getrennte Zuständigkeiten für die Volks- und 
Realschulen sowie die Gymnasien. 

— In der Schulleitung liegen den Regelungen in 
den einzelnen Ländern der Bundesrepublik die 
beiden Formen der Direktorial- oder der Kolle- 
gialverfassung zugrunde. Die Unterschiede sind 
indessen nicht erheblich; eine Tendenz zur Er- 
weiterung der Konferenzrechte im Sinne einer 
kollegialen Schulleitung ist unverkennbar. Das- 
selbe gilt für die verschiedenen Formen der 
Schülervertretung (Schülermitverantwortung, 


3 ) Vgl. Verordnung über die Elternvertretungen an den 
allgemeinbildenden Schulen — Elternbeiratsverord- 
nung — vom 15. November 1966. GBl. II, 1966, S. 837. 

4 ) mit einigen Ausnahmen im berufsbildenden Bereich in 
bestimmten Ländern (z. B. Fachschulen für Sozialarbeit, 
landwirtschaftliche Fachschulen). 
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Schülermitverwaltung, Schülerselbstverwaltung) , 
die in einigen Bundesländern zu einer Erweite- 
rung der bisherigen Rechte und einer Mitbetei- 
ligung von Schülervertretern an den pädago- 
gischen Entscheidungen der Schule geführt hat. 

— Für die Mitwirkung der Eltern bestehen zwei 
Grundformen: Elternräte (oder ähnliche Bezeich- 
nungen) als reine Elternvereinigungen oder 
Schulpflegschaften (unter Einschluß der Lehrer), 
an den Berufsschulen unter Einschluß von Ver- 
tretern der für die Berufserziehung Mitverant- 
wortlichen. Uber die Einzelschule hinaus sind in 
einigen Ländern Elternvertretungen auf lokaler, 
regionaler und Landesebene vorhanden. Die 
große Formenvielfalt und die unterschiedlichen 
Kompetenzen unterscheiden diesen Bereich von 
der organisatorisch und ideologisch einheitlich 
geregelten Elternbeteiligung in der DDR. 


2. Vorschulerziehung 

Als Einrichtungen der Vorschulerziehung gelten in 
Mitteldeutschland sowohl die Kinderkrippen und 
Heime für Kinder bis zur Vollendung des 3. Lebens- 
jahres als auch Kindergärten, Kinderwohnheime 
und Vorschulheime — letztere für Kinder, die nicht 
in der Familie aufwachsen können — für Kinder 
vom 3. Lebensjahr bis zum Beginn der Schulpflicht. 
In der Bundesrepublik zählen bisher hauptsächlich 
Kindergärten (Alter 3 bis 6 Jahre) und Schulkinder- 
gärten zu den Vorschuleinrichtungen. International 
üblich ist die Beschränkung des Begriffs Vorschul- 
erziehung auf Kindergärten bzw. Vorschulen, etwa 
vom dritten Lebensjahr an. 

Die Vorschulerziehung erlangt in der öffentlichen 
Diskussion und in der staatlichen Bildungspolitik 
wachsende Bedeutung. Sie durchläuft gegenwärtig 
einen Funktionswandel; die ursprünglich dominie- 
rende sozialfürsorgerische Aufgabe tritt gegenüber 
der pädagogischen Aufgabe im Rahmen des gesam- 
ten Erziehungs- und Bildungswesens zurück; die Bil- 
dungsfunktion für Kinder berufstätiger Mütter 
kommt neu hinzu. Damit stellt sich die Frage nach 
der Kontinuität der pädagogischen Betreuung und 
der Verbindung des Kindergartens mit dem Schul- 
wesen. 

Die traditionelle Auffassung vom Kindergarten als 
einer selbständigen sozialpädagogischen Einrichtung 
liegt gegenwärtig noch den heute bestehenden Kin- 
dergärten zugrunde. Diese stehen außerhalb des 
Schulwesens; sie unterliegen der Aufsicht der Ju- 
gend- und Sozialbehörden, nicht der Kultusministe- 
rien. Lediglich die Schulkindergärten, die die an 
sich schulpflichtigen aber noch nicht schulfähigen 
Kinder aufnehmen, sind der Grundschule angeglie- 
dert und unterstehen der allgemeinen Schulaufsicht. 

Es bestehen jedoch — auch im Deutschen Bildungs- 
rat — Bestrebungen, ein auf die Erziehung ausge- 
richtetes Jahr der Vorschulerziehung — beginnend 
mit dem vollendeten 5. Lebensjahr, einzuführen. 
Zweck dieser neuen Vorschulerziehung, zu der die 
Kinder halbjährlich „eingeschult" werden, soll sein, 


die Kinder frühzeitig mit der Einordnung in einen 
sozialen Verband und mit der Konzentration auf in- 
tellektuell zu erfassende Gegenstände vertraut zu 
machen. So sollen sie über das Spielen und das 
spielerische Lernen auf die Schule im traditionellen 
Sinn vorbereitet werden. Die Einführung dieses 
Jahres der Vorschulerziehung gewährleistet vor al- 
lem die Erfassung der Kinder aus den sozio-kul- 
turell schwächeren Bevölkerungskreisen. Diese Kin- 
der, die — im Gegensatz zu den Kindern aus ande- 
ren sozialen Kreisen — nur zu einem ganz geringen 
Prozentsatz in die Kindergärten geschickt werden, 
sind der genannten Vorschulerziehung besonders 
bedürftig, da gerade sie im Elternhaus zu wenig 
Anregungen erhalten und dadurch einen später 
kaum wieder auszugleichenden Nachteil erleiden. 
Nach neuester Erkenntnis sind Kinder gerade in 
diesem Lebensalter moralisch-sittlicher und intellek- 
tueller Erziehung, die nicht im Lesen- und Schrei- 
benlernen zu bestehen braucht, besonders zugäng- 
lich; und die Nichtausnutzung dieser entwicklungs- 
bedingten Aufnahmebereitschaft der Kinder führt 
zu einer echten Chancenungleichheit. Uber die Aus- 
bildung des „Lehrpersonals" an diesen Schulen 
— besonders ausgebildete Kindergärtnerinnen oder 
Volksschullehrer — besteht noch keine Klarheit. 

In der Bundesrepublik werden — nach den Angaben 
im „Bericht über die Lage der Jugend und über die 
Bestrebungen auf dem Gebiet der Jugendhilfe" 
(1965) — nahezu vier Fünftel der Kindergärten der 
traditionellen Art von den Trägern der freien Ju- 
gendhilfe (Kirchen, Wohlfahrtsverbände und son- 
stige Organisationen) und Privatpersonen unterhal- 
ten; die anderen sind öffentliche Kindergärten der 
Gemeinden 5 ). 

Im anderen Teil Deutschlands wurden bereits 1946 
die Kindergärten als Vorstufe der Einheitsschule 
dem Schulsystem eingegliedert. Das Bildungsgesetz 
von 1965 behandelt sie ebenso wie die Kinderkrip- 
pen als Bestandteil des „einheitlichen sozialistischen 
Bildungssystems". Sie unterstehen dem Ministerium 
für Volksbildung, das einheitliche Grundsätze für 
die Bildung und Erziehung in den Kindergärten so- 
wie für die Aus- und Weiterbildung der Erzieher 
erläßt. Ein „Bildungs- und Erziehungsplan für den 
Kindergarten" ist mit Beginn des Schuljahres 1968/ 
1969 in Kraft getreten. 

In Mitteldeutschland sind die örtlichen Räte für den 
Unterhalt der öffentlichen Kindergärten verantwort- 
lich; mit 8569 von insgesamt 10 364 Kindergärten 
(1967) stellen sie den weitaus größten Anteil. Die 
übrigen werden von Betrieben, landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften und — in einer nicht 
bekannten Anzahl — von den Kirchen unterhalten. 
Außerdem bestehen saisongebundene Erntekinder- 
gärten. 

Der Besuch des Kindergartens ist auch in Mittel- 
deutschland nicht obligatorisch, aber die Zahl der 
von den Vorschuleinrichtungen erfaßten Kinder 
nimmt absolut und anteilmäßig von Jahr zu Jahr zu. 


5 ) Drucksache IV/3515, S. 180. 
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Jahr 

Zahl der Kindergärten 
und -Wochenheime 
(ohne Erntekinder- 
gärten) 

Zahl der 
Plätze 

Zahl der 
betreuten 
Kinder 

1960 

8 890 

355 830 

405 350 

1964 

9 673 

441 118 

484 728 

1965 

9 889 

430 940 

511 045 

1966 

10 117 

454 729 

533 002 

1967 

10 364 

482 926 

665 488 


Quellen : Statistische Jahrbücher der DDR 


In der Bundesrepublik gab es 1960 12 006 Kindergär- 
ten mit 805 000 verfügbaren Plätzen, ihre Zahl stieg 
bis 1964 auf 13 663 Kindergärten mit 920 178 verfüg- 
baren Plätzen. Hinzuzuzählen sind 680 Schulkinder- 
gärten mit 13 694 Kindern (1967). 1966 wurden in 
den Kindergärten 994 079 Kinder betreut 0 ). Wäh- 
rend 1966 in der Bundesrepublik 33,6 v. H. aller Kin- 
der von 3 — 6 Jahren einen Kindergarten besuchten, 
waren es in Mitteldeutschland 1967 fast 64,5 v. H. 
Bis zum Jahre 1970 sollen nach dem Perspektivplan 
zur Entwicklung der Volkswirtschaft rund 25 v. H. 
der Kinder im Alter bis zu drei Jahren in Kinder- 
krippen und 75 v. H. der Kinder im Vorschulalter in 
Kindergärten betreut und erzogen werden. Vorran- 
gig sollen dabei die Kindereinrichtungen in den 
industriellen Ballungsgebieten entwickelt werden. 

Im anderen Teil Deutschlands spielen beim Ausbau 
der vorschulischen Erziehung auch volkswirtschaft- 
liche und arbeitspolitische Gesichtspunkte eine er- 
hebliche Rolle. Das Bildungsgesetz von 1965 und die 
Kindergartenordnung von 1968 6 7 ) bestimmen, daß in 
erster Linie Kinder berufstätiger und studierender 
Mütter und nur in Ausnahmefällen Kinder nicht- 
berufstätiger Mütter aufgenommen werden. Es kön- 
nen bis zu 30 v. H. mehr Kinder über die Platzzahl 
(Kapazität) hinaus aufgenommen werden, um eine 
volle tatsächliche Auslastung zu erreichen. Die Grup- 
penstärke beträgt in der Regel 18 Kinder. Es gibt 
jüngere, mittlere und ältere Gruppen. 

Hauptmerkmal des Kindergartens im anderen Teil 
Deutschlands ist die angestrebte volle pädagogische 
und organisatorische Eingliederung der Kinder in 
das „einheitliche sozialistische Bildungssystem", des- 
sen unterste Stufe der Kindergarten darstellt. Der 
mit in dem Schuljahr 1968/69 in allen kommunalen 
und betrieblichen Einrichtungen der Vorschulerzie- 
hung eingeführte „Bildungs- und Erziehungsplan für 
den Kindergarten" enthält genaue Anweisungen 
über Inhalt, Tätigkeit und Organisationsformen der 
vorschulischen Erziehung; auf seiner Grundlage wer- 
den der Jahresarbeitsplan des Kindergartens, die 
Pläne für die pädagogische Arbeit in den Kinder- 
gruppen und der Zeitplan des Tagesablaufes aufge- 
stellt. Verantwortlich für die politisch-pädagogische 

6 ) Nach privaten Berechnungen. 

7 ) Anordnung über die Sicherung einer festen Ordnung in 

den Einrichtungen der Vorschulerziehung — Kinder- 

gartenordnung — vom 16. August 1968. GBl. der DDR 

II, 1968, S. 754. 
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und organisatorische Leitung des Kindergartens ist 
die Leiterin; sie soll die Kindergärtnerinnen befähi- 
gen, „die Bildungs- und Erziehungsaufgaben in der 
täglichen Arbeit auf hohem politisch-ideologischen 
und pädagogisch-methodischem Niveau zu verwirk- 
lichen". 

Innerhalb der für den Kindergarten verbindlichen 
Erziehungs- und Bildungsziele, die das Bildungs- 
gesetz von 1965 festlegte, verdient angesichts des 
vorhin erwähnten Funktionswandels der Vorschul- 
erziehung die vorbereitende Aufgabe für den Schul- 
unterricht besondere Bedeutung. Die Kinder sollen 
dort allmählich an ein systematisches Lernen in der 
Gruppe herangeführt und mit einfachen Zeit-, Men- 
gen- und Raumvorstellungen vertraut gemacht wer- 
den 8 ). Ein Lese- und Schreibunterricht ist im Kin- 
dergarten jedoch nicht vorgesehen, aber der sprach- 
lichen Bildung und Erziehung der Vorschulkinder 
wird besondere Bedeutung beigemessen. Darin zeigt 
sich, daß die Bildungs- und Erziehungsarbeit im Kin- 
dergarten auf den möglichst reibungslosen Übergang 
zum schulischen Lernen ausgerichtet ist und dabei 
bereits bestimmte Aufgaben und Gegenstände des 
Schulunterrichts vorwegnimmt. Kinder, die keinen 
Kindergarten besuchen, werden daher nach Möglich- 
keit ein Jahr vor Beginn ihrer Schulpflicht in Spiel- 
und Lernnachmittagen auf die Schule vorbereitet. 


3. Das allgemeinbildende Schulwesen 

Die folgende Analyse des allgemeinbildenden Schul- 
wesens geht für die Bundesrepublik vom „Hambur- 
ger Abkommen zur Vereinheitlichung auf dem Ge- 
biet des Schulwesens" von 1964 mit der Ergänzung 
von 1968 9 ) aus, in dem sich die Länder einer weit- 
gehend einheitlichen Handhabung ihrer das Schul- 
wesen betreffenden Kompetenz verpflichtet haben. 
Für den anderen Teil Deutschlands wurde das Bil- 
dungsgesetz von 1965 zugrunde gelegt. Die Analyse 
berücksichtigt auch die dynamischen Momente, die 
für die gegenwärtige und künftige Entwicklung der 
Struktur des allgemeinbildenden Schulwesens wich- 
tig sind. 

Der Beginn der gesetzlichen Schulpflicht weicht in 
beiden Teilen Deutschlands kaum voneinander ab: 
die allgemeine Schulpflicht beginnt in den Ländern 
der Bundesrepublik für alle Kinder, die bis zum 
30. Juni des Jahres das 6. Lebensjahr vollendet 
haben, am 1. August, in Mitteldeutschland am 
1. September für alle Kinder, die bis zum 31. Mai 
des Jahres 6 Jahre alt wurden 10 ). Zurückstellungen 

8 ) § 11 Abs. 2 des Bildungsgesetzes von 1965. 

9 ) Neufassung des Abkommens zwischen den Ländern der 
Bundesrepublik zur Vereinheitlichung auf dem Gebiet 
des Schulwesens vom 28. Oktober 1964. In: Kultur- 
politik der Länder 1963 und 1964. Bonn 1965. S. 44 — 48. 
— Abkommen über eine Ergänzung des Abkommens 
zwischen den Ländern der Bundesrepublik zur Ver- 
einheitlichung auf dem Gebiet des Schulwesens vom 
28. Oktober 1964 (Hamburger Abkommen) vom 31. Ok- 
tober 1968. 

10 ) Erste Durchführungsbestimmung zum Gesetz über das 
einheitliche sozialistische Bildungssystem. — Schul- 
pflichtbestimmungen — . Vom 14. Juli 1965 (GBl. der 
DDR II, 1965, S. 625. 
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wegen mangelnder Schulreife sollen dort nur aus- 
nahmsweise erfolgen, hingegen soll in allen ein- 
deutigen Fällen von der Möglichkeit der vorfristigen 
Einschulung Gebrauch gemacht werden 11 ). In der 
Bundesrepublik dominierte bis etwa 1967 eine zu- 
rückhaltende Auffassung; inzwischen besteht auch 
hier die Möglichkeit, Kinder, die jeweils bis zum 
31. Dezember das sechste Lebensjahr vollenden, 
schon im August einzuschulen; darüber hinaus sind 
die Forderungen nach einer allgemeinen oder par- 
tiellen früheren Einschulung (vom 5. Lebensjahr an) 
stärker geworden. 

Die Vollzeitschulpflicht endet in der Bundesrepublik 
grundsätzlich nach neun Jahren. Diese Regelung 
im „Hamburger Abkommen" wird jedoch erst ab 
1970 in allen Ländern verwirklicht; noch 1966 haben 
nur 50 v. H. der Schüler der 8. Klasse der Volks- 
schule, der Realschule oder des Gymnasiums eine 
allgemeinbildende Schule weiterbesucht ; die andere 
Hälfte verließ die Schule nach acht Jahren, um ein 
Lehr- bzw. Arbeitsverhältnis mit berufsbegleitendem 
Unterricht einzugehen 12 ). 

In Mitteldeutschland wurde durch das Gesetz vom 
2. Dezember 1959 die Schulpflicht von acht auf zehn 
Jahre ausgedehnt; sie sollte bis zum Jahre 1964 im 
Rahmen der „zehnklassigen allgemeinbildenden 
polytechnischen Oberschule" verwirktlicht werden. 
Das Bildungsgesetz von 1965 und die darauf beru- 
henden Schulpflichtbestimmungen bekräftigen die 
zehnjährige Oberschulpflicht, modifizieren jedoch 
die praktische Durchführung: Eine Entlassung ist 
auch bereits nach Erreichung des Zieles der 8. Klasse 
aus der Oberschule möglich; in solchen Fällen soll 
die Ausbildung in den allgemeinbildenden Fächern 
im Rahmen der Berufsschulpflicht weitergeführt und 
auf dem Niveau der zehnjährigen Schulbildung zum 
Abschluß gebracht werden. Auch kann durch einen 
späteren Besuch von Volkshochschulkursen eine 
entsprechende Allgemeinbildung erworben wer- 
den 13 ). Wieweit das tatsächlich der Fall ist, läßt sich 
statistisch nicht ermitteln. 

Im Jahre 1965 verblieben in Mitteldeutschland 
72,5 Prozent der Schüler nach der 8. Klasse in der 
Schule. Im Schuljahr 1967/68 waren es 77 Prozent, 
bis 1970 sollen es etwa 80 Prozent sein 14 ). Uber den 
Anteil der Schüler, die das Ziel der 8. Klasse nicht 
erreichen bzw. aus niederen Klassen entlassen wer- 
den, liegen keine Angaben vor, ebensowenig dar- 
über, wieviel Schüler das Abschlußziel der 10. Klasse 
tatsächlich erreichen. Bei vorsichtigen Schätzungen 
wird man annehmen dürfen, daß 1970 etwa 70 bis 
75 Prozent der Schüler der 8. Klasse das Abschluß- 
ziel der 10. Klasse tatsächlich erreichen werden. 

In der Bundesrepublik wurden 1966 zwar erst 
28,1 Prozent der im Jahre 1964 in der 8. Klasse in 
den allgemeinbildenden Schulen (Volksschulen, 


u ) Vgl. Gerhard Witzlach: Einschulungspraxis und Schul- 
fähigkeit. In: Pädagogik, 23. Jg., 1968, S. 225 — 238. 

12 ) Errechnet auf Grund der Statistischen Jahrbücher der 
Bundesrepublik Deutschland. 

13 ) § 8 des Bildungsgesetzes. 

14 ) Neues Deutschland vom 9. Juni 1966 und vom 
31. August 1967; Hager, a. a. O., S. 13. 


Realschulen und Gymnasien) befindlichen Schüler 
auf ein zehnjähriges allgemeines Schulniveau ge- 
führt. Die Ausdehnung der Vollzeitschulpflicht auf 
ein 10. Schuljahr ist jedoch nach dem „Hamburger 
Abkommen" zulässig und in Berlin für jeden Haupt- 
schüler, der es wünscht, auch faktisch möglich. Die 
Einführung eines allgemeinen 10. Pflichtschuljahres 
in allen Bundesländern wird diskutiert. Es besteht 
insbesondere noch keine Einmütigkeit darüber, ob 
ein 10. Schuljahr im Rahmen der Hauptschule, der 
Berufsschule, in Einrichtungen der Wirtschaft oder 
in kombinierten Formen absolviert werden sollte. 
Vielfach wird eine Verflechtung des 10. Schuljahres 
mit den Bildungszielen der beruflichen Lehrlings- 
ausbildung gewünscht. Die Entwicklung in Mittel- 
deutschland zeigt, wie sich neben der allgemeinbil- 
denden Schule als Grundform auch Nebenformen 
mit stärkerer berufspraktischer Bezogenheit entwik- 
keln können. 

Den Kern des allgemeinbildenden Schulwesens im 
anderen Teil Deutschlands bildet die „zehnklassige 
allgemeinbildende polytechnische Oberschule”, sie 
stellt den grundlegenden Schultyp im einheitlichen 
sozialistischen Bildungssystem dar. Wegen der an- 
dersgearteten Schulstruktur in der Bundesrepublik 
sind Vergleiche quantitativer und qualitativen Art 
schwierig. 

Die folgende Darstellung behandelt die Gesichts- 
punkte der Gliederung, die Hauptmerkmale der 
jeweiligen Ausbildungswege sowie die Zielsetzun- 
gen der Schulabschlüsse. Die statistischen Angaben 
sollen in erster Linie dazu dienen, die jeweiligen 
Relationen zu verdeutlichen. 

a) Entwicklung im anderen Teil Deutschlands 

Die zehnklassige Oberschule in Mitteldeutschland 
soll die Grundlagen für jede weiterführende Bil- 
dung und für die berufliche Tätigkeit vermitteln; sie 
stellt eine schulorganisatorische Einheit dar, „in der 
ein kontinuierlicher Bildungs- und Erziehungspro- 
zeß von der ersten bis zur zehnten Klasse zu 
sichern ist" (§13 des Bildungsgesetzes). 

Im Schuljahr 1967/68 gab es 7484 zehnklassige 
Oberschulen mit 85 132 Klassen und 2 339 204 Schü- 
lern 15 ). Uber die Zahl der vollausgebauten zehn- 
klassigen Oberschulen, der auf dem Lande vorhan- 
denen Unterstufenklassen (in eigenen Schulgebäu- 
den) und der ländlichen Zentralschulen liegen keine 
näheren statistischen Angaben vor. Die letzten ein- 
klassigen Landschulen wurden 1960 abgeschafft, 
aber es gibt noch Mehrstufenklassen; im Jahre 1967 
wurden 4 v. H. der Schüler in Mehrstufenklassen 
unterrichtet (= rund 92 000 von 2,301 Millionen 
Schülern der Klassen 1 bis 10 16 ). 

Die durchschnittliche Klassenstärke in den allge- 
meinbildenden Schulen (einschließlich Sonderschulen) 
Mitteldeutschlands betrug 1966 26,7 Schüler, in der 
Bundesrepublik 32 Schüler. Auf eine Lehrkraft ent- 


15 ) Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 455. 
lG ) Rechenschaftsbericht des ZK der SED an den VII. Par- 
teitag der SED. In: Deutsche Lehrerzeitung Nr. 18 vom 
3. Mai 1967, S. 4. 
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fielen im gleichen Jahr in Mitteldeutschland durch- 
schnittlich 19,8, in der Bundesrepublik 29,6 Schü- 
ler 17 ). 

Der Ganztagserziehung wird seit einigen Jahren er- 
höhte Aufmerksamkeit geschenkt. Sie soll nach den 
Bestimmungen des Bildungsgesetzes „für eine stän- | 
dig wachsende Zahl von Schülern an allen Schulen 
mit hoher Qualität" eingeführt werden. Hauptform 
sind Tagesgruppen und -klassen an den zehnjähri- ' 
gen Oberschulen; im Jahr 1965 gab es 136 Tages- i 
schulen. 


Jahr 

Tages- 

schulen 

Tages- 

klassen 

und 

Tages- 

gruppen 

Er- 
zieher *) 

Schüler 

1963 

1 

113 

17 482 

19 026 

390 721 

1964 

124 

18 570 

20 479 

417 183 

1965 

136 

18 586 

20 298 

424 347 

1966 

keine 

An- 

gaben 

19 880 

21 330 

448 384 

1967 

keine 

An- 

gaben 

20 133 

22 287 

472 756 


*) einschließlich der nur stundenweise eingesetzten Er- 
zieher 

Quelle ; Statistische Jahrbücher der DDR 

Im Jahre 1967 besuchten 20,2 v. H. der Schüler der 
zehnklassigen Oberschule Tagesschulen, -klassen 
oder -gruppen *). 

Die zehnklassige Oberschule gliedert sich in drei 
Stufen: die Unterstufe mit den Klassen 1 bis 3, die 
Mittelstufe mit den Klassen 4 bis 6 und die Ober- 
stufe mit den Klassen 7 bis 10. Damit wurde die 
1959 eingeführte Zweistufengliederung (Unterstufe 
mit den Klassen 1 bis 4 und Oberstufe mit den Klas- 
sen 5 bis 10) durch eine Dreistufengliederung ab- 
gelöst. Die traditionelle Form der eigenständigen 
vierjährigen Grundschule, die in gewisser Weise 
als Unterstufe innerhalb der Oberschule weiter- 
gelebt hatte, wurde damit endgültig beseitigt. Der 
Unterricht der drei Klassen umfassenden Unterstufe 
ist so aufgebaut, daß ein systematischer Lehrgang 


17 ) Nach: Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 456 und 
Statistisches Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutsch- 
land 1960, S. 76. — Die Statistik der DDR enthält auch 
die teilbeschäftigten Lehrkräfte (mit mehr als 12 Unter- 
richtsstunden in der Woche). Deshalb müßte man — um 
zu einer Vergleichbarkeit im Zahlenverhältnis Schüler 
zu Lehrer zu kommen — auch die beträchtliche Zahl 
der nebenberuflich beschäftigten Lehrkräfte im Bundes- 
gebiet (1966: 57 246) mitberücksichtigen. 

*) In der Bundesrepublik hat der Deutsche Bildungsrat 
eine Empfehlung zur Einrichtung von Schulversuchen 
mit Ganztagsschulen verabschiedet. In der Praxis wird 
diese Art des Unterrichts z. Z. noch in geringem Um- 
fang gehandhabt. 1967 bestanden 57 Ganztagsschulen, 
verteilt auf alle Schularten, einschließlich der Sonder- 
schulen. 


im Deutschunterricht und in der Mathematik von 
Klasse 1 bis 10 möglich wird, obwohl der eigent- 
liche Fachunterricht erst auf der Mittelstufe einsetzt. 
Die vierjährige Oberstufe (Klassen 7 bis 10) hat 
einen voll ausgebauten Fachunterricht, sie schafft 
„die Grundlage für die praktische Tätigkeit, eine 
verantwortungsbewußte Berufsentscheidung und die 
weiterführende berufliche und wissenschaftliche 
Ausbildung" (§ 16 des Bildungsgesetzes). 

Die Dreigliederung der zehnklassigen Oberschule, 
der ein didaktisches Strukturprinzip zugrunde liegt, 
wird durch ein andersgeartetes schulorganisato- 
risches Prinzip teilweise durchkreuzt. Ein wesent- 
licher Einschnitt liegt innerhalb der Oberstufe, näm- 
lich nach der 8. Klasse. Für einen Teil der Schüler 
endet hier — wie schon erwähnt — der Besuch der 
Oberschule; für einen anderen Teil beginnt nach der 
8. Klasse die Vorbereitung auf den Besuch der Er- 
weiterten Oberschule. Schulorganisatorisch könnte 
man daher innerhalb der zehnklassigen Oberschule 
statt von einem 3 + 3+4-System von einem 8 + 2- 
System sprechen. Die Sonderstellung der beiden 
letzten Klassen der Oberschule wird ferner dadurch 
unterstrichen, daß im Zusammenhang mit der Ein- 
führung neuer Lehrpläne in den Klassen 9 und 10 
differenzierte Formen des Lernens durch Arbeits- 
gemeinschaften entwickelt werden, die ergänzend 
oder vertiefend zu der für alle verbindlichen Grund- 
bildung hinzutreten. 

Mit dieser im Jahre 1968 getroffenen Entscheidung 
hat eine langjährige, in sich widerspruchsvolle Ent- 
wicklung einen vorläufigen Abschluß gefunden. Das 
Gesetz von 1965 bestimmte in Einklang mit der Ent- 
wicklung seit 1962, daß in der Oberstufe der Ober- 
schule „allgemeine und berufliche Bildung Zusam- 
menwirken" und in der 9. und 10. Klasse die Schü- 
ler einen „berufsvorbereitenden polytechnischen 
Unterricht oder eine berufliche Grundausbildung" 
erhalten sollten. Darin eingeschlossen war eine an 
der künftigen beruflichen Tätigkeit orientierte Spe- 
zialisierung vom 9. Schuljahr an. Nach der Revision 
dieser Konzeption Anfang 1966 wurde die Aufgabe 
der Oberschule neu umrissen. Danach ist sie Stätte 
„einer umfassenden, allseitigen Grundlagenbil- 
dung", die „ein sicheres Fundament für alle Formen 
der Spezialbildung bietet, wie sie sich in der Regel 
erst der allgemeinbildenden Schule anschließt" 18 ). 
Im Rahmen dieser allgemeinen Grundbildung sol- 
len durch das genannte neue System naturwissen- 
schaftlich-technischer Arbeitsgemeinschaften Diffe- 
renzierungen erfolgen. Derartige Arbeitsgemein- 
schaften sind an den Schulen stark verbreitet, ohne 
daß sie bisher als Bestandteil des normalen Lehr- 
planes galten. 

Die differenzierten Formen des Lernens in der 9. 
und 10. Klasse sollen jedoch nicht zu einer Tren- 
nung der Schüler nach festen Begabungs-, Neigungs- 
und Interessengruppen führen oder einer Differen- 
zierung des Anspruchsniveaus Vorschub leisten. Als 
Pflichtschule für alle Jungen und Mädchen hat die 


18 ) Margot Honecker: Ergebnisse der Einführung neuer 
Lehrpläne und -methoden an den lOklassigen allge- 
meinbildenden polytechnischen Oberschulen. In: Deut- 
sche Lehrerzeitung, Sonderausgabe vom 11. Juni 1968. 
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zehnklassige Oberschule nach wie vor die Haupt- 
aufgabe, ein möglichst hohes und gleichmäßiges 
Abschlußniveau zu erreichen. Es sollen daher „kei- 
nerlei Abstriche an der für alle Schüler verbind- 
lichen zehnklassigen Schulbildung, am Bildungsni- 
veau für diese oder jene Schüler' 1 gemacht wer- 
den 19 ). 

Die Neugestaltung der zehnklassigen Oberschule 
hat zwei Aufgaben; sie soll das Bildungsniveau 
aller Schüler anheben und durch ein stärkeres Ein- 
gehen auf das individuelle Leistungsvermögen die 
besonderen Begabungen besser fördern. Der Grund- 
satz der Einheitsschule, der 1946 proklamiert und 
schließlich in der zehnklassigen Oberschule reali- 
siert wurde, gilt nach wie vor; die neuen Reformen 
werden als „qualitative Weiterentwicklung des Ein- 
heitsschulgedankens 11 und nicht etwa als Abkehr 
von ihm bezeichnet 20 ). 

Im Jahre 1963 wurde beschlossen, vom 7. Schuljahr 
an Spezialschulen und Spezialklassen technischer, 
mathematischer und naturwissenschaftlicher Rich- 
tung zu gründen. Dort werden Schüler „in solchen 
speziellen Berufen der führenden Wirtschaftszweige 
und der Landwirtschaft ausgebildet, die für die 
Durchsetzung des wissenschaftlich-technischen Fort- 
schritts in diesen Bereichen und in der gesamten 
Volkswirtschaft von grundlegender Bedeutung sind 
und besonders hohe mathematisch-naturwissen- 
schaftliche Kenntnisse verlangen 11 . Diese Schulen 
und Klassen sollen in der Regel bis zum Abitur und 
zur Facharbeiterprüfung führen 21 ). Hierfür werden 
nach einer Eignungsprüfung solche Schüler ausge- 
wählt, die besonders in den mathematisch-naturwis- 
senschaftlichen Disziplinen sehr gute Fähigkeiten 
und Leistungen aufweisen. Uber die Anzahl der 
Spezialschulen und -klassen liegen keine statisti- 
schen Angaben vor; die Zahl sollte jedoch von An- 
fang an begrenzt sein. 

Im Jahre 1967 wurden zusätzlich zu den bestehen- 
den Schulen und Klassen mit erweitertem Russisch- 
unterricht in jedem Bezirk Mitteldeutschlands Klas- 
sen mit verstärktem Unterricht in mehreren moder- 
nen Fremdsprachen (Russisch als erste, Engusch 
oder Französisch als zweite, Englisch, Französisch, 
Polnisch oder Tschechisch, in einigen Klassen auch 
Spanisch oder Schwedisch, als dritte Fremdsprache) 
eingerichtet. Aufbauend auf dem für alle Schüler 
der Oberstufe obligatorischen Russischunterricht (ab 
Klasse 5) und dem ab Klasse 7 fakultativen Unter- 
richt in Englisch oder Französisch, tritt die dritte 
Fremdsprache in Klasse 10 hinzu. Die Klassen mit 
verstärktem Fremdsprachenunterricht werden an 
der Erweiterten Oberschule bis zum Abitur weiter- 
geführt. Im Rahmen dieser Klassen werden in eini- 
gen Bezirken an acht Erweiterten Oberschulen auch 


19 ) Honecker, a. a. O. 

20 ) ebendort 

21 ) Gemeinsamer Beschluß des Politbüros des Zentralko- 
mitees der SED und des Ministerrats Mitteldeutsch- 
lands über die Grundsätze der weiteren Systematisie- 
rung des polytechnischen Unterrichts, der schrittweisen 
Einführung der beruflichen Grundausbildung und der 
Entwicklung von Spezialschulen und -klassen vom 
3. Juli 1963. In: Baske/Engelbert, II, S. 278—286. 


Klassen mit verstärktem Altsprachenunterricht (La- 
tein ab Klasse 9, Griechisch ab Klasse 10) eingerich- 
tet; es handelt sich dabei u. a. um frühere humani- 
stische Gymnasien 22 ). 

Während die zuletzt genannten Sonderformen nur 
an ausgewählten Schulen bestehen, bezwecken die 
im Schuljahr 1966/67 begonnenen Maßnahmen zur 
Erweiterung des fakultativen Unterrichts in Englisch 
und Französisch eine generelle Verbesserung des 
modernen Fremdsprachenunterrichts. Von der 
7. Klasse an können Klassen und Gruppen mit mi- 
nimal 10, maximal 30 Schülern für einen fakultativen 
Englisch- oder Französischunterricht mit drei Wo- 
chenstunden gebildet werden. Der Englischunterricht 
soll mit einem Fernsehkurs verbunden werden 23 ). 
Die Teilnahme am fakultativen Fremdsprachenunter- 
richt in der zehnklassigen Oberschule bildet eine 
wesentliche Voraussetzung für die Aufnahme in die 
Erweiterte Oberschule 24 ). 

Der Fremdsprachenunterricht erhält dadurch über 
seinen Zweck hinaus eine wichtige Selektions- und 
Lenkungsfunktion im Rahmen der allgemeinbilden- 
den Einheitsschule. Damit wird auch die Rolle aller 
genannten Sonderformen im allgemeinbildenden 
Schulwesen in Mitteldeutschland Umrissen. Der Be- 
darf an „hochqualifizierten Kadern 11 für wichtige 
Bereiche der Gesellschaft zwingt dazu, die Ausbil- 
dung einer bestimmten Gruppe auf den hierfür in 
Frage kommenden Unterrichtsgebieten frühzeitiger 
und intensiver zu betreiben, als dies im Rahmen der 
für alle gleichen „Normalbildung 11 bis zum 10. Schul- 
jahr möglich ist. Das Ideal einer für alle Kinder und 
Jugendlichen einheitlichen Bildung, das der allge- 
meinbildenden Oberschule zugrunde liegt, erfährt 
mithin von zwei Seiten Einschränkungen: einmal 
von der psychologisch-pädagogischen Notwendig- 
keit her, die individuellen Begabungen differen- 
ziert zu behandeln, zum andern durch die staats- 
ökonomischen Bedürfnisse nach einer Entwicklung 
und Lenkung der Nachwuchskräfte für die besonders 
wichtigen Wirtschaftszweige. 

Diese Merkmale werden auch bei der Entwicklung 
der Erweiterten Oberschule erkennbar. Bis zum Bil- 
dungsgesetz von 1965 handelte es sich bei diesem 
Schultyp um eine an die 8. Klassen anschließende 
vierjährige allgemeinbildende Schule, die bis zum 
Abitur führte. Im Jahre 1960 wurde in der Erwei- 
terten Oberschule die berufliche Grundausbildung 
und ab 1962/63 sogar die volle Berufsausbildung 
(Abitur plus Facharbeiterprüfung) eingeführt. Lang- 
fristig wurde angestrebt, daß der Hauptweg zur 
Hochschulreife überhaupt über eine Berufsausbil- 
dung mit gleichzeitigem Unterricht in den allgemein- 

22 ) Mitteilung über die Einrichtung von Klassen mit ver- 
stärktem Fremdsprachenunterricht am 1. September 
1967 vom 20. Januar 1967. In: Bildung und Erziehung 
(Loseblattsammlung) C/I b/6. 

23 ) Mitteilung und Gestaltung des fakultativen Englisch- 
und Französischunterrichts ab Schuljahr 1966/67 vom 
18. Juli 1966. In: Bildung und Erziehung (Loseblatt- 
sammlung) C/I c/8. 

24 ) Konsultation der Abteilung Unterricht zur Weiterent- 
wicklung der Erweiterten Oberschule vom 10. Oktober 
1966. In: Bildung und Erziehung (Loseblattsammlung) 
C/I c/27. 
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bildenden Fächern führen sollte. Abiturklassen in 
Betriebsberufsschulen (ab 1959) sollten auf der Basis 
der zehnklassigen Oberschule in drei Jahren die 
volle Hochschulreife ermöglichen. Im Bildungsgesetz 
von 1965 wurde die Ausbildungsdauer auf zwei 
Jahre festgelegt Die Zahl der Jugendlichen in den 
Abiturklassen der Berufsschulen betrug Ende 1968 
21 000 an über 300 Ausbildungsstätten. Es war in 
den letzten Jahren nicht gelungen, den ursprüng- 
lich höheren Aufnahmeplan zu erfüllen und die vor- 
handenen Kapazitäten auszulasten. Der Bildungs- 
weg „Berufsausbildung mit Abitur" soll jedoch nach 
dieser Phase der Stagnation ausgebaut werden 
(Planziffer 1969: Steigerung der Absolventenzahl 
um 37 Prozent, vor allem des Anteils der Mäd- 
chen) 25 ). Inwieweit er als „Hauptweg zur Heran- 
bildung der technischen Intelligenz" sich neben der 
normalen Erweiterten Oberschule durchsetzen wird, 
bleibt abzuwarten. 

Das Gesetz von 1965 brachte eine weitere Neue- 
rung: die Erweiterte Oberschule wurde von vier auf 
zwei Jahre herabgesetzt und damit zu einer an die 
zehnklassige Oberschule anschließende Stufe, die zu- 
gleich ein Bindeglied zwischen dem Abschluß der 
allgemeinen Pflichtschule und dem Beginn eines 
Hochschulstudiums darstellt. Damit wurde das 
lineare Aufbauprinzip des Bildungssystems im ande- 
ren Teil Deutschlands weiter verstärkt. Zugleich 
wurde damit jedoch die Doppelfunktion der Erwei- 
terten Oberschule — Vermittlung der Hochschul- 
reife und theoretisch-praktische Berufsausbildung — 
fragwürdig. Da nicht zuletzt aufgrund der demo- 
graphischen Entwicklung und des wachsenden Be- 
darfs an „Hochschulkadern" die Zulassungen zum 
Hochschulstudium erweitert werden mußten, erhielt 
die neue zweijährige Erweiterte Oberschule den ein- 
deutigen Auftrag, ihre Schüler auf ein Studium an 
Universitäten und Hochschulen vorzubereiten. Die 
Berufsausbildung wurde demzufolge letztmalig im 
Schuljahr 1966/67 für die Schüler der 9. Klasse bei- 
behalten, die laufende Berufsausbildung schrittweise 
reduziert 26 ). 

Die Entscheidung für eine zweijährige Erweiterte 
Oberschule kann aus pädagogischen und schulorga- 
nisatorischen Gründen nur allmählich realisiert wer- 
den. Die für den Besuch der Erweiterten Oberschule 
voraussichtlich geeigneten Schüler werden vom 
Schuljahr 1967/68 an „bis auf weiteres zur Sicherung 
der notwendigen Vorleistungen auf den Besuch der 
Erweiterten Oberschule vorbereitet" 27 ). Dies ge- 
schieht durch die Bildung besonderer Vorbereitungs- 
klassen im 9. und 10. Schuljahr, die rechtlich zur 
zehnklassigen Oberschule zählen, faktisch jedoch 
zur Erweiterten Oberschule gehören. Die Schüler 
der Vorbereitungsklassen nehmen ebenfalls am Ende 
des 10. Schuljahres an der Abschlußprüfung der 
zehnklassigen Oberschule teil, sie werden aber 
nach besonderen Lehrplänen unterrichtet, die aus 


25 ) Neues Deutschland vom 21. Dezember 1968. 

26 ) Richtlinie für die Berufsausbildung der Schüler der 
Erweiterten Oberschule der Aufnahmejahrgänge 1963 
bis 1966 zum 30, Juni 1966. In: Bildung und Erziehung 
(Loseblattsammlung), C/II c/96. 

27 ) Konsultation vom 10. Oktober 1966, a. a. O. 


denen des naturwissenschaftlichen Zweiges der vier- 
jährigen Erweiterten Oberschule entwickelt wurden. 

Die zweite Fremdsprache ist in den Vorbereitungs- 
klassen obligatorisch. Die endgültige Entscheidung 
für den Eintritt in die Erweiterte Oberschule neuen 
Typs fällt erst nach dem Ende der 10. Klasse; in 
Einzelfällen können auch noch Absolventen der 
zehnklassigen Oberschule, die keine Vorbereitungs- 
klassen besucht haben, aufgenommen werden. Im 
Schuljahr 1967/68 gab es 305 Erweiterte Oberschulen 
mit 3787 Klassen und 100 738 Schülern (einschließ- 
lich der Vorbereitungsklassen) 28 ). 

Durch die Schaffung der Vorbereitungsklassen ist 
ein weiteres differenzierendes Strukturelement in 
das allgemeinbildende Schulwesen in Mitteldeutsch- 
land hinzugekommen. Mit der Erweiterung der all- 
gemeinen Schulbildung durch die Einführung der 
zehnjährigen Pflichtschule ergab sich zugleich die 
Notwendigkeit, verschiedene „Absprungsbasen" für 
weiterführende Ausbildungswege vor Ende der 
Pflichtschulzeit zu schaffen. Dadurch werden auch 
Selektionskriterien notwendig, die in einem einheit- 
lichen Schulsystem meist weniger offen zutage lie- 
gen, aber trotzdem vorhanden sind. 

Die neue Erweiterte Oberschule erhält durch ihre 
spezifische Aufgabe der Hochschulvorbereitung 
fraglos einen höheren Auslesecharakter als früher. 
Er wird durch den Grundsatz der „Delegierung" 
noch verstärkt. Im Normalfall werden die besten 
Schüler vom Direktor zur Aufnahme in die Erwei- 
terte Oberschule vorgeschlagen; das Recht der 
Eltern, von sich aus einen Antrag zu stellen, bleibt 
zwar erhalten, bei einer Ablehnung bestehen je- 
doch keine weiteren Rechtsmöglichkeiten. Neben 
guten Leistungen im Unterricht und einer „festen 
Verbundenheit" mit dem Staat, die der Schüler durch 
„Haltung und gesellschaftliche Arbeit beweisen" 
soll, spielen die politische Aktivität und die so- 
ziale Position der Eltern eine Rolle: „Die Kinder 
solcher Eltern, die beim Aufbau des Sozialismus 
besondere Leistungen vollbringen, darunter beson- 
ders die Kinder von Produktionsarbeitern und Ge- 
nossenschaftsbauern, sollen bevorzugt aufgenom- 
men werden 29 ). 

Es verbinden sich somit soziale Regulierung, Lei- 
stungsprinzip und politisch-ideologische Bewertung 
zu einer planmäßigen Selektion für die höheren Bil- 
dungsstufen, die in dieser Form bisher selbst in den 
anderen kommunistischen Staaten unbekannt ist. Die 
Entscheidung für ein Hochschulstudium fällt künf- 
tig in der Regel bereits mit dem Eintritt in die zwei- 
jährige Erweiterte Oberschule, genau genommen 
sogar noch früher, mit dem Besuch der Vorberei- 
tungsklasse im 9. Schuljahr. Die zweimalige Aus- 
lese soll sicherstellen, daß nur in Ausnahmefällen 
die Hochschulreife nicht erreicht wird. 

Die beabsichtigten didaktischen Veränderungen auf 
der zweijährigen Abiturstufe zielen auf eine ver- 
stärkte Differenzierung in einem wahlweise obliga- 
torischen Unterricht, der die bisher bestehenden tra- 
ditionellen Zweige der Erweiterten Oberschule (ma- 


Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 458. 
29 ) Konsultation vom 10. Oktober 1966, a. a. O. 
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thematisch-naturwissenschaftlicher, neusprachlicher 
und altsprachlicher Zweig) ablöst. Es soll ein flexib- 
les, auch örtlich variables System von Pflichtfächern 
und fakultativem Unterricht entstehen, wobei an 
besonders begabte Schüler höhere Anforderungen 
gestellt werden können. Die Reifeprüfung soll eben- 
falls im Hinblick auf die bestehenden zusätzlichen 
Aufnahmebestimmungen der Hochschule reformiert 
werden. Das Reifezeugnis soll jedoch ungeachtet 
einer Differenzierung des Unterrichts allgemeine 
Gültigkeit haben und wie bisher zur Bewerbung an 
allen Universitäten und Hochschulen berechtigen 30 ). 

Die Hochschulreife kann in Mitteldeutschland außer 
auf den bereits genannten Wegen — Erweiterte 
Oberschule, Spezialschulen und Abiturklassen in 
Berufsschulen — auch durch die Absolvierung von 
Abiturlehrgängen an Volkshochschulen und Be- 
triebsakademien sowie durch Sonderreifeprüfungen 
(fachgebundene Hochschulreife) erworben werden. 
An Ingenieur- und Fachschulen erhalten alle Studie- 
renden zusammen mit der Abschlußprüfung die all- 
gemeine Hochschulreife zugesprochen. Die nach dem 
Kriege geschaffenen Arbeiter- und Bauernfakultäten, 
durch welche von 1951 bis 1963 insgesamt 33 729 
Personen zum Hochschulstudium gelangten, sind bis 
auf die Arbeiter- und Bauernfakultäten in Halle/ 
Saale und Freiberg/Sachsen aufgelöst worden. 

Die vorhandenen Unterlagen erlauben keine genaue 
statistische Aufschlüsselung der auf den verschie- 
denen Wegen erworbenen Hochschulreife. Die für 
1966 angegebene Gesamtzahl von rund 55 000 Per- 
sonen, welche die Hochschulreife erwarben 31 ), ent- 
hält offensichtlich die 28 602 Absolventen der Inge- 
nieur- und Fachschulen und 17 080 Teilnehmer an 
den Reifeprüfungen der Erweiterten Oberschulen 32 ) ; 
demnach würden rund 9500 Personen die Hochschul- 
reife auf anderem Wege erworben haben. 

b) Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland 

Das allgemeinbildende Schulwesen in der Bundes- 
republik ist im Anschluß an die vier- bzw. sechs- 
jährige Grundschule nach selbständigen Schularten 
gegliedert, die sich durch die Dauer der Ausbildung 
die Abschlüsse, die Lehrpläne und die pädagogische 
Zielsetzung voneinander unterscheiden. 

Hauptmerkmal der Entwicklung seit etwa 1964 ist 
die Verstärkung der horizontalen Stufung und eine 
dadurch bedingte Annäherung der allgemeinbilden- 
den Schularten untereinander in organisatorischer, 
personeller und lehrplanmäßiger Hinsicht unter dem 
Stichwort der „Durchlässigkeit"'. Die Struktur des 
allgemeinbildenden Schulwesens erfährt ferner 
durch die Entstehung neuer Formen (Aufbauzüge, 


30 ) Vgl. Boris Thieke: Wege zur Hochschulreife in der 
Deutschen Demokratischen Republik. In: Pädagogik, 
21. Jg. 1966, S. 662 bis 671. 

31 ) Memorandum des Ministeriums für Hoch- und Fach- 
schulwesen der Deutschen Demokratischen Republik 
über den Zugang zur Hochschulbildung. In: Verglei- 
chende Pädagogik, 4. Jg., S. 111 bis 115. 

32 ) Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 458, 467. — 
Wieviel von den Teilnehmern an der Reifeprüfung 
das Abitur bestanden haben, geht daraus nicht hervor. 


Schulversuche mit Gesamtschulen) eine weitere 
Förderung. Eine strukturelle Neugliederung des 
allgemeinbildenden Schulwesens im Sinne des „Rah- 
menplans" von 1959 des Deutschen Ausschusses für 
das Erziehungs- und Bildungswesen ist seinerzeit 
nicht erfolgt. Inzwischen hat die Entwicklung jedoch 
zu einer Verwirklichung mancher Überlegungen des 
„Rahmenplans" geführt. Die politischen Parteien 
haben ihre Vorstellungen in Plänen und Bildungs- 
modellen formuliert — die von der integrierten Ge- 
samtschule bis zur abgewandelten Beibehaltung des 
dreigliedrigen Schulwesens unter Einschluß der Vor- 
schulerziehung reichen. Die Bildungskommission des 
Deutschen Bildungsrats hat die Entwicklung eben- 
falls vorangetrieben, indem sie die Empfehlungen 
über Schulversuche mit Gesamtschulen und Ganz- 
tagsschulen und eine weitere Empfehlung über neue 
Abschlüsse im Sekundarschulwesen verabschiedete. 
Es ist allerdings noch nicht abzusehen, in welcher 
Form sich eine Neugestaltung letztlich vollziehen 
wird; das Bedürfnis nach Neugestaltung fällt zusam- 
men mit dem Wunsch nach möglichst einheitlichen 
Regelungen. 

Die überwiegend vierjährige Grundschule — in 
Berlin und z. T. in Bremen und Hamburg beträgt 
sie sechs Jahre — gehört organisatorisch zur Volks- 
schule, deren 2. Stufe zur Hauptschule ausgebaut ist. 
Sie ist Vorstufe für alle drei anschließenden Bil- 
dungswege und unterliegt bereits heute didaktischen 
Wandlungen, die sich z. B. auf den Unterricht in 
einer Fremdsprache und auf eine neue Form des 
Mathematikunterrichts erstrecken. Die Grundschule 
ist auch Gegenstand von Reformbestrebungen, so 
auch im Zusammenhang mit der möglichen Einfüh- 
rung der Vorschulerziehung. 

Die traditionelle Form des Übergangs von der 
Grundschule zur Realschule und zum Gymnasium ist 
die Form der frühen Auslese durch Aufnahmeprü- 
fungen. Heute sind in der Bundesrepublik hier Ver- 
änderungen und Entwicklungen im Gange, die die 
Durchlässigkeit des Schulsystems auf allen Stufen 
zum Ziel haben. 

In allen Bundesländern ist man von den früheren 
„punktuellen" Aufnahmeprüfungen als alleinigem 
Kriterium nach dem 4. Schuljahr abgekommen. An 
deren Stelle sind in mehreren Bundesländern (Ham- 
burg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein) verschiedene 
Regelungen für den Übergang in Realschulen und 
Gymnasien getreten, die jedoch unterschiedliche 
pädagogische Akzentuierungen und einen gewissen 
schulpolitischen Kompromißcharakter erkennen las- 
sen: Es handelt sich um die FÖrder-, Beobachtungs-, 
Eingangs- oder Erprobungsstufen. Diese Lösungen 
betrachten das 5. und 6. Schuljahr als pädagogische 
Einheit, ordnen diese Stufe organisatorisch aber den 
bestehenden Schularten zu. Lediglich die Förder- 
stufen und Beobachtungsklassen an den Hauptschu- 
len haben den primären Zweck, geeigneten Schülern 
einen späteren Übergang auf eine der weiterführen- 
den Schulen zu ermöglichen; die Eingangs- oder Er- 
probungsstufen an Gymnasien und Realschulen 
orientieren sich von vornherein an dem Bildungsziel 
und Leistungsstandard ihrer Schulart. 
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Neben den genannten Formen des Übergangs gibt 
es noch die Möglichkeit, sich über die leistungs- 
differenzierenden Kurse der Hauptschule für den 
Besuch anderer weiterführender Schulen zu qualifi- 
zieren. Demgegenüber vollzieht sich in Mittel- 
deutschland der Übergang ohne schulorganisato- 
rische Stufung mit spät beginnender Differenzierung 
im Einheitsschulsystem. 

Für die Struktur des allgemeinbildenden Schul- 
wesens in der Bundesrepublik im Ganzen stellen die 
genannten Formen des Übergangs, trotz der Unter- 
schiede in den einzelnen Ländern, eine Verstärkung 
des horizontalen Gliederungsprinzips gegenüber 
dem traditionellen vertikalen dar. 

Mit der Einführung der Hauptschule als einer an 
die Grundschule anschließenden allgemeinbildenden 
Schulart, die bis zum 9. Pflichtschuljahr oder bis zum 
freiwilligen 10. Schuljahr reicht, ist die bisherige 
Volksschule umstrukturiert worden. Die im Aufbau 
befindliche Hauptschule bewegt sich zwischen einer 
mehr traditionellen Volksschuloberstufe mit einem 
9. Schuljahr und einer selbständigen „weiterführen- 
den“ Schulart mit deutlich höherem Anspruchs- 
niveau. Statistisch werden die Hauptschulen in der 
Regel noch zusammen mit den Grundschulen unter 
der Rubrik „Volksschulen“ geführt. 


Schüler im Bundesgebiet 
an allgemeinbildenden Schulen 1966 


Schulgattung 

Schüler 

Anzahl | 

v. H. 

Volksschulen 



(offene Sonderschul- 
und Aufbauklassen) 
Schuljahrgang 



Grundschulen l.bis4. 

3 605 329 ( 3 919) 

47,8 

Hauptschulen 

5. bis 10 

2 070 466 

27,5 

Sonderschulen 



(einschließlich Schüler 
in Sonderschulklassen 
an Volksschulen) .... 

207 080 

2,7 

Realschulen 



(einschließlich Schüler 
in Aufbauklassen an 
Volksschulen) 

616 909 

8,2 

Gymnasien 

1 038 141 ( 8 755) 

13,8 

insgesamt . . . 

7 537 925 (12 674) 

100,0 


Die Zahlen in Klammern sind Schüler in Freien Waldorf- 
schulen, sie sind in den Zahlen für Grundschulen und 
Gymnasien mitenthalten. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


Ein besonderes Problem stellt der Ausbau des länd- 
lichen Hauptschulwesens dar. Hier ist in den letzten 
Jahren ein deutlicher Umschwung zugunsten grö- 
ßerer Schul einheiten in Form von Mittelpunktschu- 
len, Nachbarschaftsschulen, Dörfergemeinschaftsschu- 
len oder Verbandsschulen festzustellen. Genaue sta- 
tistische Angaben über die Art der ländlichen Schu- 
len in den einzelnen Bundesländern sind nicht ver- 
öffentlicht worden. 

Ein wesentliches Unterscheidungsmerkmal der 
Hauptschule gegenüber der früheren Volksschul- 
oberstufe stellt die wachsende Einführung des 
Fremdsprachenunterrichts (Englisch ab 5. Schul- 
jahr — wahlweise oder obligatorisch) dar. 1966 
nahmen 37,5 Prozent der Volksschüler von der 
5. Klasse an einem Fremdsprachenunterricht teil; an 
allen allgemeinbildenden Schulen (Volksschulen, 
Realschulen und Gymnasien) betrug dieser Anteil 
65,3 Prozent 33 ). 

Die Hauptschulen verleihen bisher entsprechend 
dem früheren Volksschulabschluß ihre Abschluß- 
zeugnisse ohne besondere Abschlußprüfungen. Die 
Abgänge ergeben sich aus der folgenden Tabelle. 

Die Schulentlassungen nach Beendigung der Voll- 
zeitschulpflicht belaufen sich demnach auf insgesamt 
479 118, darunter 386 851 (= 80,7 v. H.) mit Ab- 
schlußzeugnis. Abgänger vor Erreichen der letzten 
Klasse erhalten ein Abgangszeugnis. In einigen 
Ländern der Bundesrepublik wird Unterricht in den 
Hauptfächern der Hauptschule in leistungsdifferen- 
zierenden Kursen erteilt und in den Abschlußzeug- 
nissen entsprechend bewertet. 

Im Unterschied dazu müssen im anderen Teil 
Deutschlands alle Absolventen der zehnklassigen 
Oberschule — also ca. 70 Prozent der entsprechen- 
den Altersgruppe — eine schriftliche Abschlußprü- 
fung in vier Fächern und eine mündliche in zwei 
Fächern ablegen 34 ); die aus der 8. Klasse ausschei- 
denden Schüler bekommen ein Abgangszeugnis ohne 
Prüfung. 

Die weitere Entwicklung der Hauptschule in der 
Bundesrepublik wird erheblich von dem anhalten- 
den Wachstum der Schülerzahl in den Realschulen 
und Gymnasien beeinflußt. Insbesondere das Real- 
schulwesen hat im letzten Jahrzehnt einen außer- 
ordentlich dynamischen Aufschwung genommen; die 
Zahl der Schulen wuchs von 1957 bis 1967 um 104,7 
Prozent, die der Schüler im gleichen Zeitraum um 
89,5 Prozent 35 ). Dieses Wachstum, das zum Teil auf 
den erst in den Nachkriegsjahren begonnenen Aus- 
bau dieser Schulart zurückzuführen ist, beeinflußt 
die weiteren Planungen im Bereich des Sekundar- 
schulwesens. Bei der Realschule als spezifische 
Schulart mit einer mittleren allgemeinen Qualifika- 


33 ) Errechnet nach: Statistisches Bundesamt, Fachserie A, 
Reihe 10; Allgemeinbildende Schulen 1966, Vorbericht, 
S. 5 

34 ) Anweisung über die Abschluß- und Reifeprüfung vom 
5. Januar 1966. In: Soziales Bildungsrecht, Hrsg, vom 
Ministerium für Volksbildung. Berlin 1966. S. 338 
bis 344. — Durchführungsbestimmung zur Anweisung 
über die Abschluß- und Reifeprüfung vom 5. Januar 
1966, S. 345 bis 362. 

35 ) Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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Abgänge aus Volksschulen 1966 *) 


Abgänge 


Schuljahrgang 


insgesamt 


davon 


Schulentlassungen nach Beendigung 
der Vollzeitschulpflicht 


mit Abschlußzeugnis 
der Volksschule 


mit 

Schulabgangszeugnis 


sonstige Abgänge 



| Anzahl 

| Anzahl | 

v. H. J 

Anzahl 

v.H. 

Anzahl | 

v.H. 

1. bis 4. 








insgesamt 

25 429 

— 

— ■ 

716 

2,8 

24 713 

97,2 

weiblich 

10 906 

— 

— 

286 

2,6 

10 620 

97,4 

5. 







I 

insgesamt 

5 091 

— 

— 

3 730 

73,3 

1 361 

26,7 

weiblich 

2 079 


— 

1 481 

71,2 

598 

28,8 

6. 








insgesamt 

15 964 

— 

— 

14 386 

90,1 

1 578 

9,9 

weiblich 

7 012 

— 

— 

6 267 

89,4 

745 

10,6 

7. 

weiblich 

45 070 



43 575 

96,7 

1495 

3,3 

insgesamt 

20 420 

— 

— 

19 681 

96,4 

739 

3,6 

8. 








insgesamt 

310 738 

274 190 

88,2 

26 981 

8,7 

9 567 

3,1 

weiblich 

157 541 

139 147 

88,3 

12716 

8,1 

5 678 

3,6 \ 

9. und 10. 








insgesamt 

116 111 

112 661 

97,0 

2 879 

2,5 

571 

0,5 

weiblich 

57 713 

56 105 

97,2 

1 294 

2,2 

314 

0,5 j 

insgesamt 

518 403 

386 851 

74,6 

92 267 

17,8 

39 285 

7,6 ; 

weiblich 

255 671 

195 252 

76,4 

41 725 

16,3 

18 694 

7,3 1 

i 


i 


*) Stand: Mai, Bayern: Oktober 1966 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


tion steht das Verhältnis zur voll ausgebauten 
Hauptschule, die ebenfalls zu einem mittleren Ab- 
schluß eigener Art tendiert, zur Diskussion. Die 
gegenwärtig wichtigsten Unterscheidungskriterien 
der Realschule sind: eine Pflichtfremdsprache (in der 
Regel Englisch), das Fachlehrerprinzip und die Ab- 
schlußprüfung. Die Organisationsformen der Real- 
schule hingegen sind von Land zu Land verschieden. 
Neben den zahlenmäßig überwiegenden „grundstän- 
digen“ Realschulen mit sechsjähriger Dauer beste- 
hen — teilweise in demselben Land — vierjährige 
Realschulen sowie außerdem vierjährige Aufbaufor- 
men (für Schüler der Hauptschule), Realschulzüge, 
die organisatorisch mit den Hauptschulen verbunden 
sind, sowie Abendrealschulen. Das Fächerangebot 
und die Dauer der einzelnen Lehrgänge unterschei- 
den sich dabei nicht unerheblich voneinander, (z. B. 
auf kaufmännischem, hauswirtschaftlichem, tech- 
nischem Gebiet). Nimmt man noch die „mittlere 
Reife“ des Gymnasiums nach Ende der 10. Klasse 
sowie die Abschlüsse der Berufsaufbauschulen und 
eines Teils der Berufsfachschulen hinzu, so ergibt 


sich eine Vielzahl mittlerer Abschlüsse, die sich nur 
schwer mit dem entsprechenden Abschluß im an- 
deren Teil Deutschlands vergleichen lassen. Die 
Realschule in der Bundesrepublik ist, was die Schul- 
dauer, die Fächerstruktur und den Abschluß be- 
trifft, als Typus — nicht aber vom Lerninhalt her! — 
am ehesten mit der zehnklassigen allgemeinbilden- 
den Oberschule in Mitteldeutschland zu vergleichen. 
Aber auch die allmähliche Anhebung des Leistungs- 
niveaus der Hauptschule könnte in der Praxis zu 
einem mit der zehnjährigen Oberschule der DDR 
verwandten Schultypus führen. 

Bei der dritten allgemeinbildenden Schulart in der 
Bundesrepublik, dem Gymnasium, sind die Entwick- 
lungen im Gange, die in mancher Hinsicht Parallelen 
mit den Problemen in Mitteldeutschland aufweisen. 
Das „Hamburger Abkommen“ von 1964 regelte die 
Organisationsformen des Gymnasiums und die 
Sprachenfolge. Als „Normalform“ wurden neun- 
oder siebenklassige Gymnasien bezeichnet, als 
„Aufbauformen“ mindestens drei-, höchstens sechs- 
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jährige Gymnasien im Anschluß an die 7. Klasse der 
Hauptschule oder an die Realschule. Die Aufbau- 
formen haben sich dabei in den letzten Jahren in 
einigen Ländern stark entwickelt 36 ). Abendgymna- 
sien und Kollegs zur Erlangung der Hochschulreife 
als Einrichtung des „Zweiten Bildungsweges" kom- 
men hinzu. Die Zahl der Gymnasien betrug: im Jahre 
1967 2059 und die der Schüler 1 194 280; es bestan- 
den 40 Abendgymnasien mit 8327 Schülern und 
37 Kollegs mit 4287 Schülern (1966) 37 ). 

Die erste Fremdsprache, in der Regel Englisch oder 
Latein, setzt in der 5. Klasse ein, die zweite (Latein, 
Französisch und Englisch) in der 7. Klasse; eine 
dritte Fremdsprache, darunter Griechisch, kann frü- 
hestens in der 9. Klasse gelehrt werden. In den Auf- 
bauformen setzt der Fremdsprachenunterricht ent- 
sprechend später ein. Dadurch ergeben sich minde- 
stens acht verschiedene Möglichkeiten der Kombi- 
nation von Sprachenlehrgängen 38 ). 

Die Anzahl der Sprachen und die Intensität des 
Sprachunterrichts sind die wichtigen unterscheiden- 
den Merkmale für die Anerkennung der Reifeprü- 
fung als allgemeine Hochschulreife oder als fachge- 
bundene Hochschulreife, die in einigen Ländern er- 
worben werden kann 39 ). Das Verhältnis zwischen 
allgemeiner Hochschulreife und fachgebundener 
Hochschulreife zeigt die nachfolgende Übersicht: 


Allgemeinbildende Schulen 
Abgangsjahr 1965/66 

1.1 Allgemeine Hochschulreife 49 136 

1.2 Fachgebundene Hochschulreife 2 142 

51 278 

2 Berufsbildende Schulen 

2.1 Allgemeine Hochschulreife 450 

2.1 Fachschulgebundene Hochschulreife .... 2 933 

3 383 

Insgesamt ... 54 661 


Hinsichtlich der Gestaltung der Oberstufe der Gym- 
nasien (ab Klasse 11) vollzog sich in den letzten 
Jahren eine Entwicklung, die neben der traditionel- 
len Gliederung in ein altsprachliches, neusprach- 
liches und mathematisch-naturwissenschaftliches 
Gymnasium zu einer Anzahl weiterer Typen führte. 
Neben den drei klassischen Gymnasialtypen, die 
zahlenmäßig dominieren, lassen sich in einigen Län- 
dern bis zu vier weitere nennen. 

Die angedeuteten Parallelen zur Reform der Ober- 
stufe der Sekundarschulen könnten — der inter- 


36 ) Vgl. Hans Scheuerl: Die Gliederung des deutschen 
Schulwesens. Stuttgart 1968. S. 50 ff. 

37 ) Statistisches Jahrbuch der Bundesrepublik 1968, S. 
77 f. und Angaben des Statistischen Bundesamtes. 

38 ) Scheuerl, a. a. O., S. 66. 

39 ) Von den Absolventen der Ingenieurschulen haben 
1965 unter der Voraussetzung eines „guten" oder 
„sehr guten" Abschlusses 1374 die fachgebundene 
Hochschulreife erworben. — Bildungsplanungsbericht 
1967, S. 273. 

40 ) Nach Unterlagen des Statistischen Bundesamtes. 


nationalen Entwicklung entsprechend — vor allem 
im folgenden gesehen werden: 

1. Der selbständige Charakter der Oberstufe, die 
in beiden Teilen Deutschlands nach dem 10. 
Schuljahr beginnt, wird deutlicher als bisher 
unterstrichen und vor allem im Sinne einer wis- 
senschaftlichen Vorbereitung auf ein Hochschul- 
studium reformiert. Gleichzeitig zeigen sich ge- 
wisse Parallelen in dem Wunsch, den Übergang 
unmittelbar ins Berufsleben zu ermöglichen. 

2. Die traditionellen Typen oder Zweige der Ober- 
stufe werden durch Fächerkombinationen neuer 
Art mit größerer individueller Wahlfreiheit er- 
setzt. 

3. Es müssen für die Oberstufe ausreichende Vor- 
aussetzungen im vorausgegangenen Unterricht 
erworben werden, vor allem in den Fremdspra- 
chen. Dadurch ergeben sich Rückwirkungen bis 
zum 7, Schuljahr hinab, die im anderen Teil 
Deutschlands zu den erwähnten Formen der Dif- 
ferenzierung, in der Bundesrepublik zu einem 
erweiterten Fremdsprachenunterricht in den 
nichtgymnasialen Schulen geführt haben. 

Der quantitative Vergleich der Bildungswege und 
Abschlüsse, die zu einem Hochschulstudium berech- 
tigen, ist nur begrenzt möglich; es fehlt an vergleich- 
barem statistischem Material für Mitteldeutschland, 
so daß die Aussagemöglichkeiten stark begrenzt 
sind. Dennoch lassen sich einige interessante Rela- 
tionen zwischen den Zahlen der Teilnehmer an der 
Reifeprüfung und der durchschnittlichen Bevölke- 
rung in beiden Teilen Deutschlands aufstellen. 

Der Vergleich zwischen der prozentualen Verteilung 
der Teilnehmer an der Reifeprüfung und der durch- 
schnittlichen Bevölkerung in der Bundesrepublik 
und in Mitteldeutschland zeigt nun, daß die Teil- 
nehmer in der BRD im allgemeinen überanteilig und 
in Mitteldeutschland unteranteilig vertreten waren. 
Im Durchschnitt der letzten fünf Jahre (1963 bis 1967) 
betrug der Anteil der Teilnehmer an der Reife- 
prüfung in der BRD 79,4 v. H., in Mitteldeutschland 
20,6 v. H. Bei der durchschnittlichen Bevölkerung 
lag der Anteil des Bundesgebiets an der Einwoh- 
nerzahl Gesamtdeutschlands bei 77,6 v. H., der Mit- 
teldeutschlands jedoch bei 22,4 v. H. Gemessen an 
der Gesamtbevölkerung nahmen also in der Bun- 
desrepublik mehr Einwohner als in Mitteldeutsch- 
land an der Reifeprüfung teil. 

In den Gymnasien der Bundesrepublik legten 1967 
nach vorläufigen Ergebnissen 64 778 Schüler die 
Reifeprüfung ab; die vergleichbare Zahl für Mittel- 
deutschland lag bei 18 090 Schülern. Die Teilneh- 
merquote, das ist der Anteil der Teilnehmer an dem 
arithmetischen Mittel der 19- bis 21jährigen Be- 
völkerung, betrug in der Bundesrepublik für 1967 

9,1 v. H. (Quote der Abiturienten mit bestandener 
Reifeprüfung = 8,9 v. H.) Der Anteil der Teilneh- 
mer an der 17- bis 20jährigen Bevölkerung in Mit- 
teldeutschland dürfte etwa 8,3 v. H. (nur Abitu- 
rienten der erweiterten Oberschule) erreicht ha- 
ben 40 ). Über die Zahl derer, die die Reifeprüfung in 
Mitteldeutschland tatsächlich bestanden haben, lie- 
gen keine statistischen Angaben vor. Das Fehlen 


25 



Drucksache V/4609 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


dieser u. ä. Angaben (z. B. die Gliederung der 
Abiturienten nach Geburtsjahren) für Mitteldeutsch- 
land erschwert es, über diese allgemeinen Aussagen 
hinaus einen genauen Vergleich anzustellen. 

In Anpassung an internationale Sprachgewohnhei- 
ten werden in der Bundesrepublik seit etwa 1967 
auch von amtlicher Seite die bisher noch ohne ge- 
meinsamen Oberbegriff nebeneinander genannten 
Hauptschulen, Realschulen und Gymnasien als „Se- 
kundarschulen" zusammengefaßt Damit wird eine 
Tendenz sichtbar, die sich künftig noch verstärken 
und zu einem weiteren Abbau der traditionellen 
vertikalen „Säulengliederung" zugunsten einer 
mehr horizontalen „Stufengliederung" führen wird. 
Das bisherige Prinzip der „Durchlässigkeit" zwi- 
schen den einzelnen allgemeinbildenden Schularten 
wird jedenfalls noch stärker verwirklicht werden, 
Für die siebziger Jahre läßt sich somit eine struktu- 
relle Annäherung des allgemeinbildenden Sekun- 
darschulwesens in beiden Teilen Deutschlands Vor- 
aussagen. 


4. Die Berufsausbildung 

Ein gemeinsames Merkmal des beruflichen Ausbil- 
dungswesens in der Bundesrepublik Deutschland 
und in Mitteldeutschland ist es, daß die berufsprak- 
tische Ausbildung der Jugendlichen — im Gegen- 
satz zu den meisten ausländischen Ausbildungs- 
systemen — im Betrieb durchgeführt wird, während 
der berufstheoretische Unterricht von der als 
Pflichtschule konzipierten Berufsschule vermittelt 
wird; dieses „duale" Ausbildungssystem ist in bei- 
den Teilen Deutschlands allerdings in unterschied- 
lichem Maße * — vornehmlich quantitativ * — - ausge- 
prägt. In der Bundesrepublik wurden im Jahre 1966 
1 323 600 41 ) Jugendliche in einem betrieblichen 
Lehr- oder Anlernverhältnis ausgebildet; 176 095 42 ) 
Jugendliche erhielten ihre Ausbildung in Berufs- 
fachschulen, d. h. in berufsbildenden Einrichtungen, 
die sowohl eine berufspraktische als auch eine be- 
rufstheoretische Ausbildung vermitteln und die be- 
triebliche Lehre ganz oder teilweise ersetzen. 

Dies bedeutet, daß 88,3 v. H, aller berufsschul- 
pflichtigen Jugendlichen ihre Ausbildung im Rah- 
men des oben skizzierten dualen Ausbildungssy- 
stems absolvierten und 11,7 v. H. Berufsfachschulen 
besuchten; allerdings ist festzustellen, daß die Zahl 
der Berufsfachschüler in den letzten Jahren zunahm. 

Im anderen Teil Deutschlands besuchen 48,8 v, H. 
aller berufsschulpflichtigen Jugendlichen eine Be- 
triebsberufsschule; wenn man davon ausgeht, daß 
diese Schulen mit dem Betrieb eine organisatorische 
Einheit bilden und insoweit die Durchführung der 


41 ) Lehrlinge und Anlernlinge in der Bundesrepublik 
Deutschland 1950 bis 1967, herausg. vom Bundesmini- 
sterium für Arbeit und Sozialordnung — Statistik — , 
Beilage zum Heft 12/1968 der „Arbeits- und sozial- 
statistischen Mitteilungen". 

42 ) Statistisches Bundesamt: Fachserie A, Bevölkerung 
und Kultur, Reihe 10, Bildungswesen, II. Berufsbil- 
dende Schulen, 1966, Vorbericht. 


Ausbildung in einer Hand liegt, wird man diese Art 
der Ausbildung nicht mehr dem dualen System zu- 
rechnen können; unter dieses fallen jedoch die 
Schüler der „Allgemeinen Berufsschule", d. h. rund 
die Hälfte aller in Mitteldeutschland in Ausbildung 
stehenden Jugendlichen. 

Das duale System setzt die Zusammenarbeit der an 
der Ausbildung Beteiligten, insbesondere der Aus- 
bildungsbetriebe, der Berufsschulen, der Wirtschafts- 
organisationen, der Arbeitnehmerorganisationen 
und der Schulverwaltungen voraus. In der Bundes- 
republik entfällt der weitaus größere Teil der Aus- 
bildungszeit (rund vier Fünftel) auf die Ausbildung 
im Betrieb, während in Mitteldeutschland nur etwa 
die Hälfte (im ersten Lehrjahr) bis zwei Drittel (im 
zweiten und dritten Lehrjahr) der wöchentlichen 
Ausbildungszeit für die Betriebsausbildung zur Ver- 
fügung stehen. Allerdings bestehen in der Bundes- 
republik seit einigen Jahren Bestrebungen, den 
zeitlichen Anteil für die Vermittlung fachtheore- 
tischer und allgemeiner Bildung durch die Berufs- 
schule auszuweiten. In der Bundesrepublik sind Or- 
ganisation und Kontrolle der betrieblichen Ausbil- 
dung in der Wirtschaft, von wenigen Ausnahmen 
abgesehen, Aufgabe der jeweiligen Kammern in 
Selbstverwaltung. Die betriebliche Ausbildung er- 
folgt auf der Grundlage eines zwischen dem Auszu- 
bildenden (bzw. dessen gesetzlichen Vertretern) und 
dem Ausbildungsbetrieb abgeschlossenen Lehrver- 
trages und wird im übrigen durch gesetzliches und 
statutarisches Recht geregelt und geordnet. Maßge- 
bend für die Ausbildung in den Lehr- und Anlern- 
berufen im Bereich der Industrie und des Handels 
sind bundeseinheitliche Ordnungsmittel (Berufsbild, 
Berufsbildungsplan, Prüfungsanforderungen). Diese 
Ordnungsmittel sollen gewährleisten, daß die be- 
triebliche Ausbildung nach einheitlichen Normen 
durchgeführt wird und zu qualitativ vergleichbaren 
Leistungen führt. Das grundlegende Ordnungsmittel 
ist das Berufsbild; es legt die Berufsbezeichnung, 
den Ausbildungsinhalt und die Ausbildungszeit fest, 
grenzt den Ausbildungsberuf gegen andere ab und 
umreißt die Erwachsenentätigkeit in dem betreffen- 
den Beruf. Bei der Erstellung der Ordnungsmittel 
wirken die Organisationen der Unternehmer und 
Arbeitgeber gleichberechtigt mit. Auf den Ord- 
nungsmitteln basieren in der Regel auch die Lehr- 
pläne für den fachtheoretischen Unterricht in der 
Berufsschule. Die Ausbildung im Handwerk erfolgt 
im Rahmen der Handwerksordnung nach den „Fach- 
lichen Vorschriften zur Regelung des Lehrlingswe- 
sens und der Gesellenprüfung", sie werden von den 
Handwerkskammern nach vorheriger Abstimmung 
mit den Spitzenorganisationen des Handwerks und 
den zuständigen Bundesministerien erlassen. 

Im Gegensatz zur Bundesrepublik besteht im ande- 
ren Teil Deutschlands die Identität von politischer 
und wirtschaftlicher Führung. Da für die „Kader- 
politik" gerade dem beruflichen Ausbildungswesen 
besondere Bedeutung zukommt, ist das höchste 
wirtschaftleitende Organ in Mitteldeutschland, die 
Staatliche Plankommission, in letzter Instanz auch 
für die Planung, Bilanzierung und Durchführung der 
Berufsausbildung verantwortlich. Dazu ist seit dem 
1. Februar 1966 als ein nachgeordnetes Organ das 


26 



Deutscher Bundestag — - 5. Wahlperiode 


Drucksache V/4609 


Staatliche Amt für Berufsausbildung beim Minister- 
rat der DDR getreten. Es ist hervorgegangen aus 
dem Deutschen Institut für Berufsausbildung, das 
dem Minister für Volksbildung unterstand und des- 
sen Aufgabe vor allem in der Entwicklung der Be- 
rufspädagogik sowie in der Bestimmung von Ziel, 
Inhalt, Organisation und Methoden der Berufsaus- 
bildung lag. 

Das Staatliche Amt für Berufsausbildung hat im we- 
sentlichen folgende Aufgaben: 

— Koordinierung der Berufsausbildung mit den 
Industrieministerien, dem Landwirtschaftsrat 
und anderen zentralen Staatsorganen. Die Fach- 
ministerien bleiben jedoch voll verantwortlich 
für die Berufsausbildung ihres Bereiches. 

— Erarbeitung eines bilanzierten Planvorschlages 
für die Berufsausbildung und dessen Weitergabe 
an die Staatliche Plankommission. 

Seit dem VI. Parteitag der SED (1963) und der Ein- 
führung des „Neuen Ökonomischen Systems der 
Planung und Leitung der Volkswirtschaft" zeigt sich 
in Mitteldeutschland die Tendenz zur stärkeren De- 
zentralisierung der Planung und Leitung der Be- 
rufsausbildung, wobei den einzelnen Betrieben, ins- 
besondere den Großbetrieben (VEB und VVB), eine 
erhöhte Eigenverantwortung für die Gewinnung 
und Ausbildung ihres Nachwuchses übertragen wird. 

Dieser Ablösungsprozeß von einem zentralistisch 
gesteuerten Ausbildungssystem mit zentraler Pla- 
nung der Lehrlingsquoten in den einzelnen Berufs- 
gruppen zu einer lokal und nach Wirtschaftsberei- 
chen differenzierten und von den Betrieben eigen- 
verantwortlich gelenkten beruflichen Nachwuchs- 
planung ist gegenwärtig noch nicht abgeschlossen. 
Im Zuge dieser Reform ist auch den Großbetrieben 
ein erweitertes Mitwirkungsrecht bei der Entwick- 
lung und Gestaltung neuer Ausbildungsberufe und 
Berufsbilder zuerkannt worden. Die zentrale lei- 
tende und koordinierende Rolle des Staatlichen 
Amtes für Berufsausbildung wurde in dieser Hin- 
sicht jedoch nicht eingeschränkt. 

Der wissenschaftlich-technische Fortschritt und die 
rasche Mechanisierung und Automatisierung der 
Produktion bewirkten in den letzten Jahren in bei- 
den Teilen Deutschlands Maßnahmen zur Reform 
des beruflichen Ausbildungswesens, die sowohl auf 
eine Umstrukturierung bisheriger Ausbildungsbe- 
rufe und das Entstehen neuer Berufe als auch auf 
eine damit verbundene quantitative Verschiebung 


43 ) Statistisches Bundesamt — vorläufige, noch unver- 
öffentlichte Ergebnisse. 

44 ) Errechnet nach den Angaben in den Statistischen Jahr- 
büchern für die BRD. 

45 ) Neues Deutschland vom 17. April 1967. 

46 ) Neues Deutschland vom 23. Februar 1968. 

47 ) Ermittelt nach „Verzeichnis der Lehr- und Anlern- 
berufe", in: Alfons Dörsdiel: Die Berufsschule in un- 
serer Zeit, Ratingen 1967 (Anhang). 

48 ) Heinrich Ebel: Realität und Möglichkeit unseres Aus- 
bildungssystems. In: Berufl. Bildung. Hrsg. v. DGB. 
Sonderdruck, S. 6. 

49 ) Errechnet nach dem Statistischen Jahrbuch der DDR 
1968. 


zwischen den Ausbildungsverhältnissen hinauslau- 
fen. Die weitaus überwiegende Form der betrieb- 
lichen Ausbildung Jugendlicher in der Bundesrepu- 
blik und in Mitteldeutschland ist das planmäßig 
gestaltete Lehrverhältnis, das mit einer Lehrab- 
schlußprüfung endet. Für in der Bundesrepublik 
noch bestehende Anlernberufe (insbesondere Tex- 
tilberufe) gibt es in Mitteldeutschland zumindest in 
der Bezeichnung nichts Entsprechendes. 

In der Bundesrepublik beträgt die Ausbildungs- 
dauer in den Lehrberufen in der Regel drei bis drei- 
einhalb Jahre; diese Ausbildungszeiten können für 
Absolventen weiterführender Schulen und bei über- 
durchschnittlichen Leistungen eines Lehrlings ver- 
kürzt werden. 

Nur 3,4 v. H. aller Ausbildungsverhältnisse (1 402 465 
Ende 1967) enfallen auf Anlernverhältnisse (47 269 
Ende 1967). In den letzten Jahren wurde eine erheb- 
liche Anzahl von Anlernberufen gestrichen, ver- 
wandte wurden z. T. zu neuen Lehrberufen zusam- 
mengefaßt. Der Anteil der berufsschulpflichtigen 
arbeitenden Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag 
in der Bundesrepublik (Jungarbeiter, Jungange- 
stellte, mithelfende berufsschulpflichtige Familien- 
angehörige) an der Gesamtzahl der Berufsschüler 
(1 780 205) lag 1967 mit 262 823 bei 14,8 v. H. 43 ). Der 
Prozentsatz dieser Jugendlichen ohne Ausbildungs- 
vertrag weist seit Jahren eine sinkende Tendenz auf 
(1958 = 25,2 v.H.; 1964 ** 21,4 v.H.) 44 ). Immer 
mehr Jugendliche, die ins Erwerbsleben eintreten, 
beginnen eine fest umrissene Berufsausbildung. 

In Mitteldeutschland lag der Anteil der Schulabgän- 
ger ohne Ausbildungsverhältnis im Jahre 1966 nach 
dortigen statistischen Angaben bei 9 Prozent 45 ) und 
soll bis zum Herbst 1967 sogar auf rund 3 Prozent 
zurückgegangen sein 46 ). 

In der Bundesrepublik bestanden 1968 (September) 
531 anerkannte Ausbildungsberufe; die Ausbil- 
dungsdauer (zum Vergleich in Klammern die Zahlen 
von 1966 47 ) und I960 48 )) betrug bei 3 (5; 5) Berufen 
1 Jahr, bei 18 (19; 17) Berufen 1V 2 Jahre, bei 72 
(86; 99) Berufen 2 Jahre, bei 369 (380; 367) Berufen 
3 Jahre, bei 68 (68; 64) Berufen 3 V 2 Jahre und bei 
1 (1; 1) Beruf 4 Jahre. 

Die folgende Übersicht stellt die Anzahl der Aus- 
bildungsberufe in beiden Teilen Deutschlands nach 
der Ausbildungsdauer gegenüber, wobei zu beach- 
ten ist, daß in Mitteldeutschland die Lehrzeitdauer 
von der schulischen Vorbildung abhängt. 

Aus der unterschiedlichen Lehrdauer wird man 'je- 
doch keine Aussagen über das Qualifikationsniveau 
der Lehrlinge ableiten können. Hierbei ist z. B. zu 
bedenken, daß durch den vorangehenden polytech- 
nischen Unterricht in der allgemeinbildenden Schule 
die Lehrlinge in Mitteldeutschland bereits vor Lehr- 
antritt elementare berufliche Kenntnisse und Fertig- * 
keiten erhalten haben. Andererseits werden auch 
in der Bundesrepublik allmählich mehr und mehr 
berufsvorbereitende Elemente in den Unterricht der 
allgemeinbildenden Schulen eingebaut. 

Die Durchfallquoten lagen im Jahre 1967 in Mittel- 
deutschland bei 4,3 v.H. 49 ), in der Bundesrepublik 
im Bereich der Industrie- und Handelskammern da- 
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Teilgebiet 

Zahl der Ausbildungsberufe mit 
Ausbildungsdauer (in Jahren) 

Gesamt- 
zahl der 
Ausbil- 
dungs- 
berufe 


1 

| 1 V 2 | 2 

1 2 V 2 

1 3 

3 V 2 

4 

BRD (1968) 

3 

18 72 

ent- 

fällt 

369 

68 

1 

531 50 ) 

DDR für Absolventen der 10. Klasse 

1 

41 388 

50 

13 

ent- 

fällt 

2 

455 

1 

für Absolventen der 8. Klasse 

— 

— 10 

37 

192 

ent- 

fällt 


239 


gegen bei 15,1 v. H. 51 ). Dieses Zahlenverhältnis hat 
jedoch keine Aussagekraft für die Qualität des Bil- 
dungs- und Ausbildungswesens im geteilten 
Deutschland, solange kein detaillierter Vergleich 
der Prüfungsanforderungen und Beurteilungskrite- 
rien möglich ist. In dem für die Bundesrepublik 
angegebenen Prozentsatz ist z. B. das Bestehen der 
Wiederholungsprüfung nicht berücksichtigt. Erfah- 
rungsgemäß unterziehen sich etwa zwei Drittel der 
bei der Lehrabschlußprüfung erfolglos gebliebenen 
Jugendlichen der Wiederholungsprüfung; von die- 
sen Prüfungswiderholern sind wiederum rund zwei 
Drittel erfolgreich 52 ), so daß der Prozentsatz der 
Jugendlichen eines Prüfungsjahrganges, der bei der 
Abschlußprüfung endgültig erfolglos bleibt, bei rund 
8,5 v. H. liegt. 

In beiden Teilen Deutschlands ist man seit einigen 
Jahren bemüht, die Ausbildungsberufe zu überprü- 
fen, wobei wirtschaftliche und technische Wandlun- 
gen wie auch sozialpolitische, bildungspolitische und 


30 ) Ermittelt nach: Verzeichnis der in der Bundesrepublik 
Deutschland anerkannten Lehr- und Anlernberufe. 
Stand September 1968. Hrsg. v. Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung. 

51 ) Ernst Hoffmann: Industrie und Handel: 780 000 Lehr- 
verhältnisse. In: Die Deutsche Berufs- und Fachschule, 
64. Bd. 1968. S. 662. 

52 ) Angaben aus: Ruhrwirtschaft, Ausgabe C 1/69, Januar 
1969, S. 3. 

53 ) Harry Henschel / Margret Kunzmann: Entwicklungs- 
tendenzen der Berufsausbildung in internationaler 
Sicht. In: Berufsbildung, 22. Jg., 1968, S. 459. — Zu 
den Grundsätzen für die Weiterentwicklung der Be- 
rufsausbildung. In: Deutsche Lehrerzeitung, Nr. 19, 
2. Maiausgabe 1968. 

54 ) 17. Durchführungsverordnung über die Systematik der 
Ausbildungsberufe vom 14. Oktober 1968, In: Lose- 
blattsammlung Bildung und Erziehung, C/II b/1. 

35 ) Allerdings gilt dieser Konzentrationsprozeß in der 
Bundesrepublik nicht für alle Berufsgruppen in glei- 
cher Weise. Für die Gesamtzahl aller Lehrlinge und 
Anlernlinge ist dieser Konzentrationsprozeß umstrit- 
ten. Die abweichenden Ergebnisse erklären sich aus 
unterschiedlichen Berechnungsverfahren. Vgl. dazu 
Näheres bei Wolfgang Lempert: Die Konzentration 
der Lehrlinge auf Lehrberufe. Studien und Berichte, 
H. 7. Hrsg, vom Institut für Bildungsforschung in der 
Max-Planck-Gesellschaft, Berlin 1966, S. 28 ff. 

56 ) Hoffmann, a. a. O., S. 661. 


berufspädagogische Erkenntnisse berücksichtigt wer- 
den sollen. Die Entwicklung läuft auf eine Reduzie- 
rung der bestehenden zugunsten von inhaltlich neu 
gefaßten und breiter angelegten Ausbildungsberu- 
fen hinaus. Einige Zahlen sollen dies verdeutlichen: 

Im Jahre 1949 gab es in der Bundesrepublik im Be- 
reich der gewerblichen Wirtschaft insgesamt 719 an- 
erkannte Ausbildungsberufe, davon 454 Lehrberufe 
und 265 Anlernberufe. Bis zum Jahre 1969 hat sich 
die Zahl der Ausbildungsberufe auf 513 verringert. 
Für Mitteldeutschland läßt sich feststellen, daß die 
Zahl der Ausbildungsberufe von 585 im Jahre 1966 
auf 455 ab 1. September 1968 reduziert wurde 53 ); 
die letzte Systematik enthält nur noch 389 Ausbil- 
dungsberufe 54 ). 

Relativ unabhängig von dieser zielstrebig eingelei- 
teten Maßnahme vollzieht sich seit einigen Jahren 
in beiden Landesteilen aus vielfältigen Gründen eine 
Konzentration der Lehrlinge auf eine zunehmend 
kleinere Zahl von Ausbildungsberufen 55 ). Dieser 
Trend erscheint besonders auffällig im kaufmänni- 
schen Sektor. Im Jahre 1967 entfielen in der Bundes- 
republik auf die zehn stärksten kaufmännischen 
Lehrberufe 92,2 Prozent aller kaufmännischen Lehr- 
verhältnisse, während sich die verbleibenden 7,8 
Prozent auf die restlichen 23 Lehrberufe verteil- 
ten 56 ). 

Um einerseits dem Bedürfnis nach einer notwendi- 
gerweise breit angelegten beruflichen Grundausbil- 
dung der Lehrlinge bei zunehmender Spezialisierung 
der Betriebe gerecht zu werden und andererseits das 
Ausbildungsniveau den ständig steigenden Anfor- 
derungen von Technik und Wirtschaft anzupassen, 
ergab sich in der Bundesrepublik für immer mehr Be- 
reiche der gewerblichen Wirtschaft die Notwendig- 
keit, die Berufsausbildung teilweise aus dem Pro- 
duktionsablauf herauszulösen und zur Durchführung 
systematischer Lehrgänge betrieblichen und über- 
betrieblichen Einrichtungen zu übertragen. So wer- 
den vor allem in industriellen Großbetrieben Lehr- 
werkstätten mit hauptberuflichen Ausbildern einge- 
richtet. Die Zahl der betrieblichen Lehrwerkstätten 
(ohne Bergbau) und der darin ausgebildeten Lehr- 
und Anlernlinge hat sich in der Bundesrepublik in 
den letzten Jahrzehnten permanent vergrößert (1952: 
1034 Lehrwerkstätten mit 65 328 Lehr- und Anlern- 
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lingen; 1958: 1658 mit 123 973; 1963: 2069 mit 
118 640 57 ) zu rund 85 v. H. entfallen sie auf den 
Wirtschaftsbereich Eisen und Metall. Eine Reihe von 
Mittel- und Kleinbetrieben (sowohl industrielle als 
auch handwerkliche) haben jeweils gemeinsam über- 
betriebliche Gemeinschaftslehrwerkstätten eingerich- 
tet, deren Anzahl ständig steigt. In der Industrie 
gab es 1966 rd. 30 überbetriebliche Lehrwerkstätten; 
1967 wurden 8 weitere eingerichtet. Im Handwerk 
bestanden 1966 rd. 1400 überbetriebliche Lehrwerk- 
stätten und Unterrichtsräume, in denen rd. 22 °/o 
aller handwerklichen Lehr- und Anlernlinge (101 474) 
an Ergänzungslehrgängen teilnehmen 58 ). In Mittel- 
deutschland ist die Berufsausbildung vor allem auf 
Großbetriebe konzentriert, die auch die Durchführung 
der theoretischen Ausbildung übernehmen. Im Jahre 
1967 standen 2650 Lehrwerkstätten zur Verfügung 59 ), 
über die Zahl der darin ausgebildeten Lehrlinge lie- 
gen keine Angaben vor. Im Zuge der Reform der Be- 
rufsausbildung schließen sich zudem in jüngster Zeit 
an verschiedenen Orten mittlere und kleine Betriebe 
unterschiedlicher Eigentumsformen zu Ausbildungs- 
gemeinschaften zusammen, wobei meist ein staat- 
licher Großbetrieb als Leitbetrieb die verschiedenen 
Ausbildungsgänge koordiniert 60 ). Neben einer Ver- 
besserung der berufspraktischen Ausbildung soll 
durch die Einrichtung von Lehrwerkstätten erreicht 
werden, daß die Lehrausbilder entsprechend ihrer 
Fachrichtung zweckdienlicher eingesetzt werden 
können. Ein weiterer positiver Nebeneffekt wird in 
der Möglichkeit gesehen, die theoretische Unter- 
weisung in direktem Bezug zur praktischen Ausbil- 
dung vertiefen zu können. 

Die Schwerpunktverlagerung von der praktischen 
zur berufstheoretischen Ausbildung ist eine inter- 
nationale Erscheinung, auch wenn dieser Prozeß in 
den einzelnen Ländern ungleichmäßig verläuft. Auf 
ihre Begründung durch die zunehmende „Verwissen- 
schaftlichung" der Produktionsprozesse und die fort- 
schreitende Mechanisierung bzw. Automatisierung 
der Fertigung ist bereits hingewiesen worden. 

Aufgabe der Berufsschule, des zweiten wichtigen 
Zweiges im dualen System, ist einmal die berufs- 
theoretische Ergänzung der berufspraktischen Aus- 
bildung, zum anderen die Erweiterung der allgemei- 
nen Bildung der Schüler unter besonderer Berück- 
sichtigung ihrer Ausbildung bzw. Tätigkeit, insbe- 
sondere in politischer und wirtschaftskundlicher 
Richtung. In beiden Teilen Deutschlands ist die Be- 

57 ) Erhebungsergebnisse der Arbeitsstelle für Betriebliche 
Berufsausbildung, Bonn. In: Die industriellen Lehr- 
werkstätten, Bielefeld 1958 und 1964. 

58 ) Jahresbericht 1967, herausgegeben vom Zentralver- 
band des Deutschen Handwerks, Bad Wörishofen, 
1968. 

59 ) Grundsätze für die Berufsausbildung im einheitlichen 
sozialistischen Bildungssystem. Berlin 1968, S. 9. 

60 ) Vgl. Neues Deutschland vom 17. April 1968. 

61 ) Schulpflichtbestimmungen vom 14. Juli 1965, § 11 
Abs. 2. 

62 ) Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes. 

° 3 ) Empfehlung für die Entwicklung fortgeschrittener 
kommunaler Berufsschulen und Volkshochschulen zu 
„Zentren der pädagogischen Arbeit und des Erfah- 
rungsaustausches' 1 vom 1. Juli 1967. In: Bildung und 
Erziehung (Loseblattsammlung), C/II c/27. 


rufsschule eine Teilzeitschule für berufsschulpflich- 
tige Jugendliche. Ihr Besuch wird in der Bundes- 
republik durch die Schulpflichtgesetze der einzelnen 
Länder geregelt, die voneinander nur geringfügig 
ab weichen. Sie sehen einen Pflichtbesuch bis zum 18. 
bzw. 21. Lebensjahr für alle Jugendlichen vor, die 
die gesetzliche Vollschulpflicht erfüllt haben und in 
einem beruflichen Ausbildungsverhältnis oder in 
einem Arbeitsverhältnis stehen, mithelfende Fami- 
lienangehörige, beruflos oder arbeitslos sind. 

Im anderen Teil Deutschlands geht die Berufsschul- 
pflicht generell bis zum Abschluß der Lehrausbil- 
dung. Jugendliche ohne Lehrvertrag, die den Ab- 
schluß der 8. Klasse der Oberschule erreicht haben, 
unterliegen einer zweijährigen Berufsschulpflicht. 
Nicht berufsschulpflichtig sind Absolventen der 10. 
Klasse sowie Jugendliche, die das Ziel der 8. Klasse 
der Oberschule nicht erreicht bzw. aus niederen 
Klassen entlassen wurden und keinen Lehrvertrag 
abschließen. Mit diesen Jugendlichen, die in keinem 
Lehrverhältnis stehen, haben die Betriebe „Qualifi- 
zierungsverträge" abzuschließen 61 ). 

Während es in der Bundesrepublik 1967 unter den 
1783 öffentlichen und privaten Berufsschulen nur 24 
betriebseigene Berufsschulen (Werkberufsschulen) 
als private Ersatzschule gab, deren Zahl nach dem 
zweiten Weltkrieg zunächst stieg, und dann stark 
sank (1958: 53; 1963: 35) 62 ), hat sich in Mitteldeutsch- 
land mit den in Großbetrieben eingerichteten Be- 
triebsberufsschulen ein völlig neuer Berufsschultyp 
herausgebildet. Dabei lag dort der Anteil der Be- 
triebsberufsschulen an der Gesamtzahl aller Berufs- 
schulen im Jahre 1967 bei 58,4 Prozent, der Anteil 
der Schüler bei 48,4 Prozent. Beide Zahlen steigen 
seit Jahren. 

Die Verstaatlichung nahezu aller größeren Betriebe 
in Mitteldeutschland hat den Trend zur Einrichtung 
von Betriebsberufsschulen anscheinend beschleunigt. 
Obwohl dort die Betriebsberufsschulen wie auch alle 
übrigen berufsbildenden Schulen Bestandteil des 
„einheitlichen sozialistischen Bildungssystems" sind 
und in ihrer pädagogischen Arbeit der Anleitung und 
Dienstaufsicht des Ministeriums für Volksbildung 
unterstehen, trägt doch der Betriebsleiter die Ver- 
antwortung für die Arbeit und Entwicklung der 
Schule. Der Direktor der Betriebsberufsschule ist ihm 
unterstellt und rechenschaftspflichtig. In jüngster 
Zeit ist auch den kommunalen Berufsschulen wieder 
größere Bedeutung und Aufmerksamkeit beigemes- 
men worden, wobei man bestrebt ist, die „fortge- 
schrittenen" unter ihnen zu „Zentren der pädagogi- 
schen Arbeit und des Erfahrungsaustausches" zu ent- 
wickeln 63 ). 

Unterschiedlich sind in beiden Teilen Deutschlands 
der Zeitanteil des Berufsschulunterrichts an der Aus- 
bildung und dessen Schwerpunkte und Zielsetzung. 
In der Bundesrepublik werden gegenwärtig dem Be- 
rufsschulunterricht für die weitaus meisten Berufe 
rund ein Fünftel der Ausbildungsdauer eingeräumt. 
Die gesetzlich festgelegte Mindeststundenzahl pro 
Woche ist 8 Stunden; in den meisten Bundesländern 
kommt eine Stunde Religionsunterricht hinzu. Die 
Diskussion um die geforderte zeitliche Ausweitung 
des Berufsschulunterrichts ist noch nicht abgeschlos- 
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Berufsschulen 



insgesamt 

Im anderen Teil Deutschlands 

Bundesrepublik 

Deutschland 

insgesamt 


Allgemeine 

Berufsschulen 

davon 

Betriebs- 

berufsschulen 

Medizinische 

Schulen 

i 1965 absolviert 

i 

1 130 

424 

654 

52 

2 128 

! in v. H 

100 

37,5 

57,9 

4,0 


1967 absolviert 

1 172 

435 

684 

53 

1 807 

in v. H. 

100 

31,1 

58,4 

4,5 



Berufsschüler 




Iin anderen Teil Deutschlands 

Bundesrepublik 

Deutschland 

insgesamt 

Allgemeine 

Berufsschulen 

davon 

Betriebs- 

berufsschulen 

Medizinische 

Schulen 

1965 

absolviert 

418 865 

202 936 

200 358 

15 571 

1 780 044 


in v. H 

100 

48,5 

47,8 

3,7 


1967 

absolviert 

468 684 

219 141 

229 115 

20 428 

1 780 203 


in v. H 

100 

46,8 

48,8 

4,4 

1 


l 


sen. „Infolge Lehrermangels auch in den Berufs- 
schulen kann in etwa der Hälfte aller Berufsschul- 
klassen zur Zeit (1967) allerdings nicht einmal die 
Zahl von acht Wochenstunden Berufsschulunterricht 
erteilt werden. 04 ) 

In den meisten Bundesländern werden etwa 5 Stun- 
den fachtheoretischer, 1 Stunde politischer und 1 
Stunde wirtschaftskundlicher Unterricht sowie 1 
Stunde Unterricht zur Bildung in der Muttersprache 
und Übung im allgemeinen Schriftverkehr (Fach- 
bezeichnung in der Regel: „Deutsch") erteilt; hinzu 
kommt ggf. noch 1 Stunde Religion. Die Berufsschule 
in der Bundesrepublik hat folglich nach ihrem Bil- 
dungsauftrag 65 ) mehrere Aufgaben nebeneinander 
zu erfüllen: Sie soll einmal zur beruflichen Ertüchti- 
gung, zum anderen zur verantwortungsbewußten 
Teilnahme am politischen und wirtschaftlichen Leben 
erziehen und zur sprachlichen Bildung beitragen. 


64 ) Bildungsplanungsbericht, a. a. O., S. 34, Anm. 29. 

65 ) Vgl. Fritz Blättner: Pädagogik der Berufsschule, Hei- 
delberg 1965, 2. Aufl,, Kap. 9. 

66 ) Hartmut Vogt: Berufsausbildung und Erwachsenen- 
qualifizierung in der DDR. In: Deutschland Archiv, 
1. Jg., 1968. Rahmenlehrplan für den allgemeinbil- 
denden Unterricht bei Lehrlingen, die an der allge- 
meinbildenden polytechnischen Oberschule nicht das 
Ziel der 8. Klasse erreichten und in einem Teilberuf 
oder in einem eng profilierten Beruf ausgebildet wer- 
den. Berlin 1968, S. 6. 


Eine gewisse Ergänzung hierzu stellt der berufs- 
bezogene und allgemeinbildende Unterricht dar, den 
manche größeren Betriebe ihren Lehrlingen vermit- 
teln, dessen Einrichtung allerdings allein von den 
Möglichkeiten und Initiativen der Betriebe abhängt. 
Derartige Unterrichtsveranstaltungen werden auch 
von Kammern durchgeführt. 

Im anderen Teil Deutschlands war ursprünglich be- 
absichtigt, parallel zur Berufsausbildung einen den 
Abschlußstufen der allgemeinbildenden Schule 
gleichwertigen Bildungsabschluß zu vermitteln; dies 
ist jedoch aufgegeben worden. Statt dessen wird 
jetzt nur noch eine „Abrundung der Allgemeinbil- 
dung" für Berufsschüler ohne den Abschluß der 
8. Klasse bzw. für Absolventen der 8. Klasse ein teil- 
weiser Abschluß in einigen Fächern auf dem Niveau 
der 10. Klassen-Schule angestrebt 66 ). Für Absolven- 
ten der 10. Klasse sieht diese Neuregelung neben 
der Einbeziehung neuer allgemeinbildender Lehr- 
stoffe eine stärkere berufsspezifische Ausrichtung 
des mathematisch-naturwissenschaftlichen Unter- 
richts vor. 

Trotz dieser Einengung der zunächst angestrebten 
Niveauerhöhung der Allgemeinbildung liegt der An- 
teil der allgemeinbildenden Fächer im 1. Lehrjahr 
doppelt so hoch und in den beiden folgenden Lehr- 
jahren immer noch höher als der berufstheoretische 
Unterricht, wie aus der folgenden Stundentafel zu 
entnehmen ist. 
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1 . 

Lehr- 
j ahr 

2. 

Lehr- 

jahr 

3. 

Lehr- 

jahr 

Gesamt- 

Stunden 

Mathematik 

5 

2 

2 

321 

Deutsche Sprache 
und Literatur 

4 

2 

2 

284 

Geschichte 

2 

1 

1 

142 

Staatsbürger- 

kunde 

1 

1 

1 

1 

105 

Sport 

2 

2 

2 

210 (148) *) 


Daraus ergeben sich pro Woche: 



1. 

Lehr- 

jahr 

2. 

Lehr- 

jahr 

3. 

Lehr- 

jahr 

Allgemeinbilden- 

14 

8 

8 

der Unterricht 




Berufstheoreti- 




scher Unterricht 

7 

6 

6 

Gesamter Unter- 
richt 

in Std. /Woche 

! 

21 

14 

14 

Gesamter Unter- 
richt 

in Tg. /Woche 

i 

3 

2 

2 


*) 148 = Mindeststundenzahl 


Das Verhältnis von theoretischer und praktischer 
Ausbildung während der gesamten Lehrzeit beträgt 
bei Lehrlingen mit dem Abschluß der 8. Klasse 31,5 : 
68,5 Prozent; bei Absolventen der zehnklassigen 
Oberschule variiert das Verhältnis zwischen theore- 
tischer Ausbildung und praktischer Ausbildung je 
nach Beruf (43 bis 62:38 bis 57 Prozent) 67 ). Im 
ersten Lehrjahr erhalten die Lehrlinge je Woche 
4 Tage theoretischen und 1 Tag berufspraktischen 
Unterricht, im zweiten und dritten Lehrjahr 3 Tage 
theoretischen und 2 Tage berufspraktischen Unter- 
richt. In den allgemeinbildenden Fächern soll das 
Niveau dem der Erweiterten Oberschule gleich, das 
Abschlußzeugnis der Abiturklassen dem Reifezeug- 
nis gleichwertig sein 68 ). 

In der Bundesrepublik besteht im Gegensatz zu 
Mitteldeutschland die Möglichkeit, durch den Besuch 
von Berufsfachschulen eine berufliche Ausbildung zu 
erhalten. Die Berufsfachschulen sind im Anschluß 
an allgemeinbildende Schulen freiwillig besuchte 
berufliche Vollzeitschulen, die keine berufliche Aus- 
bildung oder Tätigkeit voraussetzen und die Berufs- 
ausbildung in Betrieb und Berufsschule teilweise 


67 ) Henschel/Kunzmann, a. a. O. 459. 

6S ) Vgl. Mitteilung über Ausbildungsmöglichkeiten in den 
Einrichtungen der Berufsausbildung 1968/69 vom 
24. Juni 1967. In: Bildung und Erziehung (Loseblatt- 
sammlung). C/II c/34. 
ö9 ) ebendort S. 78 f. 


oder ganz ersetzen oder auf sie vorbereiten; die 
berufspraktische und berufstheoretische Ausbildung 
werden in der Schule vermittelt. 

Als vier Grundtypen haben sich Berufsfachschulen 
entwickelt, die 

a) auf die nachfolgende Ausbildung in einem aner- 
kannten Ausbildungsberuf vorbereiten, 

b) eine Lehrausbildung teilweise ersetzen und zu- 
gleich eine erweiterte Allgemeinbildung zum 
Ziel haben, 

c) eine Lehrausbildung voll ersetzen, 

d) für solche Berufstätigkeiten vorbereiten, für die 
keine anerkannten Ausbildungsberufe bestehen. 

Zwar hat sich die Anzahl der Berufsfachschulen zwi- 
schen 1957 und 1967 um nahezu 63 v. H. und ihre 
Schülerzahl in diesem Zeitraum um rund 24 v. H. ver- 
mehrt, doch ist die Gesamtzahl der Berufsfachschüler 
(1967: 197 356) gegenüber der Zahl der Berufsschüler 
(1 780 203) noch relativ gering (Verhältnis rund 1:9). 
Die Anzahl der gewerblich-technischen Berufsfach- 
schulen hat mit weiterhin steigender Tendenz in den 
vergangenen Jahren stark zugenommen, ist aber im 
Verhältnis zu denen kaufmännischer und hauswirt- 
schaftlicher Richtung noch niedrig. 

Auch in den Berufsaufbauschulen, die als erste Stufe 
des „Zweiten Bildungsweges" eine Brücke zwischen 
dem allgemeinbildenden und berufsbildenden Schul- 
wesen schlagen, wird in der Bundesrepublik eine 
Verbindung von allgemeiner und beruflicher Bildung 
angestrebt. Sie vermittelt vorwiegend den Absol- 
venten der Hauptschule eine gehobene allgemeine 
und berufliche Bildung und bereitet auf den Eintritt 
in Ingenieurschulen, Höhere Wirtschaftsfachschulen 
und andere Höhere Fachschulen und Akademien vor. 
Der Besuch der Berufsaufbauschule ist grundsätzlich 
freiwillig, entbindet berufsschulpflichtige Jugend- 
liche jedoch nicht vom Besuch der Berufsschule. Be- 
rufsaufbauschulen sind entweder Teilzeitschulen, die 
neben einer praktischen Ausbildung im Betrieb für 
rund 3V2 Jahre etwa 12 Stunden wöchentlich, oder 
Vollzeitschulen, die nach Beendigung einer 3 bis 3V2- 
jährigen Berufsausbildung für 1 bis U /2 Jahre be- 
sucht werden. Die Unterrichtszeit soll für Haupt- 
schüler 1500 Stunden nicht unterschreiten, kann je- 
doch für Realschüler und Absolventen mehrjähriger 
Berufsfachschulen verkürzt werden. Die Zahl der 
Berufsaufbauschüler hat sich von 1962 bis 1967 um 
15 Prozent auf 57 529 erhöht. Ihr Anteil an der 
Schülerzahl der Berufsschulen lag im Jahre 1966 bei 
3,2 Prozent. Ein weiterer Ausbau der Berufsaufbau- 
schulen im Rahmen des berufsbildenden Schul- 
wesens ist vorgesehen. 

In Mitteldeutschland ist mit dem Beschluß vom 
11. Juni 1968 über die „Grundsätze für die Berufs- 
ausbildung im einheitlichen sozialistischen Bildungs- 
system" 69 ) eine Reform des beruflichen Ausbil- 
dungswesens eingeleitet worden, deren Umfang und 
Auswirkungen sich noch nicht genau abschätzen las- 
sen. Die leitenden Gesichtspunkte dieser Reform, 
die vom 1. September 1968 an schrittweise durchge- 
führt werden soll, sind die verstärkte Orientierung 
der gesamten beruflichen Bildung und Erziehung an 
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den neuen gesellschaftlichen Erfordernissen sowie 
die Einführung von „Grundberufen“ als eines neuen 
Typs von Ausbildungsberufen. 

In der Bundesrepublik hat das Bedürfnis, die Berufs- 
ausbildung den veränderten technischen und wirt- 
schaftlichen Anforderungen anzupassen, zur Entwick- 
lung und Erprobung von Modellen zur „Stufenaus- 
bildung' 1 geführt. Ordnungsmittel für diese Aus- 
bildungsform werden gegenwärtig vorbereitet. 

Trotz zum Teil erheblicher Unterschiede zwischen 
den in beiden Teilen Deutschlands entwickelten 
Konzeptionen lassen sich vier wesentliche gemein- 
same Entwicklungstendenzen erkennen: 

— die Orientierung an betriebs- und volkswirt- 
schaftlichen Bedürfnissen; 

- — die Aufteilung der bisher in sich einheitlichen 
und mit einer Prüfung abgeschlossenen Lehre in 
mehrere selbständige Ausbildungsabschnitte mit 
vollwertigen Abschlüssen auf unterschiedlichen 
Qualifikationsniveau; 

— die Zusammenfassung traditioneller Ausbildungs- 
berufe mit sich überschneidenden oder einander 
ähnlichen Ausbildungsinhalten zu möglichst breit 
profilierten Grundberufen; 

— die fortschreitende Spezialisierung der Ausbil- 
dung im Verlauf des Ausbildungsganges, wobei 
angestrebt wird, eine Fixierung auf bestimmte 
Berufe oder berufliche Tätigkeiten möglichst weit 
hinauszuschieben. 

Die Notwendigkeit dieser Reformen wird aus wirt- 
schaftlichen, technischen und berufspädagogischen 
Motiven heraus begründet, wobei auffällt, daß sich 
unabhängig von politischem System und Wirtschafts- 
ordnung die Argumente gleichen, mit denen für eine 
Veränderung des bisherigen Ausbildungssystems 
plädiert wird. Als wesentliche Vorzüge werden ge- 
nannt: 

— zeitliche Verlagerung der endgültigen Berufs- 
wahl vom Beginn der Ausbildung auf etwa das 
Ende des ersten Ausbildungsabschnittes; 

— horizontale und vertikale Durchlässigkeit bei 
Ausbildungsberufen, die auf einer gemeinsamen 
oder ähnlichen Grundausbildung aufbauen; 

— erhöhte berufliche Mobilität der künftigen Fach- 
arbeiter, insbesondere die Erleichterung der Um- 
schulung bei einem erforderlichen Berufswechsel. 
Dadurch erscheint es möglich, die wechselnden 
Anforderungen der Wirtschaft besser zu berück- 
sichtigen und die soziale Sicherung des Berufs- 
tätigen auszubauen; 

— erhöhte Anforderungen an die Spezialbildung, 
die sich bei der Stufenausbildung durch Abschluß- 


70 ) Egon Lass: Disponible Facharbeiter durch Ausbildung 
in Grundberufen. In: Berufsbildung, 22. Jq. f 1968, 
S. 230. 

a ) Hans Holfeld: Neue Systematik der Ausbildungs- 
berufe mit ersten Grundberufen. In: Berufsbildung, 
22. Jg. 1968, S. 31. 

~ 2 ) Lass, a. a. O. S. 230 

73 ) Grundsätze a. a. O. 


und Zulassungsprüfungen zwischen den Ausbil- 
dungsstufen effektiver gestalten läßt. 

Uber die genannten Gemeinsamkeiten hinaus be- 
stehen jedoch, soweit sich heute bereits erkennen 
läßt, erhebliche Unterschiede, die hier nur kurz Um- 
rissen werden können. 

Ausgangspunkt für die Einführung der Stufenausbil- 
dung in der Bundesrepublik ist das Bestreben, im 
Hinblick auf die Arbeitsplatzanforderungen in der 
Wirtschaft und auf die Begabungsstruktur der Ju- 
gendlichen im Rahmen des Systems der betrieb- 
lichen Ausbildung verschiedenartige in sich vollwer- 
tige Berufsabschlüsse zu ermöglichen, die zur Auf- 
nahme einer hinsichtlich ihres Schwierigkeitsgrades 
von Stufe zu Stufe anspruchsvolleren Erwachsenen- 
tätigkeit befähigen. Diese soll sich von der bisheri- 
gen Ausbildung in Anlernberufen dadurch unter- 
scheiden, daß sie nicht wie letztere eine relativ enge 
Spezialausbildung vermittelt. Die erste Stufe der 
Berufsausbildung soll einen breit und systematisch 
gestalteten Ausbildungsabschnitt enthalten und 
nach etwa 2jähriger Ausbildungszeit zu einem eigen- 
ständigen Ausbildungsabschluß in einem vollwerti- 
gen Ausbildungsberuf führen. Auf der unteren Stufe 
aufbauend kann man nach einer weiteren Ausbil- 
dung die Abschlußprüfung in einer höheren Qualifi- 
kationsstufe ablegen. Für weitergehende Speziali- 
sierungen und Qualifizierungen in weiteren Ausbil- 
dungsstufen läßt dieses System alle Möglichkeiten 
offen. 

Die Einführung von „Grundberufen 11 in Mittel- 
deutschland darf trotz der terminologischen Anglei- 
chung nicht darüber hinwegtäuschen, daß damit et- 
was anderes gemeint ist. Seit dem 1. September 1968 
ist in volkswirtschaftlichen Schwerpunktbetrieben 
der Metallindustrie, Metallurgie und des Bauwesens 
mit der Ausbildung von 8000 Lehrlingen in den er- 
sten vier Grundberufen begonnen worden 70 ). Dieses 
sind: Metallurge für Stahlerzeugung, Metallurge für 
Stahlformung, Zerspannungsfacharbeiter und Bau- 
facharbeiter 71 ). Für das Lehrjahr 1969/70 ist die Ein- 
führung von vier weiteren Grundberufen auf dem 
Gebiet der Starkstromtechnik sowie auf dem Gebiet 
der Wartung, Reparatur, Bedienung und Montage 
von Datenverarbeitungs-, automatischen Steuerungs- 
und Regelungs- sowie Büromaschinen vorgesehen. 
Auf Grund einer Vorausschätzung der weiteren tech- 
nologischen und wirtschaftlichen Entwicklung wird 
in Mitteldeutschland gegenwärtig damit gerechnet, 
daß 1980 etwa 70 bis 80 Prozent der in die Berufs- 
ausbildung kommenden Absolventen der zehnklas- 
sigen Oberschule einen Grundberuf erlernen wer- 
den 72 ) und daß dieser damit eine „dominierende 
Stellung im System der Berufsausbildung einneh- 
men“ wird 73 ). 

Der wichtigste Unterschied der neuen Grundberufe 
zu den traditionellen Lehrberufen wird in der Neu- 
bestimmung des Ausbildungsinhalts gesehen. Dieser 
soll abgeleitet werden „aus der Prognose und Per- 
spektive von Wissenschaft, Technik, Technologie, 
Produktion, sozialistischer Demokratie und Kultur 11 
und vor allem bestimmt sein „von gleichen und ähn- 
lichen technischen und technologischen Produktions- 
und Arbeitsprozessen, jedoch weniger von gleichen 
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Werkstoffen oder Erzeugnissen" 74 ). Mit der funk- 
tionalen Bestimmung der Berufsbilder soll einer Ent- 
wicklung entsprochen werden, die auf Grund zuneh- 
mender Mechanisierung und Automatisierung zu 
einer Angleichung beruflicher Tätigkeitsmerkmale 
führt. Das angestrebte Ziel ist die Konzipierung von 
„Grundberufen für die Steuerung von Prozessen" 
sowie von „Grundberufen für die Wartung, Instand- 
haltung und Reparatur". 

Als ein besonderes Kennzeichen des neuen Ausbil- 
dungsganges gilt die inhaltliche und organisatorische 
Gliederung in die grundlegende Ausbildung, deren 
Niveau wesentlich höher als in herkömmlichen Be- 
rufen liegen soll, und die darauf aufbauende Speziali- 
sierung. Dabei soll die „berufliche Grundlagenbil- 
dung" stärker als bisher auf den Vorleistungen der 
allgemeinblidenden zehnklassigen Oberschule auf- 
bauen und die dort erworbenen allgemeinbildenden 
und polytechnischen Kenntnisse sinnvoll weiter- 
führen. Deshalb ist auch beabsichtigt, grundsätzlich 
nur Absolventen der 10. Klasse zur Ausbildung in 
den Grundberufen zuzulassen. 

Der Grundberuf in Mitteldeutschland schließt mit 
der Facharbeiterprüfung ab. Neben einer breiten 
beruflichen Grundausbildung, die etwa 80 bis 90 Pro- 
zent der Ausbildungszeit einnimmt, sollen bereits 
während des ersten Ausbildungsabschnittes im Rah- 
men der praktischen Ausbildung Spezialkenntnisse 
erworben werden. Die weitere theoretische und be- 
rufspraktische Spezialisierung soll dann im Anschluß 
an die Facharbeiterprüfung in den Einrichtungen der 
„ Erwachsenenqualifizierung “ erworben werden. 

Als ein weiteres wichtiges Merkmal der Grundberufe 
gegenüber der herkömmlichen Berufsausbildung 
wird die Ausweitung der theoretischen Ausbildung 
auf Kosten der manuell-praktischen hervorgehoben. 
Lag das Verhältnis von Theorie und Praxis bei den 
herkömmlichen gewerblichen Berufen im Durch- 
schnitt bei 1 : 2,5 75 ), so soll sich diese Relation z. B. 
beim Grundberuf „Zerspannungsfacharbeiter" auf 
1 : 2,2 verschieben. Mit einer weiteren Veränderung 
in den nächsten Jahren zugunsten der theoretischen 
Ausbildung wird gerechnet, sogar mit einer Relation 
von 40 zu 60 Prozent 76 ). 

Im Rahmen der theoretischen Berufsausbildung spie- 
len die gleichzeitig mit den Grundberufen eingeführ- 
ten „beruflichen Grundlagenfächer" eine entschei- 
dende Rolle. Die drei beruflichen Grunddisziplinen 
— Grundlagen der Elektronik, Grundlagen der 
BMSR-Technik und Grundlagen der Datenverarbei- 
tung — sollen Bestandteil der theoretischen Aus- 
bildung aller Ausbildungsberufe werden. In allen 
Grundberufen sollen künftig die genannten „beruf- 


74 ) Lass, a. a. O. S. 229 

75 ) Hans Holfeld: Die Ausbildung in den Grundberufen 
rationell organisieren. In: Berufsbildung, 22. Jg. 1968, 
S. 351. 

76 ) Lass a. a. O., S. 229 

77 ) ebendort 

7S ) In diesem Abschnitt werden — der Praxis im ande- 
ren Teil Deutschlands folgend — das Hochschulwesen 
und der Fachschulbereich zusammen behandelt, weil 
anderenfalls der Vergleich noch mehr erschwert wäre. 


liehen Grundlagenfächer" mit einem Umfang bis zu 
180 Stunden unterrichtet werden 77 ). 

In der Bundesrepublik werden die Ausbildungs- 
berufe mit Facharbeiterniveau nicht als Grundberufe 
bezeichnet. Dennoch wird auch hier ihre Zahl konse- 
quent vermindert, um die Ausbildung zu konzen- 
trieren und auf eine breitere Basis zu stellen und, 
soweit notwendig, ein höheres Ausbildungsniveau 
zu erreichen. Dabei wird der Grundsatz verfolgt, daß 
insbesondere die erste Ausbildungsphase breit und 
systematisch gestaltet wird. Sie hat Grundkenntnisse 
und -fertigkeiten zu vermitteln und Einsichten zu 
wecken, die als Basis für die weiterführende Fach- 
ausbildung unerläßlich sind und für die Ausübung 
mehrerer Berufe in Frage kommen. Die nachfolgen- 
den Phasen vermitteln berufstypische Fertigkeiten 
und Kenntnisse für eine qualifizierte Erwachsenen- 
tätigkeit. Sie führen zu einer Abschlußprüfung der 
beruflichen Ausbildung. 

Der Vergleich des beruflichen Ausbildungswesens 
im geteilten Deutschland zeigt, daß die bisherige 
Form der Berufsausbildung, wie sie seit mehr als 
einem halben Jahrhundert in Deutschland prakti- 
ziert wird, den veränderten Anforderungen in einer 
Vielzahl von Ausbildungsberufen nicht mehr ent- 
spricht, Die in beiden Teilen Deutschlands einge- 
schlagenen Wege zur Reform des bestehenden Aus- 
bildungssystems weisen dabei, trotz unterschied- 
licher gesellschaftlicher und politischer Voraus- 
setzungen, eine Reihe gemeinsamer Merkmale auf. 

5. Das Hochschulwesen und der Fachschulberelch 78 ) 

Im anderen Teil Deutschlands werden die Universi- 
täten, Hochschulen und Fachschulen verwaltungs- 
mäßig und planerisch als zusammengehörig betrach- 
tet und als eigener Bereich des Bildungswesens be- 
handelt. In der Bundesrepublik besteht rechtlich und 
organisatorisch zwischen dem Fachschulwesen und 
dem Hochschulbereich eine Trennung; die Zuord- 
nung der künftigen Fachhochschulen zu den Hoch- 
schulen bedarf noch der Klärung. In Mitteldeutsch- 
land ergibt sich aus der Zielsetzung der „Kader- 
politik" die Notwendigkeit, die Ausbildung der 
Spezialisten mit Fachschul- oder Hochschulquali- 
fikation nach gemeinsamen Richtlinien zu behandeln. 

Auch die Zuordnung und Einteilung der Hochschulen 
und Fachschulen weist Unterschiede auf. Gleichzeitig 
sind aber in beiden Teilen Deutschlands Entwick- 
lungen im Gange, die das bisherige Gliederungs- 
schema verändern. Darin spiegeln sich der Wandel 
der Qualifikationsstruktur und die neuen Anfor- 
derungen an die Ausbildung wider. 

Das Hochschulwesen in Mitteldeutschland umfaßt 
Universitäten (7), Technische Hochschulen (8), Land- 
wirtschaftliche Hochschulen (2), Medizinische Akade- 
mien (3), Hochschulen für Wirtschafts- und Staats- 
wissenschaft (2), 1 Hochschule für Körperkultur, 
Pädagogische Hochschulen (2) und Pädagogische 
Institute (8) sowie Künstlerische Hochschulen (11). 
Beabsichtigt ist ferner die Errichtung eines neuen 
Hochschultyps, der Ingenieurhochschule, auch „Poly- 
technisches Institut" genannt; die erste Institution 
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dieser Art mit einer „produktionsorientierten Aus- 
bildung" (3V2 Jahre) nimmt am 1. September 1969 
in Dresden die Lehrtätigkeit auf. Alle genannten 
Hochschulen, mit Ausnahme der Kunsthochschulen, 
werden als Wissenschaftliche Hochschulen oder 
Wissenschaftliche Institute mit Hochschulcharakter 
klassifiziert. 

In der Bundesrepublik bestimmen sich die Wissen- 
schaftlichen Hochschulen nach Landesrecht. Aller- 
dings sind nicht alle nach Landesrecht bezeichneten 
Wissenschaftlichen Hochschulen in der Westdeut- 
schen Rektorenkonferenz zusammengeschlossen, die 
sich als Vertretung der Universitäten, Technischen, 
Landwirtschaftlichen und Medizinischen Hochschulen 
bzw. Akademien als wissenschaftliche Hochschulen 
betrachtet. Die Stellung der Pädagogischen Hoch- 
schulen ist in den Ländern unterschiedlich, die Philo- 
sophisch-Theologischen und Kirchlichen Hochschulen 
weisen ebenfalls Besonderheiten auf, die ihre Zu- 
ordnung erschweren. Da die genannten Unterschiede 
auch in der statistischen Erfassung ihren Nieder- 
schlag finden, kommen bei Vergleichen häufig Feh- 
ler vor, die auf der Einbeziehung oder Nichtberück- 
sichtigung von bestimmten Hochschulgruppen be- 
ruhen. 

Im Bereich des Fachschulwesens wird im anderen 
Teil Deutschlands terminologisch zwischen Inge- 
nieurschulen und anderen „wissenschaftlichen Fach- 
schulen" unterschieden; beide Gruppen gelten jedoch 
im Sinne des Bildungsgesetzes von 1965 als „Ein- 
richtung der höheren Fachausbildung". Hinzu kom- 
men die künstlerischen Fachschulen. In der Bundes- 
republik werden nur die Höheren Fachschulen und 
die Ingenieurschulen zur Gruppe der höheren Fach- 
ausbildung gerechnet, die anderen Fachschulen bil- 


7Ö ) Aus dem Referat Walter Ulbrichts auf dem VII. Par- 
teitag der SED (1967). In: Das Hochschulwesen, 15. Jg. f 
1967, S. 311. 


den Fachleute mittlerer Qualifikation aus und ge- 
hören deshalb nicht in diese Kategorie. In Mittel- 
deutschland zeichnet sich jedoch seit 1962 eine ähn- 
liche vom Gesetz abweichende Gliederung ab. Als 
Resultat der angestrebten Umbildung einiger Inge- 
nieurschulen in Ingenieurhochschulen bzw. Poly- 
technische Institute sollen Universitäten, Hochschu- 
len, Pädagogische und Polytechnische Institute „die 
systematische Ordnung der höheren Fachausbil- 
dung" bilden, die verschiedenen Fachschulen da- 
gegen „die systematische Ordnung der mittleren 
Fachausbildung" 79 ). In der Bundesrepublik ist die 
Umgliederung der Ingenieurschulen und anderer 
höherer Fachschulen zu Fachhochschulen im Gange. 
Die Ministerpräsidenten der Länder haben am 31. 
Oktober 1968 ein Abkommen über die Vereinheit- 
lichung auf dem Gebiete des Fachhochschulwesens 
unterzeichnet. 

Da der gesamte Fachschulbereich in beiden Teilen 
Deutschlands wegen der beruflichen Differenzierung 
vielgestaltig ist, kann das Fachschulwesen nur am 
Rande berücksichtigt werden. 

Fernunterricht bzw. Fernstudium an den Fachschulen 
und an den Hochschulen sind im anderen Teil 
Deutschlands als integrierter Bestandteil des staat- 
lichen Bildungswesens stark ausgeprägt. In der Bun- 
desrepublik wird der Fernunterricht im wesentlichen 
von privaten Institutionen getragen; eine staatliche 
Regelung steht bevor. Mit dem Aufbau des Fern- 
studiums ist erst in jüngster Zeit begonnen worden. 
Mit der Ausarbeitung von Fernstudienlehrgängen für 
einzelne Fachrichtungen befaßt sich das Deutsche 
Institut für Fernstudien (DIF) in Tübingen. 

Für das Hochschulwesen in der Bundesrepublik sind 
die Verdoppelung der Studentenzahlen und ein ver- 
stärkter personeller und sächlicher Ausbau das her- 
vorstechende Merkmal des Jahrzehnts von 1955/56 
bis 1965/66. Die Studentenzahlen in Mitteldeutsch- 
land weisen demgegenüber in demselben Zeitraum 
eine Steigerung von 46 Prozent auf. 


Deutsche Studierende an den Hochschulen der Bundesrepublik Deutschland 


WS 

insgesamt 

Wissen- 

schaftliche 

Hochschulen 

Phil. -Theolo- 
gische und 
Kirchliche 
Hochschulen 

Pädagogische 

Hochschulen 

und 

entsprechende 

Einrichtungen 

Hochschulen 
für Musik, 
bildende Künste 
und Sport 

1950/51 

127 521 

105 962 

4 560 

11 920 

5 079 

1955/56 

144 238 

120 496 

2 169 

16 041 

5 532 

1960/61 

226 525 

183 797 

2 539 

33 011 

7 178 

1965/66 

283 396 

228 474 

2 203 

45 142 

7 577 

1966/67 

301 492 

242 188 

2 332 

49 297 

7 675 

1967/68 

318 770 

255 503 

1 996 

53 423 

7 848 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Studierende an den Hochschulen in Mitteldeutschland 


Studien- 

jahr 

ins- 

gesamt 

Direkt- 

studium 

Fern- 

studium 

Abend- 

studium 

1955 

74 742 

60 148 

14 594 



1960 

101 773 

69 129 

22 544 

1221 

l 

1963 

115 673 

78 405 

30 628 

3411 , 

1964 

110 664 

75 878 

30 617 

3319 

1965 

1 108 791 

74 896 

29 548 

3372 

1966 

106 422 

74 777 

27 054 

3556 

1967 

106 534 

74 705 

27 387 

3549 


Quelle : Statistisches Jahrbuch DDR 1968; S. 470. 


Bezogen auf 10 000 Einwohner gab es im Studien- 
jahr 1965/66 in Mitteldeutschland 63 Studierende an 
Hochschulen, davon 45 im Direktstudium. In der 
Bundesrepublik entfielen auf 10 000 Einwohner im 
Wintersemester 1966/67 allein an den Wissenschaft- 
lichen Hochschulen 43 Studierende, mit den Kunst- 
und Sporthochschulen, den Pädagogischen Hoch- 
schulen und entsprechenden Einrichtungen 51. Da 
die Formen des Abend- und Fernstudiums fehlen, 
handelt es sich hier nur um Direktstudenten. 

Bezogen auf die Wohnbevölkerung im Alter von 
20 bis unter 25 Jahren waren in Mitteldeutschland 
auf je 10 000 Personen 1159 Studenten, davon 345 
im Fernstudium (1967). In der Bundesrepublik ent- 
fielen im Wintersemester 1966/67 auf je 10 000 Per- 
sonen 785 Studierende (an allen Hochschulen zusam- 
men). 

Der Anteil der weiblichen Studierenden betrug im 
Durchschnitt aller Fachrichtungen im Jahre 1967 im 
anderen Teil Deutschlands 29 Prozent, in der Bun- 
desrepublik im Wintersemester 1966/67 an allen 
Hochschulen 30,9 Prozent. 

Uber die Zahl der Zulassungen und der Hochschul- 
absolventen lassen sich folgende Angaben machen: 


Bundesrepublik 



1965 

1966 

1967 

Deutsche Studienanfänger 
an allen Hochschulen 

59 911 

72 496 

67 346 

Deutsche Absolventen 




(nur an Wissenschaftlichen 
Hochschulen) 

32 405 

36 350 

36 147 *; 


*) ohne Schleswig-Holstein und Niedersachsen 

Quelle : Statistisches Bundesamt 


Mitteldeutschland 


Neuzulassungen 

1965 

1966 

1967 

an allen Hochschulen 

23 994 

23 992 

23 860 

Absolventen 

aller Hochschulen 

20 190 

20 054 

18 399 


Absolute Zahlen über den Studienerfolg bzw. die 
Ausfallquote liegen für beide Teile Deutschlands 
nicht vor. Für das Direktstudium an Hochschulen 
wird für die Mitte der sechziger Jahre in Mittel- 
deutschland eine Ausfallquote von 30 bis 35 Pro- 
zent, für das Fernstudium von 40 Prozent, angege- 
ben 80 ). Einzelbeispiele aus späteren Jahren 81 ) zei- 
gen keine nennenswerte Besserung. 

Auch für die Bundesrepublik liegt bisher keine Ver- 
laufsstatistik über das Studium an den Hochschulen 
vor, die hinreichend genaue Angaben über die 
Quote erfolgreicher Examensabsolventen aus einer 
bestimmten Gruppe von Studienanfängern ergibt. 
Eine 1964/65 durchgeführte Befragung von 2000 Stu- 
dienanfängern des Sommersemesters 1957 hat erge- 
ben, daß 63 Prozent einen Abschluß durch ein wis- 
senschaftliches Examen erreicht hatten, 15 Prozent 
sich noch im Studium befanden, 6 Prozent einen 
anderen Abschluß gefunden und 16 Prozent das 
Studium auf gegeben hatten 82 ). Wieweit diesen 
Daten annähernd repräsentative Bedeutung zu- 
kommt, ist schwer zu beurteilen. Auch die mitge- 
teilten Quoten aus dem anderen Teil Deutschlands 
sind für einen Vergleich wenig brauchbar, da die 
Kriterien für den erreichten Studienerfolg bzw. die 
„Ausfallquote" nicht näher bekannt sind. 

Erhebliche Schwierigkeiten bereitet eine genaue 
Analyse der sozialen Zusammensetzung der Studen- 
tenschaft. Die Schwierigkeiten beruhen einmal auf 
den unterschiedlichen Kategorien, nach denen die 
gesellschaftliche bzw. berufliche Klassifizierung vor- 
genommen wird, zum anderen auf den unterschied- 
lichen statistischen Erhebungsverfahren; schließlich 
spielen politisch-ideologische Erwägungen in Mittel- 
deutschland und sozialpsychologische Momente bei 
der Selbstklassifizierung in der Bundesrepublik eine 
Rolle. 

Die Unzulänglichkeit der traditionellen marxisti- 
schen sozialen Klassifizierung ist auch den Fachleu- 
ten in Mitteldeutschland bewußt; bei den globalen 
Angaben über die soziale Herkunft der Studieren- 
den wird diese Problematik jedoch nicht sichtbar. 
Im Gegenteil, alles spricht dafür, daß hier aus 
ideologischen Gründen die Zahl der wirklichen 
Arbeiterkinder nicht nur nicht genannt, sondern 
bewußt verschleiert wird (siehe dazu Tabelle und 
Fußnote über die soziale Herkunft bzw. Stellung der 
Studierenden im Hochschulstudium nach Studien- 
formen in Mitteldeutschland auf der übernächsten 
Seite). In den entsprechenden Angaben über die 
soziale Herkunft der Studenten in der Bundesrepu- 
blik erschweren primär am Beruf orientierte Klassi- 
fizierungen einen Vergleich. 

Die folgenden Vergleichstabellen haben daher nur 
einen sehr bedingten Aussagewert. 

80 ) Ekkehard Sachse: Technische Revolution und Qualifi- 
zierung der Werktätigen. Berlin 1965, S. 119. 

81 ) Kurt Hager: Bildung und Kultur im entwickelten ge- 
sellschaftlichen System des Sozialismus und die Auf- 
gaben der Parteiorganisationen. Berlin 1967, S. 38. 

82 ) Gerhard Kath/Christoph Oehler/Roland Reichwein: 
Studienweg und Studienerfolg. (Institut für Bildungs- 
forschung in der Max-Planck-Gesellschaft, Studien und 
Berichte, 6). Berlin 1966. 


35 



Drucksache V/4609 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Deutsche Studierende an Wissenschaftlichen Hochschulen *) 
nach Stellung des Vaters im Beruf 

Wintersemester 1966/67 
im Bundesgebiet 


Stellung des Vaters im Beruf 


Deutsche Studierende 

A = Akademiker 

männlich 

weiblich 

zusammen 

N = Nichtakademiker 

Auswahl | 

v. H. 

Auswahl | 

v. H. 1 

Auswahl | 

v. H. 

Beamte 

A 

30 368 

15,5 

12 426 

19,7 

42 794 

16,5 


N 

29 170 

14,8 

8 192 

13,0 

37 362 

14,4 

Angestellte 

A 

14 899 

7,6 

5 759 

9,1 

20 658 

8,0 


N 

48 496 

24,7 

12 885 

20,5 

61 381 

23,7 

Selbständige 

A 

19 824 

10,1 

8 761 

13,9 

28 585 

11,0 


N 

5 489 

2,8 

1 899 

3,0 

7 388 

2,9 

Selbständige Landwirte 

A 

386 

0,2 

147 

0,2 

533 

0,7 


N 

5 391 

2,7 

1 420 

2,3 

6811 

2,6 

Handels- und Gewerbetreibender 

A 

907 

9,5 

338 

0,5 

1 245 

0,5 


N 

24 483 

12,5 

7 522 

11,9 

32 005 

12,3 

Arbeiter 

N 

12 799 

6,5 

2 066 

3,3 \ 

14 865 

5,7 

Sonstige und ohne Berufsangaben 

A 

766 

0,4 

369 

0,6 

1 135 

0,4 


N 

2 128 

1,1 

751 

1,2 

2 879 

1,1 

zusammen 

A 

67 150 

34,2 

27 800 

44,1 

94 950 

36,6 


N 

127 956 

65,2 

34 735 

55,1 

162 691 

62,7 

ohne Beruf und Berufsangabe 


1 284 

0,6 

532 

0,8 

1 816 

0,7 

Deutsche Studierende insgesamt 


196 390 

100 

63 067 

100 

259 457 

100 


*) Einschließlich Pädagogische Hochschulen von Bayern (2926 männlich, 3339 weiblich) 

Quelle : Statistisches Bundesamt 
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Soziale Herkunft bzw. Stellung der Studierenden im Hochschulstudium 
nach Studienformen in Mitteldeutschland 


Jahr 

insgesamt 

Studierende im Hochschulstudium 

Nach sozialer Herkunft bzw. Stellung 

Arbeiter *) 

Angestellte 

Mitglieder 
von Produk- 
tionsgenos- 
senschaften 

Intelligenz 

Selbständig 

Erwerbs- 

tätige 

Sonstige 


Prozent 


Soziale Herkunft der Studierenden im Hochschuldirektstudium 


1960 

100 

50,3 

19,2 

4,2 

15,6 

8,0 

2,7 

1965 

100 

40,6 

24,0 

6,7 

18,7 

6,7 

3,3 

1966 

100 

39,1 

23,5 

7,2 

19,7 

6,9 

3,6 

1967 

100 

38,2 

23,5 

7,8 

20,4 

7,1 

3,0 


Soziale Stellung der Studierenden im Hochschulfern- und Abendstudium 


1960 

100 

7,3 

61,8 

0,8 

27,9 

2,0 

0,2 

1965 

100 

11,3 

30,6 

3,3 

52,7 

1,3 

0,9 

1966 

100 

11,4 

29,4 

1,7 

55,7 

1,3 

0,5 

1967 

100 

11,9 

30,8 

1,8 

53,8 

1,4 

0,4 


') Zur „Arbeiterklasse" wurden im Hinblick auf die 
Aufnahme der Schüler in die Mittel- und Oberschule 
gemäß Richtlinie vom 12. Dezember 1955, die bis zum 
10. Juni 1966 galt, gerechnet: 

1. Personen, die seit mindestens fünf Jahren als 
Arbeiter in Industrie und Landwirtschaft, im Han- 
del, im Handwerk, im Verkehr und ähnlichen Ein- 
richtungen tätig sind; 

2. Personen, die Arbeiter waren und jetzt Funktionen 
der Partei, der Arbeiterklasse und der demokra- 
tischen Massenorganisationen, der bewaffneten 
Kräfte, der staatlichen Verwaltung oder der volks- 
eigenen und genossenschaftlichen Wirtschaft be- 
kleiden. 

Angaben über die Zahl der wirklichen Arbeiter- 
kinder, also Kinder, deren Eltern zur Zeit des Schul- 
oder Hochschulbesuches tatsächlich Arbeiter sind, wer- 
den von den mitteldeutschen Behörden nicht gemacht. 


Die in der obengenannten Richtlinie angegebene 
Klassifizierung und die kaum veränderten Zahlen 
in den Jahren 1966 und 1967 lassen zweifellos darauf 
schließen, daß die SED Grund hat, die soziale Her- 
kunft der Studierenden an den Hochschulen nicht zu 
spezifizieren, d. h. die Zahl der wirklichen Arbeiter- 
kinder zu verschweigen. Das kann aber nur bedeuten, 
daß die Zahl der Kinder, deren Eltern tatsächlich Ar- 
beiter sind, weit unter der Zahl der von der SED zur 
„Arbeiterklasse" gerechneten Jugendlichen liegt. Dies 
gilt um so mehr, wenn der Punkt 2 der Richtlinie kri- 
tisch durchleuchtet wird; denn hier handelt es sich 
zweifellos um Studierende, deren Eltern in der Bundes- 
republik Deutschland vergleichsweise zum „Establish- 
ment" gerechnet werden. Daß die Zahl der Studieren- 
den aus dieser Schicht im anderen Teil Deutschlands 
höher liegt als die Zahl der wirklichen Arbeiterkinder, 
liegt auf der Hand. 

Quelle: Statistisches Jahrbuch der DDR 1968, S. 473 
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Die Hochschulen im anderen Teil Deutschlands 
durchlaufen seit Anfang des Jahres 1966 einen von 
Partei und Regierung in Gang gesetzten und kontrol- 
lierten Umformungsprozeß, der als „Dritte Hoch- 
schulreform" (nach der ersten von 1946 und der zwei- 
ten von 1951) und als „das bedeutendste und am 
tiefsten greifende hochschulpolitische Unternehmen 
der deutschen Universitätsgeschichte seit der Hum- 
boldtschen Gründung in Berlin" bezeichnet wird 83 ). 

Die grundlegenden Gedanken dieser Reform wurden 
in den „Prinzipien zur weiteren Entwicklung der 
Lehre und Forschung an den Hochschulen der Deut- 
schen Demokratischen Republik" niedergelegt und 
auf der IV. Hochschulkonferenz (2./3. Februar 1967) 
beschlossen. Der VII. Parteitag der SED (April 1967) 
bestätigte die „Prinzipien" und bezeichnete sie als 
das langfristige Programm der Hochschulreform in 
der DDR 84 ). Die „Weiterführung der 3. Hochschul- 
reform und die Entwicklung des Hochschulwesens 
bis 1975" sind Gegenstand eines Beschlusses des 
Staatsrates der DDR vom 3. April 1969 („Neues 
Deutschland" vom 5. April 1969). 

Bis zum Ende des Jahres 1968 sind durch einzelne 
Verordnungen und vor allem durch die an den Uni- 
versitäten Jena und Berlin sowie an der Technischen 
Hochschule Magdeburg entwickelten Reformpro- 
gramme die wichtigsten Strukturveränderungen be- 
schlossen und praktisch weitgehend verwirklicht 
worden. So scheint es schon vor der noch ausstehen- 
den neuen gesetzlichen Gesamtregelung des Hoch- 
schulwesens möglich, die für eine vergleichende Un- 
tersuchung wichtigsten Probleme zu fixieren und mit 
ähnlichen Bestrebungen in der Bundesrepublik in 
Beziehung zu setzen. 

Der Vergleich wird allerdings dadurch erschwert, daß 
in der Bundesrepublik die Hochschulen einer Viel- 
falt politischer und gesellschaftlicher Einflüsse aus- 
gesetzt sind und die begonnenen Reformen und Neu- 
regelungen sich zwar nach gemeinsamen Grund- 
sätzen vollziehen, aber in Einzelheiten in den ein- 
zelnen Ländern voneinander abweichen. In Mittel- 
deutschland wird die Gesamtlinie der Hochschul- 
reform von zentralen politischen Entscheidungs- 
gremien vorausbestimmt, obwohl auch dort gewisse 


83 ) Franz Bolck: Die Hochschulreform an der Friedrich- 
Schiller-Universitat Jena. In: Das Hochschulwesen, 
16. Jg., 1968, S. 639 

84 ) Die „Prinzipien zur weiteren Entwicklung der Lehre 
und Forschung an den Hochschulen der Deutschen 
Demokratischen Republik' 1 erschienen als Beilage zu 
Nr. 1 und Nr. 2/1966 der Zeitschrift „Das Hochschul- 
wesen". Vgl.: Die Aufgaben der Universitäten und 
Hochschulen im einheitlichen Bildungssystem der 
sozialistischen Gesellschaft. IV. Hochschulkonferenz, 
2. und 3. Februar 1967 in Berlin, Protokoll. Berlin 1967. 

85 ) Kurt Hager, Mitglied des Politbüros des 2 K der SED, 
zum Beschluß des Staatsrates über die Weiterführung 
der 3. Hochschulreform. In: „Neues Deutschland" vom 
6. April 1969. 

8Ö ) Karl Heinz Wirzberger: Die Humboldt-Universität auf 
dem Wege zur sozialistischen Universität. In: Das 
Hochschulwesen, 16. Jg., 1968, S. 521 — 544, hier S. 536. 

97 ) Verordnung über die Berufung und die Stellung der 
Hochschullehrer an den wissenschaftlichen Hochschu- 
len — Hochschullehrerberufungsverordnung (HBVO) 
— vom 6. November 1968. GBl. II, 1968, S. 997. 


unterschiedliche Auffassungen zu einzelnen Fragen 
(z. B. seitens der FDJ-Organisationen an einzelnen 
Hochschulen) zum Ausdruck kommen. In der Bundes- 
republik suchen die Kultusminister der Länder, 
unterstützt vom Wissenschaftsrat und von der West- 
deutschen Rektorenkonferenz, ihre Meinungen zu 
koordinieren; hinzu kommt der Einfluß der Vertreter 
der Studentenschaft und der Assistenten auf die 
Hochschulpolitik. Es ist deshalb bei einem Vergleich 
zwischen dem gegenwärtigen Stand und den Ent- 
wicklungstendenzen des Hochschulwesens in beiden 
Teilen Deutschlands nicht möglich, dem relativ ge- 
schlossenen Modell der „Dritten Hochschulreform" 
in Mitteldeutschland ein ebenso einheitliches Re- 
formmodell in der Bundesrepublik gegenüberzu- 
stellen. Der Strukturvergleich muß daher stellen- 
weise zugunsten eines Problemvergleichs zurück- 
treten. 

Die Neugestaltung des Hochschulwesens in beiden 
Teilen Deutschlands erstreckt sich im wesentlichen 
auf drei Bereiche: 

1. die Beziehungen der Hochschulen zu Staat und 
Gesellschaft, 

2. Ausbildung und Studium, 

3. die innere Organisationsstruktur der Hochschu- 
len. 

Die unterschiedlichen verfassungsrechtlichen und po- 
litischen Voraussetzungen sowie die in gleicher Rich- 
tung wirkenden Anforderungen aus den Entwick- 
lungen in Wissenschaft und Technik bestimmen auch 
die konkreten Maßnahmen in den drei genannten 
Bereichen. 

Im Sinne der angestrebten gesellschaftlichen Ge- 
samtplanung sollen im anderen Teil Deutschlands 
die Hoch- und Fachschulen künftig noch stärker in 
das politische und wirtschaftliche System im anderen 
Teil Deutschlands integriert werden. „Hohe Leistun- 
gen in Wissenschaft und Bildung sind ein entschei- 
dender Beitrag zur allseitigen Stärkung der DDR 
und damit der gesamten sozialistischen Staaten- 
gemeinschaft. Vor allen Angehörigen der Hoch- 
schulen und Universitäten steht die Aufgabe ge- 
meinsam mit ihren Praxispartnern, ausgehend vom 
wissenschaftlich-technischen Welthöchststand, Pio- 
nier- und Spitzenleistungen in Forschung und Lehre 
zu erreichen. Damit leistet das Hochschulwesen 
einen entscheidenden Beitrag in der Klassenausein- 
andersetzung mit dem Imperialismus, insbesondere 
mit dem staatsmonopolistischen System in West- 
deutschland" 85 ). 

Die politisch-ideologische Komponente der Hoch- 
schulreform in Mitteldeutschland darf gegenüber der 
fachlichen nicht übersehen werden. Sie äußert sich 
z. B. in einem abgestuften, für Studenten, wissen- 
schaftliche Mitarbeiter, Professoren sowie Universi- 
tätsangestellte geltenden ideologischen Schulungs- 
programm („System der marxistisch-leninistischen 
Weiterbildung und Erziehung aller Universitätsan- 
gehörigen") 8(i ) oder in den politischen Vorausset- 
zungen für die Erteilung der Facultas docenti (Lehr- 
befähigung) an den Hochschulen 87 ). „Die erste und 
wichtigste Führungsaufgabe ist die Erziehung zum 
festen Klassenstandpunkt, die gediegene marxi- 
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stisch-leninistische Bildung und die politisch-mora- 
lische Stählung der wissenschaftlichen Intelligenz 
und aller anderen Universitätsangehörigen 88 ). 

Zu der ideologischen Disziplinierung der Hochschu- 
len tritt die starke Orientierung der Hochschulfor- 
schung auf die volkswirtschaftlichen Bedürfnisse. 
Eine der entscheidenden Zielsetzungen der Hoch- 
schulreform in Mitteldeutschland besteht darin, 
durch eine enge, vertraglich gebundene Zusammen- 
arbeit mit den Betrieben einen „echten wissenschaft- 
lichen Vorlauf für die industrielle Produktion" zu 
schaffen. 1966 hatte die Hochschulforschung im na- 
turwissenschaftlich-technischen Sektor ihren Anteil 
an der gesamten Forschungskapazität in Mittel- 
deutschland auf 40 Prozent erhöht, bis 1970 soll er 
auf 62 Prozent steigen 89 ). Eine „Anordnung über die 
Planung, Finanzierung und vertragliche Sicherung 
von wissenschaftlich-technischen Aufgaben der Uni- 
versität und Hochschulen" vom 28. Dezember 1966 
regelt im einzelnen die Kooperation mit den Wirt- 
schaftsbetrieben. Die Universität Jena z. B. hat sich 
mit dem Kombinat VEB Carl Zeiss zum „Jenaer 
Ensemble" zusammengeschlossen, um auf diese 
Weise Wissenschaft und Produktion zu verbinden 90 ). 

Die Auswirkungen dieser Orientierung auf die wirt- 
schaftlichen Aufgaben sind weittragend. Sie beste- 
hen einmal in der „Profilierung" der Hochschulen, 
d. h. ihrer Konzentrierung auf bestimmte Wissens- 
bereiche, zum anderen in der teilweisen Verände- 
rung der Ausbildungsprogramme. Die „Profilierung" 
ist eine langfristige gesamtstaatliche Aufgabe; ei- 
nige Universitäten werden dabei bestimmte Fach- 
bereiche völlig abgeben oder erheblich einschränken, 
um statt dessen ihre Schwerpunkte auszubauen. Die 
„unrationelle Zersplitterung" in kleine Lehr- und 
Forschungseinheiten soll dadurch zugunsten „grö- 
ßerer, komplexer wissenschaftlicher Einheiten" über- 
wunden werden 91 ). 


88 ) Programm zur weiteren Durchführung der 3. Hoch- 
schulreform der Humboldt-Universität bis zum 20. 
Jahrestag der Gründung der DDR (Entwurf). In: Hum- 
boldt-Universität, Organ der SED — Kreisleitung der 
Humboldt-Universität, Sonderausgabe vom 2. Sep- 
tember 1968. 

89 ) Ernst-Joachim Gießmann: Neue Maßstäbe für Lehre 
und Forschung In: Das Hochschulwesen, 14. Jg. r 1966, 
S. 95. 

90 ) Vgl Walter Ulbricht: So stärken und entwickeln wir 
unsere Staatsmacht und das System des Sozialismus. 
Rede in Jena am 26. April 1968. In: „Neues Deutsch- 
land" vom 28. April 1968. 

01 ) Vgl. die geannten Beiträge von Bolck und Wirzberger. 

92 ) Bolck, a. a. O., S. 656. — Dem „Gesellschaftlichen Rat" 
soll nach Presseinformationen „Der Wissenschaftliche 
Rat" als „beratendes Organ" zu Fragen der Wissen- 
schaftsentwicklung und zur Organisierung des geistig- 
wissenschaftlichen Lebens der Universität zur Seite 
gestellt werden. Zusammensetzung: Rektor und 50 
Mitglieder (Hochschullehrer, wissenschaftliche Mit- 
arbeiter, Studierende und offizielle Vertreter der 
SED, der FDJ und des FDGB). 

93 ) Anordnung über die Beratung, Bewertung, Auswahl 
und Zulassung zum Direkt-, Fern- und Abendstudium 
an den Universitäten, Hoch- und Fachschulen — Auf- 
nahmeordnung — vom 1. September 1966, GBl. II, 
1966, S. 643. 


Ein dritter Aspekt der Integration der Hochschulen 
in das „entwickelte gesellschaftliche System des 
Sozialismus" wird durch die Schaffung eines „Ge- 
sellschaftlichen Rates" in den Hochschulen sichtbar. 
Dieses neue „beratende und kontrollierende gesell- 
schaftliche Organ" soll eine Mitwirkung der Be- 
triebe, der Staatsorgane, der politischen und gewerk- 
schaftlichen Organisationen usw. gewährleisten und 
die „immer stärkere Verflechtung der Teile des ge- 
sellschaftlichen Gesamtsystems" zum Ausdruck brin- 
gen 92 ). Der „Gesellschaftliche Rat" gehört in die 
neue Leitungsstruktur der Hochschule. 

Ideologische Formierung, wissenschaftsökonomische 
Profilierung und gesellschaftliche Integration stellen 
somit die herausragenden Merkmale der Hochschul- 
entwicklung in Mitteldeutschland dar. Die Hoch- 
schulen in der Bundesrepublik besitzen im Unter- 
schied hierzu keinen von politischen Instanzen vor- 
geschriebenen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Auftrag, sieht man von der allgemeinen Aufgabe ab, 
eine wissenschaftliche Berufsvorbereitung zu vermit- 
teln und wissenschaftliche Forschung zu betreiben. 

In den Komplex „Studium und Ausbildung", der 
hier wie dort zu den zentralen Themen der Hoch- 
schulreform zählt, stehen Fragen der Zulassung zum 
Studium, der Gliederung der Ausbildungsgänge, der 
Effektivität des Studiums, die Qualifikationsgrade 
sowie — in Mitteldeutschland — die sozialistische 
Erziehung der Studenten im Mittelpunkt der Refor- 
men. Die „Aufnahmeordnung" für die Universitäten, 
Hochschulen und Fachschulen vom 1. September 
1 966 93 ) regelt die Beratung, Bewerbung, Auswahl 
und Zulassung zum Direkt-, Fern- und Abendstu- 
dium. Im Unterschied zur Bundesrepublik, wo die 
Zuerkennung der allgemeinen oder fachgebundenen 
Hochschulreife die einzige Zulassungsvoraussetzung 
zum Studium — mit Ausnahme der Kunsthochschu- 
len — darstellt, sind in Mitteldeutschland zusätzliche 
Bedingungen zu erfüllen und gestufte Zulassungs- 
verfahren zu durchlaufen. Eine frühzeitige, schon in 
der 7. Klasse der Oberschule einsetzende Studien- 
aufklärung als Teil der allgemeinen Berufsberatung 
und die im 9. Schuljahr daran anschließende Stu- 
dienberatung soll die notwendigen Informationen 
vermitteln, die wirtschaftlich besonders wichtigen 
„Schwerpunktfachrichtungen" hervorheben und „die 
Bereitschaft für die Aufnahme eines entsprechenden 
Studiums" wecken. 

Die Bewerbungen zum Studium an den Hochschulen 
oder Fachschulen erfolgen seit 1965 über die Zentral- 
stelle für Studienbewerbungen in Magdeburg, welche 
die Bewerbungen, wenn nötig, entsprechend den 
vorhandenen Studienplätzen verteilt. Die auf ver- 
schiedenen Wegen erworbene Hochschulreife bzw. 
der Abschluß der 10jährigen Oberschule und eine 
abgeschlossene Berufsausbildung für ein Fachschul- 
studium bilden die allgemeinen Voraussetzungen 
für eine Bewerbung. Die Zulassung erfolgt durch 
besondere Auswahlkommissionen an den Hoch- und 
Fachschulen, die mit jedem Bewerber ein Aufnahme- 
gespräch führen. Zusätzlich können, falls die verfüg- 
baren Plätze nicht ausreichen, Eignungsprüfungen 
durchgeführt werden, um die geeignetsten Studien- 
bewerber auszuwählen. Die endgültige Entscheidung 
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trifft eine Zulassungskommission. Sie prüft, ob die 
Bewerber folgende Voraussetzungen erfüllen: „eine 
nachgewiesene gute politisch-moralische Grundhal- 
tung, aktiver Einsatz beim umfassenden Aufbau des 
Sozialismus, die Bereitschaft zur Verteidigung der 
Errungenschaften der Deutschen Demokratischen 
Republik, den Abschluß der erforderlichen Schulbil- 
dung, gute fachliche Leistungen und Lernergebnisse, 
verbunden mit dem Bestreben, das Wissen und 
Können stets zu vervollkommnen". In der Aufnah- 
meordnung heißt es ferner: „Das wichtigste Krite- 
rium für die Entscheidung der Zulassungskommis- 
sionen ist unter Beachtung der bisherigen gesell- 
schaftlichen, schulischen und beruflichen Entwick- 
lung des Bewerbers das Leistungsprinzip. Die Zu- 
lassungskommissionen sichern die Erfüllung der 
staatlichen Zulassungspläne und gewährleisten die 
Zulassung eines hohen Anteils von Arbeiter- und 
Bauernkindern und Frauen." 

Mit diesen Bestimmungen ist zum ersten Mal in 
der Zulassungspolitik zum Hochschulstudium in Mit- 
teldeutschland das Leistungsprinzip hervorgehoben 
worden; die politisch-ideologischen und die sozialen 
Kriterien treten dahinter zurück, sie fallen aber bei 
Bewerbern mit gleichen Leistungen entscheidend ins 
Gewicht. 

In der Bundesrepublik ist die Frage von Zulassungs- 
kontingentierungen und zusätzlichen Auswahlver- 
fahren für das Studium umstritten. Nur befristete 
Zulassungsbeschränkungen wegen mangelnder Ka- 
pazitäten in überfüllten Fächern werden als Not- 
maßnahme gebilligt und die allein am Bedarf orien- 
tierten, dirigistischen Lenkungs- und Restriktions- 
maßnahmen abgelehnt. 

Um die individuellen Studienwünsche mit den vor- 
handenen Ausbildungskapazitäten in Einklang zu 
bringen, wird neben dem erweiterten Ausbau des 
Hochschulwesens, der Zusammenfassung verschie- 
denartiger Hochschulen in Gesamtsysteme und einer ! 
Verkürzung der Studiendauer vor allem eine Neu- ' 
Ordnung des Abiturs im Sinne Studien- und hoch- 
schulspezifischer Qualifikationen vorgeschlagen. Da 
es sich dabei um langfristige Neuordnungen handelt, 
ist damit zu rechnen, daß auch kurzfristige Rege- 
lungen zur Zulassungspraxis notwendig werden. 

Im anderen Teil Deutschlands soll die gesamte Ar- 
beit der Universitäten und Hochschulen von den 
drei gesetzlich verankerten Prinzipien der Einheit 
von Lehre und Erziehung, Theorie und Praxis sowie 
Lehre und Forschung bestimmt werden. Im Unter- 
schied zu dem für die deutsche Universität traditio- 
nellen Postulat der Einheit von Forschung und 
Lehre, das auch den wissenschaftlichen Hochschulen 
in der Bundesrepublik zugrunde liegt, enthält der 
Grundsatz der Einheit von Lehre und Erziehung die 
Verpflichtung der Lehrenden, das ideologisch moti- 
vierte Erziehungsziel zum sozialistischen Staatsbür- 
ger in der wissenschaftlichen Ausbildung der Stu- 1 
denten zur Geltung zu bringen. Für das Studium 
gilt entsprechend abgewandelt das Prinzip der Ein- 
heit von Ausbildung und Erziehung. An der Erzie- 
hung nehmen die studentischen Kollektive, in erster 
Linie die FDJ-Organisationen an den Hochschulen, 


maßgeblich teil. Die Wehrerziehung, einschließlich 
einer praktischen vormilitärischen Ausbildung, ist 
darin eingeschlossen. 

Von diesem grundsätzlichen Unterschied abgesehen, 
zeigen die in Mitteldeutschland seit den „Prinzipien 
zur weiteren Entwicklung der Lehre und Forschung" 
(1966) begonnenen Studienreformen und die in der 
Bundesrepublik vom Wissenschaftsrat vorgelegten 
„Empfehlungen zur Neuordnung des Studiums" 
(1966) sowie die entsprechenden Vorschläge anderer 
Gremien auffallende Parallelen hinsichtlich der 
Organisation des Hochschulstudiums. Für Mittel- 
deutschland knüpft die Reform des Studiensystems 
an die schon 1951 eingeführte straffe Studienlenkung 
und durchgehende Kontrolle der Studienleistungen 
an; neu ist die Gliederung in Ausbildungsstufen mit 
bestimmten Abschnitten sowie die inhaltliche Neu- 
gestaltung der Studienabschnitte im hochschul didak- 
tischen Sinne. Vorherrschend ist der Gedanke einer 
Rationalisierung der Ausbildung und der Steigerung 
ihrer Wirksamkeit; die Studiendauer für die Grund- 
und Fachausbildung ist auf vier oder fünf Jahre (je 
nach Fachrichtung) festgelegt. 

Die einzelnen Ausbildungsstufen sind: 

1 . Grundstudium 

2. Fachstudium 

3. Spezialstudium 

4. Forschungsstudium. 

Am Ende des Grundstudiums wird eine Vorprüfung 
durchgeführt, deren Bestehen Voraussetzung für das 
anschließende Fachstudium ist. Dieses schließt mit 
der Hauptprüfung, die zum Führen der entsprechen- 
den Berufsbezeichnung berechtigt, ab. An das Fach- 
studium kann sich abhängig von den Fähigkeiten der 
Studenten und den staatlichen Plänen, ein Spezial- 
studium oder ein Forschungsstudium anschließen. 
Ersteres dauert in der Regel ein Jahr; es kann auf 
Grenzgebieten der Wissenschaft bis zu zwei Jahren 
ausgedehnt werden. Das Spezialstudium wird mit 
dem Erwerb des akademischen Grades „Diplom eines 
Wissenschaftszweiges" abgeschlossen. Das zum Spe- 
zialstudium alternative zwei- bis dreijährige For- 
schungsstudium ist ein Promotionsstudium, das mit 
der Verteidigung der Dissertation und der Verlei- 
hung des Grades „Doktor eines Wissenschaftszwei- 
ges" abschließt. Als höchster akademischer Grad ist 
der „Doktor der Wissenschaften" anstelle des durch 
die Habilitation erworbenen Doktor habilitatus neu 
geschaffen worden 94 ). 

Die Neugliederung des Hochschulstudiums weist 
vor allem zwei Merkmale auf: 

1. Es handelt sich um eine inhaltliche Strukturie- 
rung der zu erwerbenden wissenschaftlichen 
Kenntnisse und Fähigkeiten in einem stufenwei- 
sen Spezialisierungs- und Vertiefungsprozeß 
während des Studiums (wissenschafts- und hoch- 
schuldidaktische Aufgaben). 


e4 ) Verordnung über die akademischen Grade vom 6. No- 
vember 1968. GBl. II, 1968, S. 1022. 
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2. Es wird eine Ausrichtung des Studiums auf ein 
System von Qualifikationsstufen vorgenommen, 
die sich entweder primär an den beruflichen An- 
forderungen der Praxis (Fachstudium und Spe- 
zialstudium) oder denen der wissenschaftlichen 
Forschung und des wachsenden Bedarfs an „pro- 
movierten Kadern" (Forschungsstudium) orien- 
tieren. Die Studienreform ist somit ein Bestand- 
teil der erwähnten wissenschaftsökonomischen 
Profilierung der ^Hochschulen. 

Ergänzend zu der Ausbildungsreform tritt als neue 
Aufgabe der Hochschulen die Weiterbildung der 
„Hoch- und Fachschulkader" hinzu, die „zum festen 
Bestandteil der Tätigkeit der Universitäten und 
Hochschulen" werden soll 95 ). Angestrebt wird eine 
einheitliche staatliche Ordnung der Weiterbildung 
unter besonderer Berücksichtigung der Schwer- 
punkte der Entwicklung der Volkswirtschaft und 
der Wissenschaft 96 ), die auch die Erwachsenen- 
qualifizierung einschließt. Die Hochschulen in Mit- 
teldeutschland betrachten das postgraduale Studium, 
dem sie bisher nur relativ geringe Aufmerksamkeit 
gewidmet hatten, als ein künftig rasch an Bedeutung 
zunehmendes neues Aufgabengebiet. Die in der 
Bundesrepublik diskutierte, aber bisher nur in An- 
sätzen praktizierte Form eines wissenschaftlichen 
Kontaktstudiums findet hier ihre Entsprechung. 

Wichtigstes Merkmal der Organisationsstruktur der 
in den Hochschulen Mitteldeutschlands durchgeführ- 
ten Veränderungen ist die Schaffung von Sektionen 
als neuen „Leitungsebenen" und die Errichtung von 
größeren Instituten, in denen mehrere gleichberech- 
tigte Professoren arbeiten. Die Sektionen überneh- 
men wesentliche Aufgaben der herkömmlichen 
Fakultäten, die zwar beibehalten werden, deren 
Funktion aber noch nicht hinreichend geklärt ist. Die 
einzelnen Universitäten und Hochschulen haben 
hierzu verschiedene Vorstellungen entwickelt 97 ). 
In der Verordnung über die Berufung der Hochschul- 
lehrer vom 6. November 1968 werden die Fakul- 
täten als Bestandteile des Wissenschaftlichen Rates 
bezeichnet, denen u. a. das Habilitations- und Pro- 
motionsrecht zusteht 98 ). Die Sektionen sind Aus- 
bildungs- und Forschungszentren und primäre wis- 
senschaftliche Entscheidungsgremien. Ihre Größe 
und Ausgestaltung im einzelnen soll keinem zentra- 
len Schema unterworfen werden — hier liegt eine 
bemerkenswerte Veränderung gegenüber der bishe- 
rigen staatlichen Praxis vor; sie beruht auf der Ein- 
sicht, daß die Wissenschaftsorganisation auf den 
unteren und mittleren Ebenen eines breiten Spiel- 

95 ) Hager, a. a. O., S. 41. 

96 ) Staatsratsbeschluß vom 3. April 1969 

97 ) Vgl. die genannten Beiträge Bolck über Jena und 
Wirzberger über Berlin, ferner Fritz Drewitz/Peter 
Hinze: Die sozialistische Hochschulreform an der TH 
„Otto von Guericke" Magdeburg. In: Das Hochschul- 
wesen, 16. Jg., 1968, S. 545 — 565. 

«) GBl. II, 1968, S. 397. — Zur Errichtung des Wissen- 
schaftlichen Rates vgl. Fußnote 92). 

") Erdmann Harke: Pädagogische Grundprobleme der 
Erwachsenenqualifizierung. In: Joachim H. Knoll/ 
Horst Siebert, Erwachsenenbildung und Erwachse- 
nenqualifizierung. Darstellung und Dokumente der 
Erwachsenenbildung in der DDR. Heidelberg 1968, 
S. 206. 


raums bedarf. Die mit der Errichtung von Sektionen 
verknüpfte Anwendung organisationswissenschaft- 
licher Erkenntnisse auf die Leitungsstruktur der 
Hochschulen trägt zweifellos zur Stärkung rational- 
planerischer Grundsätze im Hochschulwesen Mittel- 
deutschlands bei. 

Ein nicht auf die Sektionen beschränktes weiteres 
Merkmal der Organisationsreform der Hochschulen 
in Mitteldeutschland ist die Erweiterung der kolle- 
gialen Beratung — auch über wissenschaftliche Fra- 
gen — bei prinzipieller Beibehaltung der Einzellei- 
tung. Rektor, Prorektor und Direktor (Vorsitzender) 
der Sektionen tragen aus politischen und administra- 
tiven Gründen nach wie vor die Verantwortung für 
Ausbildung, Erziehung und Forschung; aber das 
Element der kollektiven Beratung wird nunmehr 
stärker betont und durch neue Gremien institutiona- 
lisiert. Der Gesellschaftliche Rat und der Wissen- 
schaftliche Rat stellen die beiden obersten Kolle- 
gialgremien dar; in den Sektionen übernimmt der 
Rat der Sektion entsprechende Funktionen. 

In diesen Gremien haben nach den neuen Regelun- 
gen auch die Studenten und wissenschaftlichen Mit- 
arbeiter ein erheblich stärkeres Mit spracherecht. 
Auch in den 64 Mitglieder zählenden Hoch- und 
Fachschulrat der DDR sind im Juli 1968 zusätzlich 
14 Studentenvertreter berufen worden. Schematische 
Beteiligungsquoten für einzelne Gruppen sind in den 
akademischen Organen nicht vorgesehen; Ausmaß 
und Formen der Mitentscheidung von Studenten und 
Assistenten sind ebenfalls noch nicht genauer fest- 
gelegt. Insgesamt werden diese Veränderungen als 
Erweiterung der „sozialistischen Demokratie" an 
den Hochschulen bezeichnet. 

6. Erwachsenenbildung 

Zur Erwachsenenbildung rechnen in der Bundes- 
republik im wesentlichen alle Bildungseinrichtungen, 
die über den ersten Bildungsgang in Schulen, Hoch- 
schulen oder betrieblicher Ausbildung hinaus Er- 
wachsenen Gelegenheit zur Aus- und Fortbildung 
sowie zur Freizeitgestaltung bieten. In der Praxis 
überwiegen dabei Angebot und Nachfrage im Be- 
reich der beruflichen Bildung, wenngleich sich dieser 
Bereich gegenüber den sogen, allgemeinbildenden 
Veranstaltungen kaum scharf abgrenzen läßt. Auch 
das Büchereiwesen wird verschiedentlich zur Er- 
wachsenenbildung gezählt. Der Begriff „Erwachse- 
nenbildung" wird allerdings gegenwärtig einer kriti- 
schen Prüfung unterzogen; die Überschneidungen 
mit der Fortbildung, zu der z. B. auch das Kontakt- 
studium rechnet, gibt Anlaß zu neuen Bezeichnungs- 
und Klassifizierungsvorschlägen. 

Im anderen Teil Deutschlands lassen sich die Ein- 
richtungen der Erwachsenenbildung in die „Er- 
wachsenenqualifizierung" und die „kulturelle Mas- 
senarbeit" aufgliedern; daneben wird zwischen 
schulischen und nichtschulischen Formen der Erwach- 
senenbildung unterschieden. Die Erwachsenenquali- 
fizierung „umfaßt alle Formen der Aus- und Weiter- 
bildung, die im Arbeitsprozeß bzw. in enger Ver- 
bindung mit ihm vonstatten gehen" "). In Mittel- 
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deutschland wird daher die berufliche Komponente, 
die „produktionsverbundene Bildung", entsprechend 
der Gesamtkonzeption des Menschen als Element 
im großen Produktionsprozeß besonders stark be- 
tont. 

Charakteristisch für die Erwachsenenbildung in der 
Bundesrepublik ist die Pluralität in der Trägerschaft 
und die Vielfalt der Bildungsmaßnahmen. Der Vor- 
teil dieser Organisationsform wird vor allem in der 
fehlenden Uniformierung, im großen Spielraum an 
Einzelinitiative der beteiligten Träger und in der 
außergewöhnlichen Anpassungsfähigkeit an schnell 
wechselnde Anforderungen gesehen. Maßnahmen 
der Erwachsenenbildung werden infolgedessen von 
den verschiedensten Trägern durchgeführt: z. B. von 
den Volkshochschulen und Heimvolkshochschulen, 
von den Betrieben und überbetrieblichen Einrichtun- 
gen, von den Industrie- und Handelskammern so- 
wie den Handwerks- und Landwirtschaftskammern, 
von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen, 
von konfessionellen Verbänden, von Berufsverbän- 
den, von Zweckgemeinschaften und Privaten sowie 
von der öffentlichen Hand. Trotz dieser erwünsch- 
ten Vielfalt sind gerade in letzter Zeit Überlegun- 
gen im Gange, auf welche Weise gewisse Rahmen- 
ordnungen für die Erwachsenenbildung geschaffen 
und die verschiedenen Bildungsangebote in ein be- 
stimmendes Verhältnis zu den Ausbildungsgängen 
in den Schulen, Hochschulen und Betrieben ge- 
bracht werden können. Mit einer solchermaßen stär- 
keren Integration der Erwachsenenbildung in das 
Gesamtsystem des Bildungswesens soll allerdings 
weder die Pluralität in der Trägerschaft aufgehoben 
noch gar eine Eingliederung in das öffentliche Schul- 
wesen angestrebt werden 100 ). Der Grund hierfür 
liegt in der andersgearteten Zielsetzung und der 
nach Alter, Beruf, Vorbildung und Interessen viel- 
fältigen Zusammensetzung der Teilnehmer. Immer- 
hin gibt es auch andere Tendenzen, die insbeson- 
dere unter dem Stichwort „Dritter Bildungsweg" be- 
kannt geworden sind; sie zielen auf ein allgemein- 
bildendes Kurs- und Lehrprogramm mit fixierten 
Abschlüssen. Ferner haben die Volkshochschulen in 
einigen Orten Kurs- und Studienprogramme ent- 
wickelt. Eine besondere Form stellen dabei die so- 
genannten Zertifikatkurse dar, insbesondere in den 
Fremdsprachen und in Mathematik. Sie sollen Er- 
wachsenen einen Anreiz bieten, in einer ihrer Si- 
tuation angepaßten Weise zusätzliche Kenntnisse 
zu erwerben, die durch einen Qualifikationsnach- 
weis (Zertifikat) bestätigt werden. 

In Mitteldeutschland unterliegen sämtliche Einrich- 
tungen der Erwachsenenbildung einer einheitlichen 
staatlichen Regelung; sie werden im Bildungsgesetz 
von 1965 entweder direkt als Bestandteil des „ein- 
heitlichen sozialistischen Bildungssystems" behan- 
delt („Aus- und Weiterbildung der Werktätigen") 
oder als „kulturelle Einrichtungen" (z. B. Bibliothe- 


10 °) Vgl. z. B. Gutachten der Niedersächsischen Studien- 
kommission für Fragen der Erwachsenenbildung 
(1964). In: Joachim H. Knoll/Horst Siebert: Erwachse- 
nenbildung in der Bundesrepublik, Dokumente 1945 
bis 1966. Heidelberg 1967, S. 84. 


ken, Kulturhäuser, Theater, Film, Fernsehen und 
Rundfunk) dazu verpflichtet, „den Bildungsprozeß 
auf allen Stufen zu unterstützen und allen Bürgern 
die Gelegenheit zu geben, ihre Bildung zu erweitern 
und zu vertiefen" (§ 67). Zu den Einrichtungen der 
„Erwachsenenqualifizierung" zählen die Betriebs- 
und Dorfakademien sowie die Volkshochschulen. 
Während sich die beiden erstgenannten Einrichtun- 
gen vorwiegend mit der systematischen beruflichen 
Ausbildung und Fortbildung (A-Qualifizierung), fer- 
ner mit einer speziellen Weiterbildung (B-Quali- 
fizierung) sowie mit allgemeinbildenden Kursen 
(C-Qualifizierung) beschäftigen, können die Volks- 
hochschulen als allgemeinbildende Abendschulen 
für Erwachsene bezeichnet werden, in denen spe- 
zielle berufliche Kurse im Vergleich zu den Be- 
triebsakademien eine geringere Rolle spielen. Ihr 
Hauptmerkmal sind — auch im Unterschied zu den 
Volkshochschulen in der Bundesrepublik — lehr- 
gangsgebundene Unterrichtsformen, die in der Re- 
gel zu bestimmten Abschlüssen führen; rund 40 Pro- 
zent der Teilnehmer an Volkshochschullehrgängen 
nehmen an Lehrgängen teil, die einen Abschluß (in 
der Regel verbunden mit einer Prüfung) vermitteln 
oder eine Vorbereitung auf das Fachstudium oder 
die Sonderreifeprüfung ermöglichen. 

Den Kern der Erwachsenenbildung stellt dabei 
zweifellos die Erwachsenenqualifizierung dar. Sie 
hat organisatorisch ihr Zentrum in den Betrieben 
und landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaf- 
ten; die Zahl der Teilnehmer an den verschiedenen 
Qualifizierungslehrgängen übersteigt diejenige an 
den Volkshochschulen um mehr als das Doppelte. 
Allerdings sind dabei mehrere Gruppen zu unter- 
scheiden, die zwar statistisch als Gesamtheit der 
von Qualifizierungsmaßnahmen erfaßten Berufstäti- 
gen ausgewiesen werden, aber ganz verschiedenen 
Stufen und Abschlußebenen zugehören: 

1. die „Vermittlung von beruflichen Grundkennt- 
nissen" (Qualifikationsstufe A 1) stellt die un- 
terste Stufe des beruflichen Qualifikationssche- 
mas dar und gehört in die Kategorie der be- 
trieblichen Ausbildung; 

2. mehrere Stufen der beruflichen Weiterbildung 
(A 2 bis A 6) bis zum Niveau des Meisters und 
Technikers; 

3. das Ingenieur- und Fachstudium, das Hochschul- 
studium und die Weiterbildung der Hoch- und 
Fachschulkader (A 7 bis A 9), die im Rahmen des 
berufsbegleitenden Fern- und Abendstudiums 
erfolgen, werden ebenfalls zur Erwachsenen- 
qualifizierung gezählt, da ihr Hauptzweck die 
Erhöhung der beruflichen Qualifikationen ist. 

Strukturell gesehen handelt es sich bei diesen For- 
men um ein überlappendes System von Bildungs- 
einrichtungen verschiedener Stufen und Bereiche, 
das durch die Aufgabe definiert ist, aufeinander ab- 
gestimmte und untereinander verbundene berufliche 
Weiterbildungsetappen zu offerieren, um damit 
einer permanenten Höherqualifizierung des Kader- 
bestandes zu dienen. Die gegenwärtig bestehenden 
Formen werden aber als den Erfordernissen der wis- 
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senschaftlich-technischen Revolution noch nicht an- 
gemessen bezeichnet. Es ist daher beabsichtigt, eine 
„einheitlich geleitete und koordinierte systematische 
staatliche Ordnung der Weiterbildung aufzu- 
bauen" 101 ). 

Den Bildungsinhalten nach wird in der Bundesrepu- 
blik nach wie vor erheblicher Wert darauf gelegt, 
die schöpferischen Fähigkeiten nicht verkümmern 
zu lassen. Zum Ausgleich für die immer noch zuneh- 
mende Anspannung im Berufsleben werden daher 
eine Vielzahl von allgemeinbildenden, vor allem 
auch musischen und freizeitgestaltenden Kursen an- 
geboten? daneben widmen sich viele Institutionen 
der politischen Bildung. Demgegenüber werden für 
den ständig im Wachsen begriffenen Bereich der be- 
ruflichen Aus- und Fortbildung als Hauptaufgaben 
die Ergänzung, Erweiterung, Erhaltung und Verbes- 
serung der beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten 
angesehen. Die berufliche Fortbildung dient entwe- 
der dem beruflichen Aufstieg (z. B. vom Facharbei- 
ter zum Techniker oder der Anpassung an die tech- 
nologische und wirtschaftliche Entwicklung. Ihrem 
Wesen nach hat es die berufliche Fortbildung mit 
Berufstätigen zu tun, also mit Menschen, die be- 
reits berufliche Kenntnisse und Erfahrungen besit- 
zen, sei es aufgrund einer Berufsausbildung, sei es 
aufgrund einer Berufspraxis? sie knüpft also an be- 
reits vorhandene berufliche Kenntnisse und Fertig- 
keiten an. Daneben werden Umschulungsmaßnah- 
men zur Vermittlung neuer beruflicher Kenntnisse 
und Fertigkeiten durchgeführt, um dem Berufstätigen 
die Aufnahme einer anderen beruflichen Tätigkeit 
zu ermöglichen. 

Der Pluralität der Trägerschaft und der Verschieden- 
artigkeit der Fortbildungsziele in der Bundesrepu- 
blik entspricht die Vielfalt der Typen der Fortbil- 
dungsmaßnahmen. Es gibt Fortbildungsmaßnahmen 
für nahezu alle Berufsbereiche und für alle beruf- 
lichen Ebenen. Insbesondere im Bereich der beruf- 
lichen Aufstiegsfortbildung besteht die Möglichkeit, 
an öffentlichen oder öffentlich anerkannten Schulen 
oder bei den Kammern anerkannte Abschlußprüfun- 
gen abzulegen (z. B. die Technikerprüfung, die Mei- 
sterprüfung, die Bilanzbuchhalterprüfung). Dasselbe 
trifft zu für Umschulungsmaßnahmen, soweit sie 
auf einem der regulären Berufsausbildung entspre- 
chenden anerkannten Abschluß zielen. Bei außer- 
betrieblichen Fortbildungs- und Umschulungsmaß- 
nahmen, die der beruflichen Anpassung dienen und 
die in der Regel von kürzerer Dauer sind, werden 
Teilnahmebescheinigungen oder Zeugnisse ausge- 
stellt. 

Die demnach recht unterschiedliche Entwicklung der 
Erwachsenenbildung im geteilten Deutschland läßt 
kaum aussagekräftige qualitative oder quantitative 
Vergleiche zu. Vermerkt werden können lediglich 
gewisse Entwicklungstendenzen, die vor allem durch 
die angeführten unterschiedlichen Zielsetzungen und 
Organisationsformen vorgezeichnet sind. 


101 ) Ulbricht auf dem VII. Parteitag der SED. In: Deutsche 
Lehrerzeitung Nr. 17 vom 26. April 1967. Vgl. „Grund- 
sätze und Aufgaben zur Entwicklung der Weiterbil- 
dung" vom 24. Juni 1968. GBl. II, 1968, S. 557, 


7. Vormilitärische Erziehung und Ausbildung im 
anderen Teil Deutschlands 

Die vormilitärische Erziehung und Ausbildung, die 
es nur im anderen Teil Deutschlands gibt, wird in 
Schulen und Jugendorganisationen, in Betrieben und 
Hochschulen systematisch betrieben. Stärkste Stütze 
ist dabei die 1952 gegründete Gesellschaft für Sport 
und Technik. Gezielt erfaßt werden die Kinder vom 
6. Lebensjahr an in der Jugendorganisation „Thäl- 
mann-Pioniere" und vom 14. Lebensjahr an in der 
Freien Deutschen Jugend (FDJ) und in der Ge- 
sellschaft für Sport und Technik (GST). In vielen 
Schulen stehen regelmäßig „revolutionäre Spiele" 
der Jugendorganisationen auf dem Programm. Das 
sind Kriegsspiele, die die sozialistische Wehrerzie- 
hung unterstützen sollen. Die alljährlich veranstal- 
teten „Hans-Beimler-Wettkämpfe" dienen wehr- 
sportlichen Zielen. An ihnen müssen die bei den 
„Pionieren" und in der FDJ organisierten Jugend- 
lichen teilnehmen. In vielen Schulen und Betrieben 
sind Schießstände eingerichtet worden, auf denen 
Jungen und Mädchen ausgebildet werden. Jedes 
Jahr sollen von der GST in Zusammenarbeit mit der 
FDJ, den Schulen und den Betrieben 40 000 Jungen 
und Mädchen für die Grundausbildung gewonnen 
werden. 

Die GST sieht im ersten Jahr, also für die 14jährigen, 
60 Pflichtstunden vor. Den 14- bis 15jährigen werden 
innerhalb der vierjährigen GST-Grundausbildung 
Grundkenntnisse über die Nationale Volksarmee 
vermittelt. Die 16- bis 18jährigen werden in Hundert- 
schaften, die nach militärischen Prinzipien formiert 
sind, zusammengefaßt und sollen sich soweit mit 
dem Dienst in der Nationalen Volksarmee vertraut 
machen, daß ihre anschließende Einberufung naht- 
los erfolgen kann. Die GST ist bemüht, laufend neue 
Hundertschaften, also uniformierte und militärisch 
gegliederte Ausbildungseinheiten, für die „ganze 
Jugend im vorwehrpflichtigen Alter" aufzustellen. 

In zahlreichen vormilitärischen Wetbewerben kön- 
nen die Jugendlichen in Mitteldeutschland Schieß- 
abzeichen, Mehrkampfleistungsabzeichen und das 
Abzeichen für vormilitärische Kenntnisse erwerben. 

Dieses Abzeichen für vormilitärische Kenntnisse, das 
es in Bronze, Silber und Gold gibt, ist in den ver- 
gangenen sechs Jahren über sechshunderttausend- 
mal verliehen worden. 

Höhepunkt der bisherigen vormilitärischen Erzie- 
hung und Ausbildung war die in der ersten Hälfte 
dieses Jahres organisierte Aktion „Signal DDR 20". 
Dabei sollen nach Berichten aus der DDR 2,5 Millio- 
nen Jungen und Mädchen zu Ehren des 20. Grün- 
dungstages der DDR einen „Beitrag zur Stärkung 
der Verteidigungskraft der DDR" geleistet haben. 
Es war die umfassendste und vielseitigste wehrpoli- 
tische Massenaktion seit Kriegsende. Im Verlauf die- 
ser Aktion haben sich nach DDR-Berichten im ver- 
gangenen Winter 824 000 Kinder im Alter von 6 bis 
14 Jahren an den Übungen „Manöver Schneeflocke" 
beteiligt. 200 000 Jugendliche sind Einladungen zu 
militärischen Foren gefolgt, auf denen sich über 
7000 Teilnehmer für einen längeren Wehrdienst in 
der Volksarmee verpflichtet haben. 90 °/o aller 
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Schematische Struktur des Bildungswesens in der Bundesrepublik Deutschland 

(Nach Unterlagen der Konferenz der Kultusminister) 
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Darstellung der Ausbildungswege 
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Jugendlichen zwischen 16 und 18 Jahren nahmen 
an militärischen Geländeläufen mit Schießübungen 
teil. 

Die vormilitärische Ausbildung ist auch Teil der 
ideologischen Erziehung der mitteldeutschen Ju- 
gend. Unter Ausnutzung der Begeisterungsfähigkeit 
und der technischen Interessen der Jugendlichen 
wird die vormilitärische Ausbildung systematisch 
über den Rahmen des Wehrsports hinaus ausge- 
dehnt. Parallel hierzu wird ideologisch ein Feind auf- 
gebaut und eine Gefahr konstruiert. So sollen Emo- 
tionen der Jugendlichen geweckt werden. 

Eine besondere Rolle spielt dabei die Erziehung zum 
Haß, bei der die Bundeswehr als volksfeindliche 
Söldnerarmee dargestellt wird. Durch die Aufteilung 
in gute Deutsche und schlechte Deutsche soll ein 
vereinfachtes Freund-Feind-Denken der jungen Men- 
schen geprägt werden. 

Wohin diese mit der vormilitärischen Ausbildung 
gekoppelte ideologische Erziehung führen soll, kann 
aus dem Gelöbnis der GST abgelesen werden: 

„Wir geloben, im weltweiten Klassenkampf zwi- 
schen Sozialismus und Kapitalismus den zum Un- 
tergang verurteilten Imperialismus, den Todfeind 
der Völker, unbändig zu hassen". 
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V. Leistung und Inhalt des Bildungswesens 


1. Die Leistungsfähigkeit von Bildungssystemen 

Bei vergleichenden Betrachtungen der Bildungs- 
systeme wird oft die Frage nach der „Effektivität" 
des Bildungswesens und der Überlegenheit oder 
Unterlegenheit eines bestimmten Systems gestellt, 
insbesondere dann, wenn die Antwort zur Lösung 
der eigenen bildungspolitischen Probleme beitragen 
soll. Eine zuverlässige Antwort kann hierauf nur in 
den seltensten Fällen gegeben werden. 

Fragt man nach der Leistungsfähigkeit eines Bil- 
dungssystems, so müssen zunächst die unterschied- 
lichen Funktionen des Bildungswesens berücksich- 
tigt und dann die jeweiligen Maßstäbe genannt wer- 
den, an denen die Effektivität gemessen werden 
soll. Fehlt ein solcher allgemeiner Bezugsrahmen, 
können Vergleiche sinnvoll nicht angestellt werden. 
Das „Leistungsprofil" des Bildungswesens setzt sich 
aus einer Vielzahl von einzelnen Faktoren zusam- 
men, die meistens nur annähernd genau bestimmt 
werden können. Isoliert man einen oder einige da- 
von, so erhält man nur eine partielle Aussage, und 
die Übertragung der so gewonnenen Resultate auf 
das Ganze ist methodisch unzulässig. Vergleiche der 
Leistungsfähigkeit von Bildungssystemen sind da- 
her nur dann zulässig, wenn genau angegeben wird, 
nach welchen Kriterien sie erfolgen und welcher 
Grad von Zuverlässigkeit der einzelnen Aussage 
zukommt. 

Im folgenden sollen die für einen „Leistungsver- 
gleich" des Bildungswesens in beiden Teilen 
Deutschlands wesentlichen Gesichtspunkte erläutert, 
sowie die hierzu vorläufig möglichen Aussagen ge- 
macht werden. Dabei wird auf die bereits vorge- 
nommenen Vergleiche der allgemeinen Vorausset- 
zungen des Bildungswesens und seiner Organisa- 
tionsstruktur Bezug genommen, sowie auf die im 
folgenden noch näher zu behandelnden Probleme 
des „Bildungsprofils" hingewiesen. 

Das Bildungswesen wird neuerdings in der Bundes- 
republik wie in Mitteldeutschland als „Subsystem 
der Gesellschaft" x ) oder als „Teilsystem des gesell- 
schaftlichen Gesamtsystems" 2 ) bezeichnet. Mit sol- 


vgl. Hans Peter Widmaier und Mitarbeiter: Zur Stra- 
tegie der Bildungspolitik. Bern 1968, S. 1 bis 5 

2 ) Vgl. Rudolf Habrecht/Jörgen Keiderling: Woraus er- 
gibt sich die Schrittmacherfunktion des Bildungs- 
wesens, und wie werden wir ihr gerecht? DLZ — Kon- 
sultation, Beilage zur Deutschen Lehrerzeitung Nr. 35, 
5. Augustausgabe 1968. 

3 ) Walter Ulbricht: Die gesellschaftliche Entwicklung in 
der DDR bis zur Vollendung des Sozialismus. Referat 
auf dem VII. Parteitag der SED. Berlin 1967, S. 86. 


chen Bezeichnungen soll die Verflochtenheit des Bil- 
dungssystems mit der modernen Industriegesell- 
schaft zum Ausdruck gebracht werden. In Mittel- 
deutschland wird dabei auf die gegenseitige Ab- 
hängigkeit der einzelnen gesellschaftlichen Teil- 
systeme im Rahmen des „entwickelten gesellschaft- 
lichen Systems des Sozialismus" stärkeres Gewicht 
gelegt als in der Bundesrepublik; hier wird neben 
dem „Integrationsmodell" für die Erklärung gesell- 
schaftlicher Prozesse das „Konfliktmodell" herange- 
zogen. Diese Erklärungsmodelle spiegeln eine „ge- 
schlossene" und eine mehr „offene" Gesellschafts- 
konzeption wider. 

Die Leistungsfähigkeit des Bildungswesens inner- 
halb des gesellschaftlichen Gesamtsystems wird un- 
terschiedlich beurteilt werden müssen, je nachdem, 
ob man — wie in Mitteldeutschland — „die ent- 
wickelte sozialistische Gesellschaft in einem Prozeß 
bewußt gestalteter Wechselbeziehungen in histo- 
risch kürzester Frist" schaffen möchte 3 ), oder ob 
man ■ — wie in der Bundesrepublik — einem stärker 
pragmatischen Denken den Vorzug gibt und das 
Bildungswesen nicht in eine totale Gesellschafts- 
planung einbaut. 

Die föderalistische Ordnung des Bildungswesens in 
der Bundesrepublik schätzt z. B. den durch sie gebo- 
tenen größeren Spielraum für unterschiedliche päd- 
agogische und bildungspolitische Vorstellungen hö- 
her ein als die Vorteile einer durchweg zentralen 
Lenkung. Daher kann die Frage, ob die föderali- 
stische Ordnung des Bildungswesens in der Bundes- 
republik oder die zentralistische Organisation im 
anderen Teil Deutschlands „leistungsfähiger" ist, 
nicht abstrakt beantwortet werden, sondern nur im 
Hinblick auf die jeweiligen Zielvorstellungen und 
Voraussetzungen. 

Abgesehen von dem politischen Zusammenhang, in- 
nerhalb dessen die Frage nach der Leistungsfähig- 
keit von Bildungssystemen gesehen werden muß, 
lassen sich die Kriterien, nach denen eine solche 
Leistungsfähigkeit bemessen werden kann, entspre- 
chend den wichtigsten Funktionen des Bildungswe- 
sens in vier Gruppen einteilen: 

a) soziologische 

b) wirtschaftliche 

c) kulturelle 

d) pädagogische. 

Die Gruppen a) und b) sind „meßbarer" und daher 
Vergleichen leichter zugänglich als die Gruppen c) 
und d). Alle vier Funktionen gelten für das Bil- 
dungswesen in der Bundesrepublik ebenso wie in 
Mitteldeutschland, sie haben jedoch hier und dort 
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ein unterschiedliches Schwergewicht für die Bil- 
dungspolitik und bei der Bewertung der vom Bil- 
dungswesen erwarteten Leistungen. Selbstverständ- 
lich hängen die Funktionen eng miteinander zusam- 
men, teilweise bedingen sie sich gegenseitig [z. B. 
a) und d)]. 

Wie schon ausgeführt, stellen die gesellschaftspoli- 
tischen Grundsätze „Gleichheit der Bildungschan- 
cen" sowie „Förderung aller und Auswahl der Be- 
sten" gemeinsame Bestandteile der Bildungspro- 
gramme in beiden Teilen Deutschlands und allen 
anderen demokratischen und sozialistischen Syste- 
men dar. Die Leistungsfähigkeit eines Bildungswe- 
sens kann danach bemessen werden, ob und in 
welchem Maße diese Grundsätze tatsächlich zur 
Geltung kommen. 

Die Gleichheit der Bildungschancen wird vor allem 
dadurch angestrebt, daß man bemüht ist, Kindern 
beiderlei Geschlechts aller Volksschichten, insbeson- 
dere also Kindern aus Arbeiter- und Landarbeiter- 
familien, den Zugang zu allen Bildungswegen zu 
ermöglichen. Gerade diese Bemühungen entziehen 
sich aber im geteilten Deutschland dann einem Ver- 
gleich, wenn — wie bereits dargelegt 4 ) — der Be- 
schreibung und Zuordnung solcher Volksschichten 
völlig unterschiedliche Merkmale zugrunde gelegt 
werden: Das Kind eines ehemaligen Arbeiters wird 
eben nur in Mitteldeutschland, nicht aber in der 
Bundesrepublik statistisch zu den „Arbeiterkindern" 
gezählt. So lassen sich unter soziologischen Gesichts- 
punkten nur einige allgemeine Tendenzen in beiden 
Teilen Deutschlands darstellen. 

Für die Bundesrepublik kann festgestellt werden, 
daß auf Grund langjähriger Bemühungen der Anteil 
der Kinder aus Arbeiter- und Landarbeiterfamilien 
an den Besuchern weiterführender Schulen und 
Hochschulen langsam aber stetig gewachsen ist. Das 
war nicht nur der Reform des ländlichen Schul- 
wesens, den vielfältigen Maßnahmen der Ausbil- 
dungsförderung und dem Ausbau des Zweiten Bil- 
dungsweges zuzuschreiben, sondern auch der gestei- 
gerten Bildungsberatung und der sich mehr und mehr 
in diesen Schichten durchsetzenden Erkenntnis vom 
Wert einer gehobenen Bildung. 

In Mitteldeutschland war zunächst der ideologisch 
bestimmte Ausgangspunkt die Heranbildung einer 
neuen „sozialistischen Intelligenz" mit Hilfe beson- 
derer Förderungsmaßnahmen für Arbeiter- und 
Bauernkinder und — was wichtiger ist — parallel 
hierzu die Beschränkung für Kinder gehobener 
Sozialschichten. Erst als diese primäre Funktion des 
Bildungswesens erfüllt erschien, wurde die schon 
geschilderte Entwicklung eingeleitet, neben der Brei- 
tenförderung in den zehnklassigen Oberschulen zu- 
sätzliche Möglichkeiten zur Förderung und Auswahl 
der Leistungsbesten zu schaffen. (Spezialschulen, 
Differenzierung, außerschulische Betreuung). Diese 
Maßnahmen scheinen sich nunmehr auch in Mittel- 
deutschland trotz der beibehaltenen sozialpolitischen 
Lenkungsmaßnahmen zugunsten der oberen Schich- 
ten auszuwirken, wie umgekehrt innerhalb der Ar- 


4 ) vgl. oben S. 35 und S. 37 Fußnote 


beiterschaft Zeichen einer „Bildungsabstinenz" trotz 
der Privilegierung vorhanden sind. 

Ein zweiter Aspekt der sozialen Funktion des Bil- 
dungswesens betrifft die Auswahl und Förderung 
der höher Begabten. Auch hier lassen sich naturge- 
mäß keine zuverlässigen Vergleiche ziehen; denn 
solche setzen immer auch eine qualitative Vergleich- 
barkeit voraus. Der Besucher einer mitteldeutschen 
Volkshochschule, der dort eine fachgebundene Hoch- 
schulreife für Wirtschaftswissenschaft erlangt, be- 
sitzt nicht das gleiche Niveau wie etwa der Absol- 
vent eines Wirtschaftsgymnasiums in der Bundes- 
republik. Dies wird besonders deutlich, wenn man 
Lernziele und Lehrpläne im geteilten Deutschland 
vergleicht. Trotz dieser gewichtigen Vorbehalte führt 
eine vergleichende Betrachtung immerhin zu einem 
bemerkenswerten Ergebnis: Während in Mittel- 
deutschland im allgemeinbildenden Schulwesen eine 
größere Zahl von Jugendlichen eine zehnjährige 
Schulzeit absolviert als in der Bundesrepublik, sind 
auf der Abiturstufe und im Hochschulwesen die Un- 
terschiede nur noch geringfügig. 

Die wirtschaftliche Funktion des Bildungswesens 
läßt sich generell als Ausbildung junger Menschen 
für den späteren Beruf umschreiben. Das wirtschaft- 
liche Kriterium für die Leistungsfähigkeit des Bil- 
dungssystems bestünde demnach vor allem darin, 
den jeweiligen Bedarf in der benötigten Ausbildung- 
höhe für einen bestimmten Wirtschaftszweig zu 
decken, und zwar nach Möglichkeit auf rationellste 
Weise. Eine solche Definition ist indes zu eng. Lang- 
fristig kann es gerade unter wirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten darauf ankommen, die in das Berufs- 
leben eintretenden jungen Menschen mit einem 
Uberschuß an Kenntnissen in Grundlagenfächern 
und vor allem mit inneren Dispositionen für eine 
Weiterbildung auszustatten, um damit eventuell 
neuen Anforderungen im Berufsleben gerecht zu 
werden. 

So betrachtet würde sich die Leistung des Bildungs- 
wesens danach bemessen, wieweit neben der Auf- 
gabe der unmittelbaren Bedarfsdeckung an aus- 
gebildeten Kräften jenen weiterreichenden Anforde- 
rungen Rechnung getragen wird. Dazu kann jeden- 
falls festgestellt werden, daß sich die Berufsausbil- 
dung in beiden Teilen Deutschlands in diesem Um- 
stellungsprozeß der Erweiterung der Grundbildung 
befindet; selbstverständlich kann er nur allmählich 
erfolgen, weil beide genannten Aufgaben nebenein- 
ander und die Entwicklung in den einzelnen Produk- 
tionszweigen nicht einheitlich verlaufen. 

Die Frage nach der Leistungsfähigkeit eines Bil- 
dungssystems im Hinblick auf seine kulturelle Funk- 
tion kann wie folgt formuliert werden: In welchem 
Maße ermöglicht das Bildungswesen den Zugang zu 
der kulturellen Überlieferung und inwieweit schafft 
es die Voraussetzungen dafür, daß sich daraus 
schöpferische Impulse für eine Weiterentwicklung 
der Kultur ergeben? Die kulturelle Funktion der 
Schule und Hochschule umfaßt sowohl Überlieferung 
von Normen wie deren Erneuerung. Darin liegt zu- 
gleich ein wesentlicher Teil ihrer pädagogischen 
Aufgabe, 
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Die Schule in Mitteldeutschland versteht sich mit 
großem Nachdruck als „sozialistische Leistungs- 
schule". Darunter wird jedoch nicht eine Schule mit 
der höchsten sachlich-fachlichen Leistung verstanden; 
nur für kurze Zeit zwischen 1963 und 1965 galt 
primär der Leistungsgesichtspunkt. Der Wert „so- 
zialistischer Erziehung" hatte vorher und hat heute 
erstrangige Bedeutung, wenngleich die gegenwärtige 
Tendenz eine Annäherung zwischen beiden Faktoren 
sichtbar werden läßt. Wie dem auch sei, die Ange- 
bote des Systems in Bildung und Aufstieg sind mit 
dem Preis der Anpassung oder der ideologischen Zu- 
stimmung zum Kommunismus verbunden 3 ). 

Das pädagogische Kriterium für die Leistungsfähig- 
keit des Bildungswesens kann lauten: In welchem 
Maße fördert das Bildungswesen die individuelle 
Bildung? Die Antwort hängt entscheidend davon ab, 
worin die wesentlichen Merkmale von „Bildung" 
gesehen werden. 

Die unterschiedlichen Konzeptionen von den Auf- 
gaben des Bildungswesens im geteilten Deutschland 
lassen sich etwa durch die folgenden Programmsätze 
wiedergeben: In Mitteldeutschland geht es um die 
„Einheit von Politik und Pädagogik in der revo- 
lutionären Theorie des Marxismus-Leninismus"; in 
der Bundesrepublik gilt „die Schule als Weg zu ver- 
tieftem Welt- und Selbstverständnis und zum Be- 
wußtsein für verantwortliches Handeln". 

Wie bereits dargelegt, regelt im anderen Teil 
Deutschlands das „Gesetz über das einheitliche 
sozialistische Bildungssystem" vom 25. 2. 1965 das 


gesamte Bildungswesen zentral auf der Grundlage 
des Selbstverständnisses des SED-Machtapparates 6 ). 
Die Führungsspitze weist dabei immer wieder darauf 
hin, daß das Gesetz auf dem Parteiprogramm basiert 
und es auf den I. Gesamtrussischen Kongreß für Bil- 
dungswesen im Jahre 1918 zurückgeht. 7 ) Auch soll 
das mit ihm erstrebte höhere Niveau der Produk- 
tivkräfte gemäß dem Grundsatz parteilich-konkret- 
historischer Arbeit der „allseitigen Stärkung der 
DDR" und dem „Kampf gegen den staatsmonopoliti- 
schen Kapitalismus in Westdeutschland und seiner 
Politiker des Militarismus und der Revanche" 8 ) 
dienen. Erklärtes Bildungsziel ist mithin Erhöhung 
der Arbeitsproduktivität unter ständiger ideolo- 
gischer Führung und dem Diktat der Partei,. 

Anknüpfend an deutsche Bildungstraditionen vor 
dem NS-Staat hat sich das Bildungswesen in der 
Bundesrepublik nach dem Zusammenbruch neu ge- 
staltet. Dabei herrschte über die Ziele, die durch 
pädagogische Bemühungen angestrebt werden, 
Einigkeit 9 ); die Wege, die zu den Bildungszielen 
führen, entwickelten sich mannigfaltig in der Frei- 
heit, die das Grundgesetz 10 ) und die Verfassungen 
der Länder u ) der Entfaltung der Persönlichkeit 
eröffnen. Im Mittelpunkt aller Erziehungsarbeit, der 
auch die größtmögliche methodische Freiheit ge- 
währt wird, steht die Entwicklung des Schülers zu 
einer Persönlichkeit, die nicht nur über die zum 
Leben in der Arbeitswelt nötigen Kenntnisse und 
Fähigkeiten verfügt, sondern auch ein zum Finden 
begründeter Urteile ausgebildetes Wertbewußtsein 
besitzt. 


In diesem Zusammenhang verdient eine Untersuchung 
der Organisationsdichte der FDJ in den einzelnen 
sozialen Schichten besonderes Interesse. 

Nach internen Erhebungen der FDJ lagen die Organi- 
sationsverhältnisse der Altersgruppen bis 25 Jahre 
1965 wie folgt: 


Berufsgruppe 

Offiziere, Berufssoldaten, 
Soldaten auf Zeit 


Anteil der 
Organisierten 


(ohne Wehrpflichtige) 

85 

v. H. 

Studenten, akademische Berufe 

82 

v. H. 

Oberschüler (Oberstufe der zehn- 



klassigen Oberschule und Absol- 



venten der weiterführenden Ober- 



schule) 

78 

v. H. 

Organisationsdurchschnitt in der 



Gesamtjugend 

61,5 

v. H. 

Lehrlinge in Lehrberufen 

50 

v. H. 

Arbeiter mit Lehrabschluß 

49 

v. H. 

Ungelernte Arbeiter, Hilfskräfte 

41 

v. H. 

LPG-Bauern oder Arbeiter auf VEG 

20 

v. H. 


Die Organisationsdichte ist dort am stärksten, wo 
sich Abhängigkeiten über den Durchschnitt hinaus ent- 
wickelt haben und die berufliche Mobilität im ent- 
sprechenden Lebensabschnitt praktisch aufgehoben ist, 
wo aber zugleich die meisten Aufstiegsmöglichkeiten 
bestehen. 

Umgekehrt ist dort der Hang, sich zu organisieren, am 
geringsten, wo einmal die Abhängigkeiten nicht so 
groß sind und Mobilität besteht, zum anderen wo die 
Aufstiegschancen stark reduziert sind (siehe dazu 
Rudolf Maerker: Jugend im anderen Teil Deutsch- 
lands, München 1969, S. 66 ff. und Waldemar Ritter: 
Jugend im geteilten Deutschland, in: Politik, Viertel- 
jahresschrift des Unteilbaren Deutschland, Bd. 3, 1965). 


6 ) „Die Partei orientiert die Gesellschaftswissenschaften 
und damit auch die pädagogische Wissenschaft auf die 
unmittelbare Lösung der praktischen Aufgaben beim 
umfassenden Aufbau des Sozialismus in unserer Repu- 
plik im Kampf gegen den staatsmonopolitischen Kapi- 
talismus in Westdeutschland" (Referat des Ministers 
für Volksbildung, Margot Honecker, auf der Konferenz 
der Lehrer und pädagogischen Wissenschaftler am 
24. /25. 5. 1965, zitiert nach Baske-Engelbert, Bd. II 
a. a. O., S. 424 ff. 

7 ) Lenin dort: „Unsere Aufgabe auf dem Gebiet des 
Schulwesens ist gleichfalls der Kampf für den Sturz 
der Bourgeoisie", a. a. O., S. 425. 

8 ) a. a. O. S. 428 

ö ) Die Schulen sind „Stätten der Erziehung und des 
Unterrichts" und haben die Aufgabe, „dem Heran- 
wachsenden zu helfen, sein Leben in Erkenntnis der 
Wirklichkeit und in Verantwortung zu führen". 
(Grundsätzliche Vorbemerkungen zu den Richtlinien 
für den Unterricht in den höheren Schulen im Lande 
Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf, 1963.) 

10 ) Besonders Artikel 2, 5 und 7 GG. 

u ) Vgl. z. B. Artikel 21 Abs. 1 der baden-württembergi- 
schen Verfassung: 

Die Jugend ist in den Schulen zu freien und verant- 
wortungsfreudigen Bürgern zu erziehen und an der 
Gestaltung des Schullebens zu beteiligen. 

Vgl. ferner Artikel 56 Abs. 4 der hessischen Verfas- 
sung: 

Ziel der Erziehung ist, den jungen Menschen zur sitt- 
lichen Persönlichkeit zu bilden, seine berufliche Tüch- 
tigkeit und die politische Verantwortung vorzuberei- 
ten zuin selbständigen und verantwortlichen Dienst am 
Volk und der Menschlichkeit durch Ehrfurcht und 
Nächstenliebe, Achtung und Duldsamkeit, Rechtlich- 
keit und Wahrhaftigkeit. 
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2. Die Unterrichtsfächer der allgemeinbildenden 
Schulen 

Infolge der unterschiedlichen Auffassungen über die 
Grundsätze des Schulwesens haben sich auch in den 
Lehrplänen weite Bereiche auseinanderentwickelt. 

Uber die dem ideologischen Zugriff am wenigsten 
ausgesetzten Leistungsergebnisse im Fach Rechnen/ 
Mathematik findet sich eine Einzelanalyse im An- 
schluß an die weiter unten wiedergegebenen Stun- 
dentafeln. Für den Gesamtbereich der Naturwissen- 
schaften aber gilt, daß ihnen in den beiden Bildungs- 
systemen unterschiedliche Bedeutung zukommt. 

Der Begriff der „Technischen Revolution in der DDR" 
rechtfertigt einerseits Ausbildungsschwerpunkte in 
den technisch-naturwissenschaftlichen Fächern unter 
rein sachlichen Gesichtspunkten. Da dieser Begriff 
aber andererseits nur eine werbewirksame Um- 
schreibung des Kampfes um höhere Produktivität 
und um den Sieg des sozialistischen Gesellschafts- 
systems darstellt, bleibt der naturwissenschaftliche 
Unterricht streng im Dienst von Partei und Wirt- 
schaftsplanung. Das zeigt sich besonders deutlich 
bei den Prüfungsordnungen, in denen die technisch- 
anwendende Praxis gegenüber der theoretischen 
Vertiefung dominiert. Im Fach Chemie z. B. soll der 
Absolvent der zehnklassigen Oberschule die „chemi- 
schen Fachausdrücke beherrschen, fachgerecht unter 
Beachtung der Arbeitsschutzbestimmungen mit Ge- 
räten umgeben", können und in der Lage sein, 
„Protokolle, Schemata und Tabellen anzufertigen". 
Mit der weiterhin geforderten Kenntnis der häufig- 
sten chemischen Vorgänge in der industriellen Pro- 
duktion und dem „Erfassen ökonomischer Zusam- 
menhänge" 12 ) wird er zum brauchbaren Glied im 
Gefüge des parteistaatlichen Planwirtschaftsprozes- 
ses, ohne diesen je durch persönliche Initiative zu 
beunruhigen. 

Noch deutlicher wird die der Parteidoktrin dienende 
Stellung des Unterrichts im Fach Biologie 13 ). Nach 
den vorgenannten Richtlinien für die zehnklassige 
Oberschule sind folgende Fähigkeiten beim Absol- 
venten erwünscht; 

„ — Begründen von staatlichen Maßnahmen zur 
Sozialhygiene aus biologischen Kenntnissen 
und 

12 ) Richtlinien für die schriftlichen und mündlichen Prü- 
fungen im Schuljahr 1967/68 vom 13. 12. 1967 in „Bil- 
dung und Erziehung", eine Loseblattsammlung gesetz- 
licher Bestimmungen, bearbeitet von Ursula Adomeit, 
Berlin, o. J. (C/Ic/14). 

13 ) Als Wahlpflichtfach der naturwissenschaftlichen Fächer- 
gruppe in der Oberstufe der Gymnasien in der Bun- 
desrepublik wird Biologie von rd. der Hälfte aller 
Schüler gewählt. 

14 ) Vgl. z. B. Präzisierter Lehrplan für das Fach Deutsche 
Sprache und Literatur der Vorbereitungsklassen 9 und 
10 zum Besuch der Erweiterten Oberschule vom 1. 9. 
1966, ferner die dazu herausgegebenen „Fach wissen- 
schaftlichen und methodischen Anleitungen", hrsg. 
vom Ministerrat der DDR r Ministerium für Volksbil- 
dung, Volk und Wissen, Volkseigener Verlag 1968. 

15 ) Richtlinien für die schriftlichen und mündlichen Prü- 
fungen a. a. O. 

16 ) Richtlinien für den Unterricht in der höheren Schule, 
a. a. O. 


— Erkennen der Bedeutung biologischen Wissens 
(besonders aus den Stoffgebieten: Stoffwechsel 
der Lebewesen, Genetik und Abstammungs- 
lehre) für weltanschauliche Erkenntnisse." 

Kann mithin bei den Inhalten des mathematisch- 
naturwissenschaftlichen Unterrichts nur mit größten 
Vorbehalten von einem umfangreichen Angebot im 
anderen Teil Deutschlands gesprochen werden, so 
zeigt sich in den traditionsgebundenen Fächern 
(Muttersprache, Fremdsprache, Geschichte) deutlich 
die Ohnmacht doktrinären Denkens: Die Lehrange- 
bote bieten nicht nur nach Umfang und Inhalt ein 
verkrüppeltes und entstelltes Bild der Wirklichkeit, 
sie sind überdies hinsichtlich der methodisch-didak- 
tischen Erschließung, Darbietung und Kontrolle 
durch Vorschriften reglementiert, in denen Lehrstoff, 
Lernprozeß und Effizienzprüfung oft wörtlich vor- 
geschrieben sind. 14 ) 

Anhand des Faches Deutsch soll beispielhaft die 
unterschiedliche Auffassung von den Aufgaben des 
Unterrichts dargestellt werden. Für den Absolven- 
ten der lOklassigen Oberschule gliedert sich das 
Angebot des Faches in sprachliche Kunstwerke 

„ — aus unserem nationalen Literaturerbe, 

— aus der sozialistischen Literatur der Gegenwart 
und 

— aus der Sowjetliteratur" 15 ). 

Für die nationale Literatur stehen Lessing mit Fa- 
beln und der Ringparabel aus „Nathan der Weise", 
Goethe und Schiller mit Gedichten und den Sturm- 
und Drangwerken „Egmont", „Prometheus" und 
„Kabale und Liebe", Heine mit einer Auswahl aus 
„Deutschland ein Wintermärchen" und Storm mit 
der Novelle „Der Schimmelreiter". Die sozialistische 
Literatur ist nur durch Erzählungen und Gedichte 
von Wolf, Brecht, Weinert, Becher, Seghers, Apitz, 
Strittmatter vertreten. Die Sowjetliteratur soll am 
Beispiel von Ostrowskis „Wie der Stahl gehärtet 
wurde" erläutert werden. 

Demgegenüber kann ein Schüler der 6. Klasse eines 
Gymnasiums in der Bundesrepublik im Deutschun- 
terricht mit folgenden Werken vertraut gemacht 
werden" 16 ) 

a) Dramen; Schiller, Maria Stuart; Lessing, Minna 
von Barnhelm; Goethe, Götz von Berlichingen; 
Hauptmann, Die Weber, Der Biberpelz; Hof- 
mannsthal, Jedermann; Zuckmayer, Der Haupt- 
mann von Köpenick; Aischylos, Die Perser, Cal- 
deron, Dame Kobold; Gogol, Der Revisor; Ibsen, 
Ein Volksfeind. 

b) Novellen und Erzählungen: Droste Hülshoff, 
Die Judenbuche; Keller, Das Fähnlein der sieben 
Aufrechten, Die drei gerechten Kammacher; 
Eichendorff, Aus dem Leben eines Taugenichts; 
Stifter, Abdias; Storm, Der Schimmelreiter; Bren- 
tano, Die Geschichte vom braven Kasperl und 
dem schönen Annerl; Gotthelf, Elsi, die seltsame 
Magd; Grillparzer, Der arme Spielmann; Fon- 
tane, Grete Minde; Ludwig, Zwischen Himmel 
und Erde; Le Fort, die Frau des Pilatus; Bergen- 
gruen, Die drei Falken; Schaper, Stern über der 
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Grenze; Brecht, der Augsburger Kreidekreis; Dür- 
renmatt, Der Richter und sein Henker; Tolstoi, 
Volkserzählungen und Legenden; Exupery, 
Wind, Sand und Sterne. 

c) Epische Kurzformen: J. P. Hebel, Unverhofftes 
Wiedersehen; Kleist, Das Bettelweib von Lo- 
carno; Zweig, Episode am Genfer See; Bordiert, 
Die Küchenuhr; Andres, Das Trockendock; Ai- 
chinger, Das Fenstertheater. 

d) Lyrik: Gedichte von Goethe, C.-F. Mayer, Rilke, 
Trakl, sowie ausgewählte Lyrik der Gegenwart. 

e) Balladen: z. B. Goethe, Der Fischer; C. F. Meyer, 
Die Füße im Feuer; Miegel, Die Nibelungen. 

f) Sachgebundene Prosa in verschiedenen Stilfor- 
men wie Lebenserinnerungen von Wissenschaft- 
lern, Forschern und Künstlern, Briefe, Natur- 
und Landschaftsschilderungen, einfache gedank- 
liche Texte. 

Diese Gegenüberstellung bedarf keiner weiteren 
Verdeutlichung. 

In den „Richtlinien für die Durchführung der Son- 
derprüfung für Abiturienten aus der SBZ" 17 ) heißt 
es aufgrund des gleichen Sachveihaltes* „Die Son- 
derprüfung ist notwendig wegen der kürzeren und 
andersartigen Vorbildung der Abiturienten aus der 
SBZ". 

Weiteren Aufschluß geben die für das Fach Ge- 
schichte im anderen Teil Deutschlands gewünschten 
Fähigkeiten und Kenntnisse bei der Vorbereitung 
auf die Prüfung, die in dieser Formulierung für sich 
selber sprechen: 

„ . . . 

13. Die Gründung der DDR — Verwirklichung des 
nationalen Selbstbestimmungsrechts und Erfül- 
lung der geschichtlichen Aufgabe des deutschen 
Volkes in einem Teil Deutschlands. Die DDR 
rechtmäßiger deutscher Staat. Die Gründung 
der DDR als Antwort der demokratisch-patrio- 
tischen Kräfte des deutschen Volkes auf den 
nationalen Verrat der in Westdeutschland herr- 
schenden Kreise — auf die Mißachtung des 
nationalen Selbstbestimmungsrechts des deut- 


17 ) Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 5. Juli 1957 

18 ) Richtlinien für die schriftlichen und mündlichen Prü- 
fungen. 

lö ) Die Stundentafeln stellen die Basis der Berechnungen 
in den Vergleichstabellen dar. 


sehen Volkes durch die imperialistischen West- 
mächte , . . 

14. Die Wiederherstellung der Macht der Mono- 
pole und das Wiedererstehen des Militarismus 
in Westdeutschland. Die Politik des Bonner 
Staates als Fortsetzung der friedensfeindlichen 
und anti-nationalen Politik des deutschen Impe- 
rialismus und die Vorbereitung der Aggression 
gegen die DDR. Die Rolle der Alleinvertre- 
tungsanmaßung der Regierung Kiesinger/ 
Strauß/Wehner. . . . Die Bedeutung des 13. Au- 
gust 1961 für den Frieden in Europa. Der Kampf 
der fortschrittlichen Kräfte in Westdeutschland 
gegen das staatsmonopolistische Herrschafts- 
system, für Demokratie und Mitbestimmung. 

. . ." 18 ) 

Der Unterricht in den modernen Fremdsprachen 
schließlich folgt ebenfalls den bekannten Grundsät- 
zen: In den Schulen der Bundesrepublik sollen die 
Schüler durch das Medium der Sprache Vordringen 
lernen in typische Geisteshaltung, Mentalität, Eigen- 
art und Leistung der fremden Sprachgemeinschaft. 
Dazu werden sie mit möglichst umfangreichen und 
vielseitigen Dokumenten zur Volks- und Landes- 
kunde, zur Politik, Kunst und Wissenschaft vertraut 
gemacht. Ein freier Verlagswettbewerb bei den Un- 
terrichtshilfsmitteln garantiert überdies Mannigfal- 
tigkeit und jeweils neuesten Stand des Angebots, 
besonders an Lehrbüchern. 

In Mitteldeutschland lernt der Schüler auch hier 
nur einen sorgsam ausgewählten Teil des Vorhan- 
denen kennen. Die Texte in den Lehrbüchern des 
Einheitsverlages sind auf ihre ideologische Ver- 
wertbarkeit hin sortiert, gekürzt, z. T. geändert. Der 
Unterricht in den Fremdsprachen dient, wie alle an- 
deren pädagogischen Bemühungen, dem erklärten 
Ziel des Klassenkampfes. 

Die im Anhang angefügten tabellarischen Übersich- 
ten beruhen auf einer Gegenüberstellung der Un- 
terrichtsstunden, die in den nachfolgend abgedruck- 
ten Stundentafeln 19 ) der allgemeinbildenden poly- 
technischen Oberschule sowie der Volksschule, 
Realschule und des Gymnasiums im Lande Nord- 
rhein-Westfalen enthalten sind. Die Schwierigkei- 
ten, die sich aus den bereits behandelten Struktur- 
unterschieden des allgemeinbildenden Schulwesens 
ergeben, lassen sich dadurch teilweise beheben, daß 
anstelle eines Vergleichs nach Schularten ein Ver- 
gleich nach der Ausbildungsdauer und nach Klas- 
senstufen vorgenommen wird. 
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Stundentafel der Grundschule in 
Nordrhein-Westfalen 20 ) 

Gültig für das Schuljahr 1968/69 


Schuljahr | 1. | 2. | 3. | 4. 


Gesamtunterricht 


18 


| dazu Fachunterricht: 

j Religion 

I Rechnen und Raumlehre 

Schreiben 

i Nadelarbeit 

Leibesübungen 


a) 10 a) 12 a) 14 

b) 8 b) 10 b) 12 

4 4 4 

4 4 4 

2 2 2 

b) 2 b) 2 b) 2 

— 2 2 


18 20 24 26 


a) ** für Knaben 

b) = für Mädchen 


2u ) Die Stundentafeln entstammen folgenden Quellen: 
DDR 

Informationen über gültige Stundentafeln und Lehr- 
pläne 1. Juli 1967. In: Bildung und Erziehung (Lose- 
blattsammlung) C/Ic/9. — Pädagogische Enzyklopädie, 
Band I, Berlin 1965 S. 258 f. — Richtlinie für die Be- 
rufsausbildung der Schüler der Erweiterten Oberschule 
der Aufnahmejahrgänge 1963 — 1966 vom 30. Juni 1966. 
In: Bildung und Erziehung (Loseblattsammlung) 
c/IIc/16. 

NRW 

Stundentafeln an Volksschulen — in der Fassung des 
Runderlasses des Kultusministers vom 18. Juli 1968. — 
Grundsätze, Richtlinien und Lehrpläne für die Haupt- 
schule in Nordrhein-Westfalen — Runderlaß des Kul- 
tusministers vom 18. Juli 1968. Stundentafel für 
Realschulen — vgl. Runderlaß des Kultusministers 
vom 26. Juli 1967. — ■ Stundentafel für Gymnasien — 
vgl. Runderlaß des Kultusministers vom 2. März 1966 
in der Fassung vom 10. August 1966, 6. April 1967, 
22. Juni 1967, 24. Oktober 1967 und 14. November 1967. 
Abgedruckt in: Schulrecht NRW (Loseblattsammlung), 
S. 39/31 A, S. 2/30, S. 35/30, S. 52 b/30. 


Stundentafel (Unterrichtseinheiten) der Hauptschule 
in Nordrhein-Westfalen 

Gültig für das Schuljahr 1968/69 


5./6. Schuljahr j 7./8. Schuljahr | 9. Schuljahr 


Unterrichtseinheiten zu 



30 45 60 90 
Minuten 

30 45 60 90 
Minuten 

30 45 60 90 
Minuten 

Klassenunterricht 




Katholische/Evangelische Religionslehre 

2 

2 

1 1 

Deutsch 

2 1 

2 1 

2 1 

Geschichte — Politik 

1 

1 

1 1 

Erdkunde 

1 

1 

n 

Biologie 

1 

1 

n 

Physik — Chemie 

1 

1 

1 

Sport 

2 

1 1 

1 1 

Klassenunterricht im Trimesterwechsel 




Arbeitslehre / Hinführung zur Wirtschafts- und Arbeits- 




welt 

1 

2 

2 

Hauswirtschaft 




Technisches Werken 




Wirtschaftslehre 




Musik 

2 

1 1 

1 

Kunst / Textilgestalten 

1 



Fachleistungskurse nach Lehrplanstufen 




Englisch 

3 3 

3 2 

4 

Mathematik 

2 3 

3 1 

1 2 1 

Rechtschreiben 

1 

1 

1 

Arbeitsgemeinschaften 


1 

1 


*) Im 9. Schuljahr alternieren Erdkunde und Biologie (Epochalunterricht). 
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Stundentafel der Realschule in Nordrhein-Westfalen 

Gültig für das Schuljahr 1967/68 


Schuljahr 

1 

1 5 

6 

7 

8 

9 

10 i 

Summe 


Religionslehre 

2 

2 

2 2 

2 

2 

12 

Deutsch 

5 

6 

4 4 ^ 

> 


27 

Geschichte 

1 

2 

2 2 


> 


Erdkunde 

2 

2 

2 2 

> 4 

► 8 

> 23 

Gemeinschaftskunde 

— 

— 

— — ^ 

j 

J 


Englisch 

6 

5 

4 4 

4 

4 

27 

Mathematik 

5 

5 

5 4 

4 

4 

27 

Physik 

— 

— 

2 2 

2 

2 

8 

Chemie 

— 

— 

— 2 

2 

2 

6 

Biologie 

2 

1 

2 2 

2 

2 

ii 

Leibeserziehung , 

2 

2 

2 2 

2 

2 

12 

Kunsterziehung 

2 

2 ] 

1 1 1 


'l 


Werken 


1 





Textilgestaltung 

;} 2 1 

2 j 

i I 

> 4 

► 2 

► 27 

Musik 

2 

2 

2 1 




Wahlpflichtfach *) 

— 

— 

4 4 J 


3 1 

| 

Hauswirtschaft für Mädchen 

— 

— 

— — 

— 1 


L 18 

Arbeitsgemeinschaft für Jungen 

— 

— 

— — 

- J 

1 3 J 

1 

zusammen . . . 

31 

31 

34 34 

34 

34 

198 


*} Wahlpflichtfächer sind 

a) für das 7. und 8. Schuljahr (Kl. 3 und 4) Französisch oder Sozial- und Wirtschaftskunde, 

b) für das 9. und 10. Schuljahr (KL 5 und 6) Französisch oder angewandte Mathematik, Physik, Chemie, Biologie, 
die als einzelne Fächer oder in Fächerverbindungen angeboten werden können. 
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Stundentafel des mathematisch-naturwissenschaftlichen Gymnasiums 
in Nordrhein-Westfalen 


Schuljahr 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

Summe 

Religionslehre 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

18 

Deutsch 

5 

4 

4 

4 

3 

4 

4 

4 

4 

36 

Geschichte 

— 

1 

2 

2 

2 

2 

2 - 

- 

- 

33 

Gemeinschaftskunde 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

6*) 

6 *) J 


Erdkunde 

2 

2 

1 

2 

2 

— 

1 - 

— 

— 


Musik **) 

2 

2 

2 












2 

2 

2 

2 

2 

2 

24 

Kunst**) 

2 

2 

2 








Leibeserziehung 

3 

3 

3 

3 

3 

3 

2 

2 

2 

24 

1. Fremdsprache 

7 

7 

5 

5 

4 

3 

3 

4***) 

4***) 

34 

2. Fremdsprache 

— 

— 

5 

5 

4 

4 

4 

8 


22 

Mathematik 

4 

4 

4 

3 

5 

5 

5 

5 

5 

40 

Biologie 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

2 - 

— 

— 

14 

Physik 

— 

— 

— 

2 

2 

3 

3 

4 

4 

18 

Chemie 

— 

— 

— 

— 

2 

2 

2 - 

— 

— 

6 

Wahlpflichtfach 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3 

3 

6 

zusammen . . . 

29 

29 

32 

32 

33 

32 

32 32 32 

283 


*) in Klasse 12 3 Stunden Geschichte, 2 Erdkunde, 1 Philosophie 
in Klasse 13 3 Stunden Geschichte, 1 Erdkunde, 2 Philosophie 

**) in den Klassen 8 bis 11 1 Stunde Kunst und Musik oder als Epochenunterricht in halbjährigem Wechsel, 

in den Klassen 12 und 13 Musik oder Kunst nach Wahl des Schülers 

***) 1. oder 2. Fremdsprache nach Wahl des Schülers. Mädchen der 5. bis 7. Klasse erhalten außerdem wöchentlich 2 Stun- 
den Nadelarbeit; bei Mädchenklassen davon 1 Stunde zusätzlich, 1 Stunde an Stelle einer Stunde in der 1. Fremd- 
sprache. — - Für die 5. bis 11. Klasse tritt vierzehntägig ein zweistündiger Sportnachmittag hinzu. — Für die 12. bis 13. 
Klasse kann eine zwei- bis dreistündige freiwillige Unterrichtsveranstaltung eingerichtet werden. — In der 
11. Klasse können zusätzliche Unterrichtsveranstaltungen in Fremdsprachen, die nicht Pflichtfächer des Schultyps 
sind, mit mehr als 3 Wochenstunden durchgeführt werden. 

Gültig im Schuljahr 1968/69 
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Stundentafel der zehnklassigen allgemeinbildenden 
polytechnischen Oberschule in der DDR 


Fach/Klasse 

1 








8 


10 

l.H. 

2. H. 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

9 

Deutsch 

11 

10 

12*) 

13*) 

14*) 

7 

6 

5 

5 

5 

4 

Russisch 

— 

— • 

— 

— 

— 

6 

5 

3 

3 

3 

3 

Mathematik 

5 

5 

6 

6 

6 

6 

6 

6 

5 

5 

5 

Physik 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3 

2 

3 

3 

4 

Astronomie 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

Chemie 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

3 

3 

4 

Biologie 

— 

— 

— 

— 

— 

3*) 

2*) 

1 

2 

2 

2 

Geographie 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

2 

2 

2 

2 

1 

Werkunterricht 

1 

1 

1 

1 

2 

2 

2 

— 

— 

— 

— . 

Schulgartenunterricht 

— 

1 

(20)") 

(30)**) (30)**) (30)**) 

(12)") 

— 

— 

— 

— 

Polytechnischer Unterricht 












Kl. 7—10 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

4 

4 

5 

5 

davon: 

Einführung in die sozialistische 












Produktion 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

2 

2 

Produktionsarbeit 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

2 

2 

3 

3 

Technisches Zeichnen 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

— 

— 

Geschichte 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

2 

2 

2 

2 

2 

Staatsbürgerkunde 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

1 

2 

Zeichnen 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

— 

Musik 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

Sportunterricht 

2 

i 

2 

2 

3 

3 

3 

3 

2 

2 

2 

2 

Nadelarbeit 


— 

— 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Wochenstunden 

21 

21 

23 

26 

28 

32 

33 

32 

34 

35 

36 

2. Fremdsprache fak 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

3 

3 

3 

2 

Nadelarbeit fak 

— 

— 

— 

— 

— 

1 

1 

— 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

21 

21 

23 

26 

28 

33 

34 

35 

37 

38 

38 


*) einschließlich Schulgartenunterricht: In Kl. 2 — 20 Std.; in Kl. 3 und 4 = je 30 Std.; in Kl. 5 = 30 Std.; in Kl. 6 
= 12 Std. 

**) Jahresstunden 

Gültig für das Schuljahr 1968/69 
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Stundentafel der Erweiterten Oberschule 
in der DDR 

Die letzte veröffentlichte Stundentafel bezog sich 
auf Schuljahr 1962/63, als in den 9. Klassen und 
z. T. auch in den 10. Klassen die volle Berufsausbil- 
dung eingeführt wurde. Zu den unten angeführten 
Stunden in den allgemeinbildenden Fächern kam 
ein wöchentlicher Ausbildungstag mit der berufs- 
theoretischen und berufspraktischen Ausbildung, der 
7 bzw. 7 V 2 Stunden umfaßt, hinzu. Vom Schuljahr 
1966/67 an traten verschiedene Veränderungen ein, 
die bis zum Jahre 1970 gelten: 

Ab 1. 9. 1967 steht für die Berufsausbildung folgende 
Zeit zur Verfügung: 

Klasse 9 

Berufsausbildung entfällt; statt dessen 
polytechnischer Unterricht 

Klasse 10 

36 Unterrichtswochen je 1 Tag zu 7 Stun- 
den und 3 Wochen Berufsausbildung 
während der Sommerferien (letztmalig 
1967/68) 

Klasse 11 

36 Unterrichtswochen je 1 Tag zu 7,5 
Stunden und 4 Wochen Berufsausbildung 
während der Sommerferien (letztmalig 
1968/69) 

Klasse 12 

28 Unterrichtswochen je 1 Tag zu 7,5 
Stunden und 36 Tage nach der Reife- 
prüfung zu 7,5 Stunden (letzmalig 
1969/70) 

Insgesamt stehen folgende Stunden zur Verfügung 
(einschließlich der zusammenhängenden Ausbil- 
dungstage in der Zeit der Sommerferien): 


Auf- 
nahme- 
j ahr- 
gang 

Gesamt- 

stunden 

bisher 

Gesamt- 

stunden 

neu 

davon in Klasse 

9 

10 

11 1 

12 

1963 

2 370 

2 110 

500 *) 

550 *) 

580 *) 

480 

1964 

2 370 

2 110 

500 *) 

550 *) 

580 *) 

480 

1965 

2 370 

1 980 

500 *) 

550 *) 

450 

480 

1966 

2 370 

1 808 

500 *) 

378 

450 

480 


*) = unveränderte Ausbildungszeit nach der bisherigen 
Regelung 


In welcher Weise sich die Umstrukturierung der 
Erweiterten Oberschule (siehe oben S. 19 ff.) auf die 
Stundenzahl auswirkt, ist bisher nicht bekanntge- 
worden. 


Fächer 

Klassen 

9 

ABC 

10 

ABC 

11 

ABC 

12 

ABC 

Deutsch 

445 

444 

443 

444 

Russisch 

533 

333 

333 

333 

2. Fremdsprache . . 

536 

434 

434 

434 

3. Fremdsprache . . 

--- 

4-6 

5-6 

5-7 

Mathematik 

353 

353 

353 

343 

Physik 

232 

232 

232 

131 

Chemie 

222 

231 

232 

131 

Biologie 

122 

121 

131 

22- 

Erdkunde 

222 

111 

111 

-1 - 

Agronomie 

--- 



111 

Geschichte 

222 

222 

222 

333 

Staatsbürgerkunde . 

111 

111 

111 

111 

Zeichnen 

111 

111 

111 

111 

Musik 

111 

111 

111 

111 

Turnen 

222 

222 

222 

333 


A = neusprachlicher Zweig 

B = mathematisch-naturwissenschaftlicher Zweig 
C = altsprachlicher Zweig 

Einige Ergebnisse des Vergleichs der Stundentafeln 
lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

1. Die allgemeinbildende Schule in Mitteldeutsch- 
land zeigt eine starke Betonung des mathema- 
tisch-naturwissenschaftlichen Unterrichts. Das 
Fach Mathematik ist — soweit ersichtlich — in 
Mitteldeutschland absolut und relativ in den ein- 
zelnen Klassen und nach Absolvierung der je- 
weiligen Schulzeit (8, 10 oder 12/13 Jahre) stär- 
ker vertreten als in den allgemeinbildenden 
Schulen in Nordrhein-Westfalen, einschließlich 
des mathematisch-naturwissenschaftlichen Gym- 
nasiums. 

Im anderen Teil Deutschlands beginnt der 
Mathematikunterricht im ersten Schuljahr mit 
5 Wochenstunden. In der Stundentafel der 
Volksschule im Land Nordrhein-Westfalen ist 
der Rechenunterricht im ersten Schuljahr nicht 
gesondert aufgeführt. Es liegt vielmehr in der 
Beurteilung des Lehrers, wie viele Stunden des 
Gesamtunterrichts er für die Einführung des 
Rechnens für nötig hält. Vom 2. bis 4. Schuljahr 
sind in der Stundentafel der Volksschule hierfür 
wöchentlich 4 Stunden vorgesehen (in Mittel- 
deutschland 6). 

Ein qualitativer Vergleich des Mathematikunter- 
richts ist in dieser Stufe nur bedingt möglich. 
An beiden Schulen stehen im 1. Schuljahr die 
Gewinnung erster fester Zahlenbegriffe, die Ein- 
führung in den Zahlenraum bis 100 sowie die 
Addition und Subtraktion bis 20 im Mittelpunkt 
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des Unterrichts. Hinzu kommt das Aufstellen 
von Gleichungen und Ungleichungen sowie de- 
ren Anwendung bei Text- und Sachaufgaben. 

Auch die Lehrplananforderungen der höheren 
Klassen lassen sich nur schwer miteinander ver- 
gleichen: Bei den Lehrplänen in Nordrhein-West- 
falen handelt es sich um Rahmenlehrpläne, die 
zwar gewisse Minimalforderungen erheben, bei 
der didaktischen und methodischen Gestaltung 
des Unterrichts dem Lehrer jedoch erhebliche 
Freiheit einräumen. Dagegen schreibt der Lehr- 
plan der Oberschule und Erweiterten Oberschule 
in Mitteldeutschland nicht nur die zu behandeln- 
den Unterrichtsgegenstände bis ins einzelne vor, 
sondern bemißt auch die hierfür zur Verfügung 
stehende Zeit bis auf eine Unterrichtsstunde ge- 
nau. 

Die Vergleichsschwierigkeiten lassen sich zum 
Teil umgehen durch eine Gegenüberstellung der 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten, die 
in den Abschlußprüfungen der einzelnen Schul- 
arten gefordert werden. Zwar besitzen die Absol- 
venten der lOklassigen Oberschule im anderen 
Teil Deutschlands breitere mathematische Kennt- 
nisse als die Absolventen der 9klassigen Volks- 
bzw. Hauptschule in Nordrhein-Westfalen; diese 
haben geringere Kenntnisse in der Potenzrech- 
nung, der Trigonometrie und im Rechnen mit 
quadratischen Funktionen. Der Unterschied wird 
jedoch schon bei einem Vergleich mit Absolven- 
ten der Realschule wesentlich geringer. Die An- 
forderungen an die Abiturienten in beiden Teilen 
Deutschlands im Fach Mathematik weichen trotz 
unterschiedlicher Unterrichtsstundenzahl nur ge- 
ringfügig voneinander ab. 

2. Der Anteil der mathematisch-naturwissenschaft- 

lichen Fächer am Schulunterricht in Mittel- 

deutschland wird ergänzt durch den „Polytech- 

nischen Unterricht 11 ab Klasse 7, der sich in einen 

theoretischen und einen praktischen Teil auf- 

gliedert und der durch den Werkunterricht und 

Schulgartenunterricht in den unteren Klassen vor- 

bereitet wird. Bis zum 10. Schuljahr erhalten die 
Schüler insgesamt 28 Wochenstunden Werk- und 
„polytechnischen Unterricht"; das entspricht 

einem Anteil von 9,7 v. H. an der gesamten 

Schulzeit. In der Bundesrepublik wird im Hinblick 
auf die Anforderung der modernen Arbeitswelt 

das Fach „Arbeitslehre" angeboten. Der Unter- 
schied liegt — abgesehen von der andersartigen 
didaktischen Konzeption — darin, daß in Mittel- 

deutschland alle Schüler an einem polytechni- 

schen Unterricht teilnehmen müssen, während 
dies in den Ländern der Bundesrepublik für das 

Fach Arbeitslehre nur in der unmittelbar und 

überwiegend auf das Berufsleben hinführenden 

Hauptschule gelten soll. Die Gymnasien haben 

bisher nur in einigen Sonderformen (Wirtschafts- 
oberschule, Wirtschaftsgymnasium, Technisches 

Gymnasium) die technisch-wirtschaftliche Bildung 
stärker berücksichtigt, wohingegen der Lehrstoff 

der Realschulen auf Grund der Begabungsrich- 

tung ihrer Schüler ohnehin an den Anforderun- 


gen des technisch-wirtschaftlichen Bereichs orien- 
tiert ist. 

Für Mitteldeutschland zeigt die bisherige Ana- 
lyse, daß die Grundsätze, die 1964 zur Vorberei- 
tung des „Gesetzes über das einheitliche sozia- 
listische Bildungssystem" proklamiert wurden, 
im wesentlichen ihren Niederschlag in den Stun- 
dentafeln gefunden haben. Es heißt in den Grund- 
sätzen: „Der Begriff der Allgemeinbildung erfährt 
heute unter dem Einfluß der stürmischen Ent- 
wicklung der Wissenschaften und der technischen 
Umwälzung in der sozialistischen Gesellschaft 
eine grundlegende Veränderung. Im Vordergrund 
der Allgemeinbildung stehen feste und anwen- 
dungsbereite Grundkenntnisse der Mathematik, 
der Naturwissenschaften, der Technik und der 
Ökonomie, die bei der Arbeit in hochentwickel- 
ten Produktionsprozessen erforderlich sind. Die 
polytechnische Bildung, deren Gegenstand die 
wissenschaftlichen Grundlagen der Technik, der 
Technologie und Ökonomie und die grundlegen- 
den Fähigkeiten und Fertigkeiten der modernen 
sozialistischen Produktionsarbeit sind, erlangt 
als Teil der Allgemeinbildung immer größere Be- 
deutung" 2 * * * * * * * * * * * * * * * * * * 21 ). 

3. In den genannten Grundsätzen werden als wei- 
tere Bereiche einer „sozialistischen Allgemein- 
bildung" aufgezählt: die ideologisch-politische, 
die ethische und die ästhetische Bildung und Er- 
ziehung, die mutter- und fremdsprachliche Aus- 
bildung sowie „Körperkultur und Gesundheits- 
erziehung". In der Stundentafel nehmen die 
damit korrespondierenden Fächer einen unter- 
schiedlich starken Anteil ein. Der Deutschunter- 
richt hat, ähnlich wie in den Stundentafeln aller 
Schularten in Nordrhein-Westfalen, die höchste 
Gesamtstundenzahl. Hingegen ist der Anteil des 
fremdsprachlichen Unterrichts in den Stunden- 
tafeln aller Schulen in Nordrhein-Westfalen (ein- 
schließlich der Hauptschulen) teilweise bedeu- 
tend höher als in Mitteldeutschland. Das gilt ins- 
besondere für das Gymnasium (auch das mathe- 
matisch-naturwissenschaftliche) im Vergleich zur 
Erweiterten Oberschule. 

In den anderen Fächergruppen weisen die Stun- 
dentafeln keine besonders herausragenden Un- 
terschiede auf. Die gesellschaftskundlichen Fächer 
einschließlich Geschichte haben etwa gleiche 
Stärke, in den Leibesübungen gilt ähnliches. 
Kunst und Musik beanspruchen in den Schulen 
von Nordrhein-Westfalen einen etwas höheren 
Anteil. Dabei ist jedoch darauf hinzuweisen, daß 
in Mitteldeutschland die politisch-ideologische 
Schulung und Erziehung zusätzlich zum Unter- 
richt für die meisten Schüler in den Kinder- und 
Jugendorganisationen erfolgt und daß sich auch 
die „ästhetische Erziehung" und der Sport in 
erheblichem Maße außerhalb von Unterricht und 
Schule abspielen, so daß der Schulunterricht zu 
einem Teil davon entlastet wird. 


21 ) Grundsätze für die Gestaltung des einheitlichen sozia- 
listischen Bildungssystems (Entwurf). In: Deutsche 
Lehrerzeitung Nr. 19 vom 8. Mai 1964. 
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Von allgemeiner Bedeutung ist auch die Tatsache, 
daß die Wochenstundenzahl in den Schulen Mit- 
teldeutschlands höher ist als in den Schulen von 
Nordrhein-Westfalen (und auch der anderen Bun- 
desländer) und daß angesichts der etwa zwei 
Wochen länger dauernden Unterrichtszeit in 
Mitteldeutschland auch die Gesamtzahl der Un- 
terrichtsstunden am Ende eines Schulabschnittes 
(8., 10. oder 12./13. Schuljahr) diejenige in der 
Bundesrepbflik übersteigt. Dadurch werden die 
zuvor angegebenen Vergleichszahlen, bezieht 
man sie auf gleiche Zeiteinheiten, wieder relati- 
viert. Der Stundentafelvergleich kann mithin nur 
bestimmte Verhältnisse der Fächer untereinander 
und damit bis zu einem gewissen Grade auch die 
Schwerpunkte der Schulbildung deutlich machen. 

3. Lehrplanreformen als Kern der Bildungsreform 

Der Lehrplan der allgemeinbildenden Schulen in 
beiden Teilen Deutschlands befindet sich in einem 
erkennbaren Wandlungsprozeß, („Curriculum-Re- 
vision"). Der Ausdruck „Curriculum", der sich in 
der Bundesrepublik im Rückgriff auf einen älteren 
deutschen Sprachgebrauch und amerikanische Vor- 
bilder durchzusetzen beginnt 22 ), hat in Mittel- 
deutschland noch keinen Eingang gefunden; dort 
wird von „Lehrplan" auch dann gesprochen, wenn 
die damit verknüpften traditionellen Vorstellungen, 
die eine gewisse Enge aufweisen, zugunsten neuer 
Konzeptionen überwunden werden sollen. Hier wird 
der Ausdruck Lehrplan beibehalten. 

Im folgenden werden die Rolle des Lehrplans im 
mitteldeutschen Schulwesen, das Verfahren der Lehr- 
planrevision sowie die Hauptmerkmale der in An- 
griff genommenen Neuerungen ausführlich darge- 
stellt. Sie dürften vor allem für die in jüngster Zeit 
in der Bundesrepublik intensivierten Arbeiten an 
einer umfassenden Lehrplanrevision von Interesse 
sein. 

In Mitteldeutschland wird die Aufstellung von Lehr- 
plänen als eine zentrale politisch-pädagogische Auf- 
gabe betrachtet, die auf der Konzeption der „soziali- 
stischen Bildung" beruht und in der die „leitende 
kulturell-erzieherische Funktion des sozialistischen 
Staates" zum Ausdruck kommt 23 ). Die staatlichen 
Lehrpläne „sind wesentliche Instrumente der schul- 
politischen und pädagogischen Steuerung des Pro- 
zesses der Bildung und Erziehung in allen Schulen". 
Aus diesem Grunde wird auch die Ausarbeitung der 
Lehrpläne und ihrer „Folgematerialien" (Lehrbücher, 
Unterrichtsmittel und -hilfen) als „eine Aufgabe von 
hohem politischen und geistigen Range" bezeich- 
net 24 ). Für die Entwicklung der neuen Lehrpläne 


22 ) vgl. Saul B. Robinsohn: Bildungsreform als Revision 
des Curriculums. Neuwied am Rhein und Berlin 1967 

23 ) Präambel zum Bildungsgesetz 1965. 

24 ) Gerhart Neuner: Schulpolitische und theoretische Pro- 
bleme bei der weiteren Bestimmung des Inhalts der 
Bildung und Erziehung in der allgemeinbildenden 
Schule. In: Pädagogische Forschung, 7. Jg., 1966, Nr. 6, 
S. 6. 

25 ) Instruktion für die Lehrplanarbeit — Kurzfassung. In: 
Pädagogische Forschung, 7. Jg., 1966, Nr. 6, S. 97. 


enthält die 1966 erlassene „Instruktion" des Mini- 
steriums für Volksbildung die folgenden prinzipiel- 
len Richtlinien: 

„Bei allen Lehrplanarbeiten sind die Funktionen des 
Lehrplans als wesentliches Instrument schulpoliti- 
scher Führung zu beachten. Der Lehrplan bestimmt 
die wesentlichen Ziele, die im Unterricht der einzel- 
nen Fächer und auf den einzelnen Stufen im Wissen 
und Können, im Bewußtsein und Verhalten der 
Schüler erreicht werden sollen. Er bestimmt den 
obligatorischen Unterrichtsstoff, gliedert und inter- 
pretiert ihn und gibt Hinweise für seine Ergänzung 
unter den jeweiligen Bedingungen (einschließlich der 
Bedingungen der außerunterrichtlichen Tätigkeit). 
Er gibt — im Zusammenwirken mit den Folgemate- 
rialien — eine Orientierung für eine lehrplangerech- 
te wissenschaftliche und parteiliche Gestaltung des 
Unterrichts" 25 ). 

Die Lehrpläne im anderen Teil Deutschlands haben 
für die Lehrer unmittelbaren Weisungscharakter, für 
die Schulaufsicht stellen sie Kontrollinstrumente dar. 
In der Bundesrepublik besitzen die Lehrpläne im 
allgemeinen den Charakter von Richtlinien, die be- 
wußt dem einzelnen Lehrer einen größeren Spiel- 
raum in der Stoffwahl und in der Methode gestatten. 
In Mitteldeutschland muß auf Grund der zentralen 
Leitung des allgemeinbildenden Schulwesens und 
des vereinheitlichten Schulsystems von einer zentra- 
listischen Lehrplanverfassung gesprochen werden; 
in der Bundesrepublik hingegen bestehen zwischen 
den einzelnen Ländern und den verschiedenen Schul- 
arten durchaus Unterschiede in Form, Inhalt und 
Zielsetzungen der Lehrpläne. 

Dank der hohen ideologisch-pädagogischen Bedeu- 
tung, die den Lehrplänen in Mitteldeutschland für 
die Bildung und Erziehung beigemessen wird, han- 
delt es sich auch bei der im Jahre 1963 begonnenen 
und bis 1971 abzuschließenden Reform der Lehrpläne 
aller Fächer in der allgemeinbildenden Schule um 
einen zentral geleiteten und kontrollierten Prozeß, 
in dem die staatlichen Gremien Zusammenwirken. 
Verantwortlich für die Lehrplanarbeit ist das Deut- 
sche Pädagogische Zentralinstitut in Berlin; eine 
beratende und koordinierende Rolle spielt der Wis- 
senschaftliche Rat des Ministeriums für Volksbil- 
dung. Die Lehrplanreform in Mitteldeutschland läßt 
die zentral gesteuerte Anpassung des Schulunter- 
richts an neue gesellschaftliche Erfordernisse und 
pädagogische Erkenntnisse in dem dortigen politi- 
schen System deutlich erkennen. 

Ausgangspunkt und Gegenstand der Reform war das 
Lehrplanwerk für die allgemeinbildende polytech- 
nische Oberschule von 1959. Bereits im Zusammen- 
hang mit dem Mathematikabschluß von 1962 und 
der im Jahre 1963 in Angriff genommenen Verände- 
rung des „polytechnischen Unterrichts" begann 1964 
die Einführung von „präzisierten" Lehrplänen zu- 
nächst für diese beiden Bereiche. Bei der Vorberei- 
tung des Bildungsgesetzes von 1965 wurden vom 
Ministerium für Volksbildung „Prinzipien für die 
Arbeit zur Neubestimmung des Inhalts der Allge- 
meinbildung" beschlossen, die zwei Ebenen der Lehr- 
planreform vorsahen: eine Fortsetzung der „Präsi- 
sierung" der Lehrpläne für alle Fächer und Klassen- 
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stufen und daneben die Erarbeitung neuer Lehr- 
pläne, entsprechend den durch das Gesetz vorge- 
sehenen strukturellen und didaktischen Veränderun- 
gen. 

Diese langfristige Lehrplanreform sollte erst 1977 
vollständig abgeschlossen sein, während die „Präzi- 
sierung" der Lehrpläne im Schuljahr 1970/71 beendet 
sein wird. Im Verlauf der Arbeiten an den Lehr- 
plänen trat die grundlegende Reform immer stärker 
in den Hintergrund, so daß bereits 1966 von den 
präzisierten Lehrplänen als den „neuen" die Rede 
war; 1968 ließ man den Plan einer zweiten Phase der 
Lehrplanreform endgültig fallen. Nur die ersten vier 
Klassen erhalten neue, d. h. überarbeitete präzisierte 
Lehrpläne, während für die Klassen 5 bis 12 eine 
solche Überarbeitung überhaupt nicht erfolgt 2Ö ). 
Statt dessen soll durch „die gründliche Analyse der 
Erfahrungen mit den neuen Lehrplänen und durch 
die Auswertung prognostischer Aussagen über die 
weitere Entwicklung der Gesellschaft, Wissenschaft, 
Produktion und Technik eine sorgfältige Vorarbeit 
geleistet werden, um später Entscheidungen über das 
Jahr 1980 hinaus vorbereiten zu können" 27 ). 

Die Gründe für den Verzicht auf die ursprünglich 
geplante doppelgleisige Lehrplanreform wurden 
nicht ausdrücklich dargelegt; es dürften zwei Mo- 
mente die wichtigste Rolle gespielt haben: Einmal 
ergaben sich bereits bei der Einführung und prak- 
tischen Arbeit mit den präzisierten Lehrplänen große 
Schwierigkeiten, die durch das Nebeneinander der 
aus verschiedenen Jahren stammenden Lehrpläne in 
den Unterrichtsfächern und -klassen der Oberschule 
verstärkt wurden; zum anderen trat bei der Aus- 
arbeitung der präzisierten Lehrpläne eine Reihe 
fachwissenschaftlicher und pädagogischer Probleme 
auf, die weiterer Forschungen und praktischer Erfah- 
rungen bedürfen, bis sie „lehrplanreif" sind. Um den 
Lehrern die Arbeit mit den revidierten Lehrplänen 
zu erleichtern, wurde immer stärker der Nachdruck 
auf die Kontinuität mit den bisherigen Lehrplänen 
und auf eine schrittweise Einführung der neuen Lehr- 
pläne gelegt. Entgegen radikalen, im westlichen Aus- 
land, gelegentlich aber auch in der Sowjetunion ver- 
tretenen Forderungen nach einer „Revolution" des 
Lehrplanes, betonte man in Mitteldeutschland den 
gemäßigten Reformcharakter der Lehrplanentwick- 
lung. 

Die Lehrplanreform Mitteldeutschlands erfolgt unter 
dem Motto „Modernisierung des Unterrichts im 
Zeichen der Neubestimmung des Inhalts der All- 
gemeinbildung". Damit ist die generelle Richtung 
aller gegenwärtigen Lehrplanreformen angedeutet. 
Die Hauptmerkmale und die wichtigsten konkreten 


2Ö ) vgl. Margot Honecker: Alles für die allseitig entwic- 
kelte sozialistische Persönlichkeit. In: Pädagogik, 
23. Jg., 1968, S. 762—775 

27 ) Margot Honecker: Ergebnisse der Einführung neuer 
Lehrpläne und -methoden an den lOklassigen allge- 
meinbildenden polytechnischen Oberschulen. In: Deut- 
sche Lehrerzeitung, Sonderausgabe vom 11. Juni 1968. 

28 ) Neuner, a. a. O., S. 14 

2Ö ) Margot Honecker: Der Volkswirtschaftsplan 1965 und 
die Aufgaben auf dem Gebiet des Bildungswesens. 
Berlin 1965. S. 12. 


Zielsetzungen der Lehrplanreform in Mitteldeutsch- 
land, die für die fachlichen Einzellehrpläne allerdings 
in unterschiedlich starkem Maße gelten, lassen sich 
unter den drei Leitgedanken 

— Erhöhung des fachlichen Leistungsstandes, 

— Verstärkung der politisch-ideologischen 
Erziehung, 

— < Modernisierung der Unterrichtsverfahren 
zusammenfassen. 

Die Lehrpläne aller Unterrichtsfächer sollen zur 
Grundlagenbildung und zur allseitigen Bildung bei- 
tragen. Die DDR-Pädagogik hat, wie allgemein üb- 
lich, stets für die Lehrplangestaltung den Ausgangs- 
punkt bei den korrespondierenden Wissenschaften 
gewählt. Auch das Zentralproblem der Lehrplan- 
arbeit wird in dem Verhältnis von „Sachlogik des 
wissenschaftlichen Gegenstandes des Unterrichts- 
faches" und der Funktion des Faches innerhalb eines 
Ganzen der Allgemeinbildung gesehen. Die Lehr- 
plantheorie geht davon aus, daß „die wesentlichen 
Bildungs- und Erziehungspotenzen in den Wissen- 
schaften selbst verborgen sind" 28 ), wobei allerdings 
die Schulfächer keine verkürzten oder verkleinerten 
Fachwissenschaften darstellen sollen. Der Anspruch 
des Unterrichts in Mitteldeutschland, modern zu sein, 
tritt dabei insbesondere in den Naturwissenschaften 
hervor. 

Der neue Lehrplan erteilt, insbesondere im „poly- 
technischen Unterricht", eine Absage an zu frühe 
Spezialisierung; eine allgemeine technische Grund- 
bildung auf mathematisch-naturwissenschaftlicher 
Grundlage ist an die Stelle der Anfang der sechziger 
Jahre erkennbaren „Professionalisierung" getreten. 

Darin zeigt sich auch eine erneute Betonung des Ge- 
dankens einer allseitigen Bildung. Sie soll in den 
neuen Lehrplänen durch eine fächerübergreifende 
Koordinierung und Konzentration der Unterrichts- 
stoffe gefördert werden. Das strikte Fachunterrichts- 
prinzip in der DDR-Schule macht solche „fachüber- 
greifenden Leitlinien" besonders erforderlich. Es 
besteht jedoch nicht der Plan, das herkömmliche 
Fächersystem grundsätzlich in Frage zu stellen und 
im Sinne anderer didaktischer Einheiten umzugestal- 
ten. 

Bereits bei der Ankündigung der Lehrplanrevision 
im Jahre 1964 wurde die Absicht mitgeteilt, den Un- 
terricht dahin gehend umzugestalten, daß er eine 
größere Aktivität und Selbständigkeit der Schüler 
bewirkt. „Es ist notwendig, alle vorhandenen geisti- 
gen Potenzen der Schüler voll zu entwickeln und zu 
nutzen. Bei der Entwicklung der geistigen Fähigkei- 
ten der Schüler sind die Altersbesonderheiten besser 
zu beachten. Es ist notwendig, vor allem in der 
Oberstufe, die Schüler stärker als bisher zum selb- 
ständigen Wissenserwerb zu führen und sie gründ- 
licher mit rationelleren Methoden der Wissensan- 
eignung vertraut zu machen. Dabei geht es sowohl 
um die Förderung besonderer Begabungen als auch 
um die Verhinderung des Zurückbleibens einzelner 
Schüler" 29 ). 

Dieses Programm zielt auf eine erhebliche Reform 
des herkömmlichen Unterrichts in Mitteldeutschland 
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Vertikaler Stundentafelvergleidi DDR — NRW 


Lfd. c .. , 

Nr. Facher 

1.— 4. S 

DDR: OS 

dhulj ahr 

NRW: GS 
(Jungen) 

Woch. 

Std. 

v. H. 

Woch. 

Std. 

v. H. 

1. Deutsch 

49 2 ) 

50,0 2 ) 



Gesamtunterricht 

54 

01,5 

Schreiben 



6 

6,8 

2. 1. Fremdsprache 

— 


— 


2. Fremdsprache 

— 


— 


3. Fremdsprache 

— 


— 


3. Gesellschaftskundliche Fächer (Geschichte, Staatsbürger-, Ge- 





meinschafts-Kunde) 

— 


— 


4. Erdkunde 

— 


— 


5. Mathematik 

23 

23,3 

12 

13,6 

6. Natur-Wissenschaft (Biologie, Physik, Chemie, Astronomie) .... 

— 


— 


7. Musische Fächer (Musik, Zeichnen, Sport) (Werken, Kunst) *) .... 

18 

18,5 

4 

4,5 

8. Religion 



12 

13,6 




9. a) Polytechnischer Unterricht, Arbeitslehre 

— 


— 


b) handwerklich-praktischer Unterricht 

8 3 ) 

8,2 

— 


10. Arbeitsgemeinschaft/Wahlpflichtfächer 





Gesamtwochenstunden 

98 

100 

88 

100 


0 Für die OS und EOS ist der Werkunterricht unter laufender Nummer 9 b) aufgeführt. 

2 ) einschließlich 80 Jahresstunden Sdiulgartenunterricht 

3 ) zuzüglich 80 Jahresstunden Schulgartenunterricht 

4 ) zuzüglich 122 Jahresstunden Schulgartenunterricht 

5 ) einschließlich Berufsausbildung in den Sommerferien 

a) Klassen mit Französisch-Unterricht 

b) Klassen ohne Französisch-Unterricht 

c) mit Unterricht in der 1. Fremdsprache im 12. und 13. Schuljahr 

d) mit Unterricht in der 2. Fremdsprache im 12. und 13. Schuljahr 

Abkürzungen: 


GS 


Grundschule 

HS 


Hauptschule 

RS 

= 

Realschule 

Gym 

= 

Gymnasium 

OS 

— 

Oberschule 

EOS 

— 

Erweiterte Oberschule 

Std. 

= 

Zahl der Stunden d. Stundentafel 

v. H. 

= 

Anteil an der Gesamtstundenzahl 
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1. — 8. Schuljahr 

1. — 10. Schuljahr | 

I 1. — 12./13. Schuljahr (Abitur) 

DDR: OS 

NRW: HS 

DDR; OS 

NRW: GS + RS 

DDR: OS -f EOS 

NRW: GS -f- Gym. 
(Math.- 
Naturwiss.) 

W sSf v.H. 

'S ',"' | -H. 

'tt -H. 

Woch. tt 

Std. vH - 

Woch. 

Std nat -) 

btdl v. H. 

(Junqen) 
Woch. 1 „ 

Std. | v ' R 


72 2 ) 

30,7 2 ) 

79 

36,0 

81 2 ) 

25,9 M 

87 

9,3 

88 2 ) 

21, 7 2 ) 

96 

25,4 

17 

7,2 

18 

8,2 

23 

7,4 

27 

32 

29 

7,1 

c) 42 

c) 11,0 

(6) 

(2,6) 

— 

— 

(11) 

( 3,6) 

a) (15) 

a) (5,2) 

18 

4,4 

d) 34 

d) 8,9 

fakul- 

tativ 


— 

— 

fakul- 

tativ 

— 

Wahlpflichtfach 

— 

— 

c) 22 

d) 30 

c) 5,8 

d) 7,9 

9 

3,8 

8 

3,7 

16 

5,2 

a) 15 

b) 23 

a) 5,2 

b) 7,9 

22 

5,4 

23 

6,1 

8 

3,4 

7 

3,2 

11 

3,6 

8 

2,8 

13 

3,2 

10 

2,6 

46 

19,6 

29 

13,3 

56 

17,9 

39 

13,5 

65 

15,9 

52 

13,8 

21 

8,9 

13 

5,9 

40 

12,8 

a) 25 

b) 32 

a) 8,6 

b) 11,1 

54 

53 

13,2 

13,0 

38 

10,1 

36 

15,3 

29 

13,3 

43 

13,9 

43 

15,0 

— 

— 

59 

15,6 

— 

-— 

20 

9,1 

— 

— 

24 

8,4 

54 5 ) 

13,2 M 

30 

7,9 

to CO 
*>» 

to 

o 

3 >, 5 
5,1 > 

12 

5,5 

18 } 30 

12 4 ) J 

5,8 ) 

9,7 

3,9 J 

s. u. lfd. Nr. 7 

12 4 ) 

2,9 

— 

— 



4 

1,8 



3 

1,0 



6 

15 

235 

100 

219 

100 

311 

100 

286 

100 

408 

100 

378 

100 
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Horizontaler Stundentafelvergleich DDR — NRW 


4. Schuljahr 

Fächer 

DDR: OS 

NRW: GS 

Nr. 


(Jungen) 


Std. | v. H. 

Std. | v. H. 

1. Deutsch 

14 50,0 


Gesamtunterricht 


14 53,8 

Schreiben 


2 7,7 

2. 1. Fremdsprache 

— 


2. Fremdsprache 



3. Fremdsprache 



3. Gesellschaftskundliche Fächer (Staatsbürgerkunde, Geschichte, 



Gemeinschaftskunde) 

— 

— 

4. Erdkunde 

— 

— 

5. Mathematik 

6 21,4 

4 15,4 

6. Natur-Wissenschaft (Biologie, Physik, Chemie, Astronomie) .... 

— 


7. Musische Fächer (Musik, Zeichnen, Sport, Textilgestaltung, Kunst) : 

5 17,9 

2 7,7 

8. Religion 

— — 

4 15,4 

9. a) Polytechnische Fächer, Arbeitslehre 


— 

b) handwerklich-praktischer Unterricht 

3 10,7 

— 

10. Arbeitsgemeinschaft/ Wahlpflichtfächer 


— — 

Gesamtwochenstunden 

28 100 

26 100 


*) einschließlich Deutsch und Erdkunde 

2 ) Die Stunden für die Berufsausbildung in den Schulferien wurden dabei nicht berücksichtigt. 

3 ) einschließlich Erdkunde 

a) Klassen mit Französisch-Unterricht 

b) Klassen ohne Französisch-Unterricht 

Abkürzungen: 

GS = Grundschule 

HS = Hauptschule 

RS = Realschule 

Gym = Gymnasium 

OS = Oberschule 

EOS — Erweiterte Oberschule 

Std. — Zahl der Stunden d. Stundentafel 

v. H. = Anteil an der Gesamtstundenzahl 
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9. Schuljahr | 

10. Schuljahr | 

Abiturklasse 



1 



i 



DDR: 12. Kl. EOS 

NRW: 13. Kl Gym. 

DDR: OS 

NRW: HS ! 

! DDR: OS 

NRW: RS 

(Math.- 

(Math.- 









Naturwiss.) 

Naturwiss.) 

Std. j 

| v. H. 

Std. 

| v. H. 

Std. 

| v. H. 

Std. 

| v. H. 

Std. | 

v. H. 1 

Std. 

| v. H. 

5 

13,2 

4 

1 

11,8 

4 

10,5 

s. u. lfd. Nr. 3 

1 

4 

9,9 

4 

12,5 



1 

2,9 









3 

7,9 

4 

11,8 

3 

7,9 

4 

11,4 

3 

7,4 

4 

12,5 

(3) 

(7,9) 

— 

— 

(2) 

(5,3) 

a)(3) 

a) (8,6) 

3 

7,4 

1. o. 2. 

Fremd- 

fakultativ 

— 

— 

fakultativ 

1 Wahlpflichtfadi 

— 


Sprache 
nach Wahl 

3 

7,9 

3 

8,8 

4 

10,5 

8 1 ) 

22,9 1 ) 

4 

9,9 

6 3 ) 

18 , 3 3 ) 

2 

5,3 

1 

2,9 

1 

2,6 

s. u. lfd. Nr. 3 

1 

2,4 



5 

13,2 

5 

14,7 

5 

13,2 

4 

11,4 

4 

9,9 

5 

15,6 

8 

21,0 

3 

8,8 

11 

28,9 

a) 6 

a) 17,1 

9 

22,2 

4 

12,5 







b) 9 

b) 25,7 





4 

10,5 

5 

14,7 

3 

7,9 ! 

5 

14,3 

5 

12,3 

4 

12,5 

— 


2 

5,9 



2 

5,7 

— 

— 

2 

6,3 

5 

13,2 

4 

11,8 

5 

13,2 

— 

— 

7 ,5 2 ) 

18,6 

— 

— 

— 

— 

2 

5,9 

— 

— 

3 

8,6 

— 


3 

9,3 

38 

100 

34 

100 

38 

100 

35 

100 

40,5 

100 

32 

100 
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im Sinne einer Differenzierung und Individualisie- 
rung der Anforderungen und der Aufgabenstellung. 
Die Lehrpläne haben hierfür erst Voraussetzungen 
geschaffen; die Reform der Lehrerausbildung wird 
langfristig die entsprechend vorbereiteten Lehrer 
bereitstellen können. 

Die sich aus dem politisch-ideologischen Führungs- 
anspruch ergebenden eindeutigen Forderungen in- 
haltlicher Art können mit dem Ziel eines selbständi- 
gen Wissenserwerbs, eines aktiven Lernens, eines 
„Problemunterrichts" usw. kollidieren, falls nicht im 
Unterricht selbst die „ideologisch-politischen Poten- 
zen" aller Fächer zur „Programmierung der Persön- 
lichkeitsentwicklung" genutzt werden. 

Bei der Ausarbeitung der neuen Lehrpläne wurden 
daher große Anstrengungen unternommen, „um ein 
harmonisches Zusammenwirken aller Fächer bei der 
Herausbildung wesentlicher ideologischer Grund- 
überzeugungen und Verhaltensweisen des sozialisti- 
schen Staatsbürgers zu erreichen". Im Zeichen der 


behaupteten „Einheit von Wissenschaftlichkeit und 
Parteilichkeit" sollen daher z. B. die Schüler im 
Geographieunterricht der 6. Klasse „zu einer partei- 
lichen Wertung aller vermittelten Tatsachen über 
das imperialistische Westdeutschland" befähigt wer- 
den. Über die einzelnen Klassenstufen und -fächer 
hinweg wird im Lehrplan eine „Netzwerkplanung" 
der ideologisch-erzieherischen Leitlinien und Kno- 
tenpunkte angestrebt, die gewährleisten soll, daß die 
„ideologierelevanten Erkenntnisse" aus den jeweili- 
gen Unterrichtsstoffen herausgearbeitet werden. 

Mit diesen Hinweisen soll deutlich gemacht werden, 
daß die Lehrplanreform in Mitteldeutschland neben 
der angestrebten Modernisierung der Unterrichts- 
stoffe, vor allem im naturwissenschaftlich-techni- 
schen Bereich, und neben der geplanten Verbesse- 
rung der Unterrichtsmethoden unverrückbar an der 
politisch-ideologischen Lenkungs- und Erziehungs- 
funktion des Lehrplanes festhält und diese weiter zu 
verstärken sucht. 


64 



Deutscher Bundestag - — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/4609 


Anhang 


Auszüge aus Beschlüssen, Direktiven und Reden zur Ideologie 
und Politik des Bildungswesens im anderen Teil Deutschlands 


Richtschnur für die Organisation aller Lebens- 
bereiche und die entsprechenden Zielsetzungen ist 
das zur Zeit noch geltende Programm der SED von 
1963, veröffentlicht in „ Neues Deutschland " vom 
25. Januar 1963 (Auszug): 

Der umfassende Aufbau des Sozialismus stellt be- 
sonders an die Schule höhere Anforderungen. Sie 
hat die Aufgabe, das sozialistische Nationalbewußt- 
sein der Jugend zu entwickeln, die Jugend zur Liebe 
zur Deutschen Demokratischen Republik, zu bewuß- 
ten Erbauern des Sozialismus im Geiste der soziali- 
stischen Moral, des proletarischen Internationalis- 
mus und zur festen Freundschaft zur Sowjetunion 
zu erziehen. . . . 

Die politische und weltanschauliche Erziehung der 
Schüler ist Prinzip aller Unterrichtsfächer, insbe- 
sondere jedoch der Staatsbürgerkunde, des Ge- 
schichts- und Deutschunterrichts. Die Freie Deutsche 
Jugend und die Pionierorganisation nehmen aktiven 
Einfluß auf die politisch-moralische und weltan- 
schauliche Erziehung der Jugend. Im Zusammenwir- 
ken von Schule, Betrieb, Freier Deutscher Jugend, 
Pionierorganisation „Ernst Thälmann" und dem El- 
ternhaus soll die junge Generation so erzogen wer- 
den, daß sie den besten Vorbildern und Patrioten 
der Nation nacheifert und gute Taten für den Sozia- 
lismus vollbringt. . . . 

Das Studium des Marxismus-Leninismus an den 
Universitäten und Hochschulen wird den wissen- 
schaftlichen Schaffensprozeß und die Vorbereitung 
auf die künftige Tätigkeit der Studenten fördern, 
indem es die Probleme des ökonomischen, poli- 
tischen und geistig-kulturellen Kampfes um den um- 
fassenden Aufbau des Sozialismus in der Deutschen 
Demokratischen Republik in den Mittelpunkt rückt. 

Aus dem Statut der Freien Deutschen Jugend in der 
auf dem VI L Parlament der FDJ am 1. Juni 1963 
beschlossenen Fassung, veröffentlicht in „Junge 
Welt — Dokumentation" , 1963 Nr. 18, mit Berück- 
sichtigung der später erfolgten Änderungen, ver- 
öffentlicht in „Junge Generation" , 1967 Nr. 6: 

Die Freie Deutsche Jugend läßt sich in ihrer gesam- 
ten Tätigkeit von den richtungweisenden Be- 
schlüssen und Ratschlägen der Sozialistischen Ein- 
heitspartei Deutschlands leiten, weil ihre Politik, 
auf den Lehren von Marx, Engels und Lenin beru- 
hend, den Lebensinteressen der Nation und der Ju- 
gend entspricht. Sie anerkennt die führende Rolle 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands. Die 
Sozialistische Einheitspartei Deutschlands gibt mit 
dem vom VI. Parteitag beschlossenen Programm des 
umfassenden Aufbaus des Sozialismus in der Deut- 
schen Demokratischen Republik der jungen Gene- 
ration Ziel und Inhalt eines glücklichen Lebens und 


weist den Weg in die sozialistische Zukunft des 
ganzen deutschen Volkes. 

Die Freie Deutsche Jugend erzieht die Jugend zur 
Liebe zur Arbeit, zur Achtung jeder Arbeit, zur 
Liebe und Achtung der Arbeiterklasse und ihrer 
Partei, der Sozialistischen Einheitspartei Deutsch- 
lands. Sie läßt sich leiten vom wissenschaftlichen 
Sozialismus und erzieht die junge Generation auf 
dieser Grundlage. Sie sieht ihre entscheidende Auf- 
gabe darin, die Jugendlichen für die aktive Teil- 
nahme an der schöpferischen Arbeit in der materiel- 
len Produktion in Industrie und Landwirtschaft zu 
organisieren. 

Aus dem Kommunique des Zentralkomitees der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands zu Pro- 
blemen der Jugend in der Deutschen Demokrati- 
schen Republik, veröffentlicht in „Neues Deutsch- 
land" vom 21. September 1963: 

Der objektive Widerspruch zwischen Ideal und 
Wirklichkeit in der Übergangsperiode kann nur 
durch die umwälzende Praxis des sozialistischen 
Aufbaues gelöst werden. Im Kopf manches Jugend- 
lichen nimmt dieser dialektische Widerspruch in- 
folge von Unzulänglichkeiten in der Bildungs- und 
Erziehungsarbeit, natürlich auch infolge der Einwir- 
kungen bürgerlicher Ideologie, nicht selten die Form 
eines tatsächlichen Auseinanderfallens von Ideal 
und Wirklichkeit an. 

Aus dem Gesetz über das einheitliche sozialistische 
Bildungssystem vom 25. Februar 1965, veröffent- 
licht in: Gesetzblatt der DDR 1965, Teil I, Nr. 6: 

Die Deutsche Demokratische Republik ist in das 
neue, das sozialistische Zeitalter eingetreten. Nach 
dem Sieg der sozialistischen Produktionsverhält- 
nisse ist der umfassende Aufbau des Sozialismus 
zum Hauptinhalt der schöpferischen Tätigkeit der 
Arbeiterklasse und des ganzen Volkes geworden. 
Die Verwirklichung der historischen Aufgaben des 
Programms des Sozialismus, das der VI. Parteitag 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands be- 
schlossen hat, die Meisterung der technischen Revo- 
lution und die Entwicklung der sozialistischen Ge- 
meinschaft, erfordert im Interesse der Gesellschaft 
und jedes einzelnen eine höhere Qualität unseres 
Bildungswesens, das einheitliche sosialistische Bil- 
dungssystem. . . , 

§ 5 

(1) Im sozialistischen Bildungssystem gilt der 
Grundsatz der Einheit von Bildung und Erziehung. 

(2) Die Schüler, Lehrlinge und Studenten sind zur 
Liebe zur Deutschen Demokratischen Republik und 
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zum Stolz auf die Errungenschaften des Sozialismus 
zu erziehen, um bereit zu sein, alle Kräfte der Ge- 
sellschaft zur Verfügung zu stellen, den sozialisti- 
schen Staat zu stärken und zu verteidigen. Sie sol- 
len die Lehren aus der deutschen Geschichte, beson- 
ders der Geschichte der deutschen Arbeiterbewe- 
gung, begreifen. Sie sind im Geiste des Friedens 
und der Völkerfreundschaft, des sozialistischen Pa- 
triotismus und Internationalismus zu erziehen. 

(3) Die Schüler, Lehrlinge und Studenten sind zur 
Liebe zur Arbeit, zur Achtung der Arbeit und der 
arbeitenden Menschen zu erziehen. Sie sollen dar- 
auf vorbereitet werden, körperliche und geistige 
Arbeit zu leisten, sich im gesellschaftlichen Leben 
zu betätigen, Verantwortung zu übernehmen und 
sich in der Arbeit und im Leben zu bewähren. 

(4) Den Schülern, Lehrlingen und Studenten sind 
gründliche Kenntnisse des Marxismus-Leninismus 
zu vermitteln. Sie sollen die Entwicklungsgesetze 
der Natur, der Gesellschaft und des menschlichen 
Denkens erkennen und anzuwenden verstehen und 
feste sozialistische Überzeugungen gewinnen. So 
werden sie befähigt, den Sinn des Lebens in unserer 
Zeit zu begreifen, sozialistisch zu denken, zu fühlen 
und zu handeln und für die Überwindung von Wi- 
dersprüchen und Schwierigkeiten bei der Lösung 
von Aufgaben zu kämpfen. 

(5) Der Bildungs- und Erziehungsprozeß und das 
Leben der Schüler, Lehrlinge und Studenten sind 
so zu gestalten, daß sie im Kollektiv und durch das 
Kollektiv zum bewußten staatsbürgerlichen und mo- 
ralischen Verhalten erzogen werden. Sie sollen ver- 
stehen lernen, daß Hilfsbereitschaft, Freundlichkeit, 
Höflichkeit und Zuvorkommenheit, Achtung gegen- 
über ihren Eltern und allen älteren Menschen so- 
wie ehrliche und saubere Beziehungen zwischen den 
Geschlechtern Charaktereigenschaften der soziali- 
stischen Persönlichkeit sind. 

Von besonderer Bedeutung für die bildungs - und 
jugendpolitische Entwicklung in der jüngsten Zeit 
ist der Beschluß des Staatsrates der DDR vom 
31. 3. 1967 „Jugend und Sozialismus " (veröffentlicht 
in „Neues Deutschland " vom 1 . 4 . 1967): 

Um dieses Programm, diese Konzeption zu verwirk- 
lichen, bedarf es aller Kräfte der Gesellschaft und 
in besonderer Weise auch der Jugend, um ihren 
Elan, ihre Ideen, ihr Wissen und Können für den 
Aufbau des Sozialismus voll wirksam zu machen. 
Dazu braucht die Jugend einen festen, durch ihre 
eigenen Erkenntnisse und Kampferfahrungen, durch 
ihre eigene Bewährung errungenen und gesicherten 
Klassenstandpunkt. Das erfordert, 

— die ganze junge Generation zum historischen 
Verständnis dafür zu führen, daß die Arbeiter- 
klasse die führende Kraft unserer sozialistischen 
Gesellschaft und die Hauptkraft im Kampf für 
Frieden und gegen Imperialismus ist; 

— der jungen Generation den geschichtlichen Zu- 
sammenhang zwischen der Großen Sozialistischen 
Oktoberrevolution und dem Werden des sozia- 
listischen deutschen Staates aufzuzeigen, ihr das 


Wesen des Antisowjetismus und Antikommunis- 
mus als der kardinalen Politik des imperialisti- 
schen Klassenfeindes zu erläutern und so ihr 
volles Verständnis für die Lebensnotwendigkeit 
der Freundschaft mit der Sowjetunion zu wecken; 

— der Jugend überzeugend und anschaulich die 
Perspektive des Kampfes der Deutschen Demo- 
kratischen Republik zu erklären, der vor sich 
geht in der Epoche des Überganges vom Kapita- 
lismu zum Sozialismus und der uns die histori- 
sche Pflicht auferlegt, alles zu tun, um den So- 
zialismus zum Siege zu führen; 

— die Erziehung und Selbsterziehung der Jugend 
bei der Lösung von Kampfaufgaben für Jie Voll- 
endung des Sozialismus durchzuführen, so daß 
sie sich zu jeder Zeit und an jedem Platz verant- 
wortlich fühlt für ihre eigene Zukunft und die 
der Gesellschaft; 

— sie mit den grundlegenden Lehren der Ge- 
schichte der deutschen Arbeiterbewegung so ver- 
traut zu machen, daß sie diese Lehren studiert 
und lernt, im Sinne der lebendigen Bedeutung 
dieser Lehren für die Gegenwart im Kampf ge- 
gen den Militarismus und Neonazismus in West- 

/ deutschland zu denken; 

— ihr verständlich zu machen, daß der Aufbau der 
sozialistischen Gesellschaft und der weltweite 
Kampf gegen den Imperialismus, insbesondere 
gegen den westdeutschen Imperialismus, ein wi- 
derspruchsvoller Kampf des Neuen, Zukunft- 
weisenden gegen das Alte, Absterbende ist; 

— sie so zur offensiven Auseinandersetzung mit 
der imperialistischen Ideologie zu befähigen und 
anzuspornen. 

Ein festes Klassenbewußtsein der Jugend entwickelt 
sich bei der Klärung dieser politisch-geistigen Pro- 
bleme im täglichen Kampf, in der Arbeit und im 
Lernen. Es entsteht im Ergebnis einer zielgerich- 
teten ideologischen Führung, der Wechselbeziehung 
zwischen Erziehung und Selbsterziehung der jungen 
Menschen. Die klassenmäßige Erziehung der jungen 
Generation wird durch das bewußte, konsequente 
Zusammenwirken aller gesellschaftlichen Kräfte er- 
reicht. Dabei spielt die Freie Deutsche Jugend eine 
besondere Rolle. Durch die aktive Mitwirkung im 
sozialistischen Jugendverband lernen die jungen 
Menschen, für sich, im Betrieb und für die ganze 
Gesellschaft Verantwortung zu tragen, durch Er- 
ziehung und Selbsterziehung die notwendigen Er- 
fahrungen für das Leben im Sozialismus zu erwer- 
ben. Deshalb sollten alle staatlichen und wirtschaft- 
lichen Leiter eng mit der Freien Deutschen Jugend 
Zusammenarbeiten. . . . Dabei liegt es in einem ent- 
scheidenden Maße am Elternhaus, am Betrieb und 
an der FDJ-Organisation und an allen mit der Aus- 
bildung der Jugend Beauftragten, dem heranreifen- 
den Jugendlichen zum Weltbild des jungen Sozia- 
listen und bewußten Bürgers unseres Staates zu ver- 
helfen. 

Sie tragen die Verantwortung dafür, daß klar und 
überzeugend, zu Verstand und Herzen gehend, die 
Erziehung zum sozialistischen Klassenbewußtsein 
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erfolgt, so daß sozialistisches Denken und Handeln, 
Treue zum sozialistischen Vaterland, zum sozialisti- 
schen Internationalismus zum tief erkannten und 
bejahten Lebensinhalt der Jugendlichen werden. 

In diesem Geiste wird auch die Bereitschaft zur Ver- 
teidigung des sozialistischen Vaterlandes vertieft. 
Das erfordert, der Jugend besser die Fragen unserer 
Verteidigungspolitik und den Sinn des sozialisti- 
schen Soldatseins zu erklären, das Wesen und die 
konkreten Formen der offensiven Aggressionspoli- 
tik des westdeutschen Imperialismus zu entlarven. 
Das erfordert weiter, die Jugendlichen stärker als 
bisher in die vormilitärische Ausbildung der GST 
einzubeziehen und auf die Ableistung des Wehr- 
dienstes entsprechend den Anforderungen, die an 
die Soldaten einer modernen sozialistischen Armee 
gestellt werden, vorzubereiten. . * . 

Das Hauptfeld für die Bewährung der Jugend ist der 
sozialistische Massenwettbewerb zur allseitigen Er- 
füllung der Volkswirtschaftspläne und des Perspek- 
tivplanes. . . . 

Die Schöpferkraft und der Elan der Landjugend ist 
vor allem auf die Entwicklung des neuen ökonomi- 
schen Systems der Planung und Leitung in den land- 
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften und 
VEG zu richten. Bei der Jugend ist das Verständnis 
für die damit zusammenhängenden ökonomischen 
Gesetzmäßigkeiten und ideologischen Probleme zu 
wecken, damit sie aktiv bei der Entwicklung der so- 
zialistischen Demokratie und der innerbetrieblichen 
ökonomischen Beziehungen mithilft. . . . Die Leiter in 
allen Bereichen der Volkswirtschaft haben in Zu- 
sammenarbeit mit den Gewerkschafts- und FDJ-Lei- 
tungen zu sichern, daß in Übereinstimmung mit den 
technologischen Erfordernssen mehr junge Fach- 
arbeiter als bisher in Jugendkollektive und andere 
sozialistische Gemeinschaften einbezogen und neue 
Jugendkollektive gebildet werden. Sie tragen auch 
die Verantwortung dafür, daß die Kollektive fester 
gefügt und zu wahren Stätten der sozialistischen 
Menschenbildung werden. 

Dabei sind die guten Erfahrungen der vom sozialisti- 
schen Jugendverband ins Leben gerufenen Jugend- 
brigaden, Jugendmeisterbereiche, Jugendobjekte, 
Klubs junger Neuerer und Rationalisatoren, Klubs 
junger Techniker und Klubs der jungen Intelligenz 
systematisch auszuwerten und zu verallgemeinern. . . 

Von den Leitungen der Bildungseinrichtungen und 
den zuständigen staatlichen Organen verlangt das 
im Sinne unseres Prinzips der Einheit von Bildung 
und Erziehung, 

* — die Erhöhung der Qualität des Unterrichts, der 
Lehre und der Ausbildung auf der Grundlage der 
Lehr- und Studienpläne zu sichern,- 

• — die ideologische Erziehung in allen Bildungsein- 
richtungen zu verstärken und in steter Ausein- 
andersetzung mit der reaktionären bürgerlichen 
Ideologie durchzuführen; 

— in der ideologischen Arbeit differenzierter den 
Entwicklungsstand, die Reife, das Auffassungs- 
vermögen und andere altersbedingte Besonder- 
heiten der Jugend zu beachten; 


- — die politisch-ideologische Erziehung eng mit prak- 
tischen Taten für unseren sozialistischen Staat 
beim Lernen, bei der Arbeit, beim Sport, bei der 
kulturellen Betätigung und bei der Festigung der 
Verteidigungsbereitschaft zu verbinden; 

— die Jugendlichen an Ordnung und Disziplin zu 
gewöhnen und ihre Selbständigkeit und ihre Ver- 
antwortungsgefühl zu fördern; 

— die kollektive Erziehung wesentlich zu verstär- 
ken und sich bei der sozialistischen Erziehung 
mehr auf die Kraft der FDJ und der Pionier- 
organisation „Ernst Thälmann" zu stützen; 

— die Entwicklung sozialistischer Pädagogenkollek- 
tive, die einheitliche Anforderungen an die 
Jugendlichen stellen. . . . 

Alles soll dafür getan werden, das Gebot für die 
Gegenwart und die Zukunft zu verwirklichen: So- 
zialisten sorgen für das Heranwachsen neuer Sozia- 
listen! . . . 

Die Methoden sozialistischer Arbeitskollektive sind 
bei der Förderung des geistig-kulturellen und sport- 
lichen Lebens unter der Arbeiterjugend als Beispiele 
allgemein bekanntzumachen. Es hat sich gezeigt, daß 
überall dort eine erfolgreiche politisch-kulturelle Er- 
ziehungsaufgabe geleistet wird, wo die leitenden 
Staats- und Wirtschaftsfunktionäre, die Vorstände 
der LPG und die Direktoren der VEG die Freizeit 
aktiv mitgestalten, d. h. diese Aufgabe als einen 
wichtigen Teil ihrer leitenden Tätigkeit betrachten, 
und wo erfahrene Leiter kultureller Einrichtungen 
ihre Arbeit von einem parteilichen Standpunkt aus 
leisten. 

Die Initiative des Jugendverbandes, des DTSB und 
der GST ist dabei besonders zu unterstützen. Indem 
die LPG-Vorstände der Jugend bei einer interes- 
santen Freizeitgestaltung helfen, wird es — - wie die 
Erfahrung zeigt — besser gelingen, qualifizierte 
Kräfte an das Dorf zu binden. . . . 

Die Leitungen der Massenkommunikationsmittel 
Rundfunk und Fernsehen haben ihr Gesamtpro- 
gramm, nicht nur die speziellen Jugendsendungen, 
sorgfältig unter Berücksichtigung der Wirkung auf 
die Jugend zu planen. . . . 

Es muß erreicht werden, daß jeder gesunde junge 
Mensch die Köperbeherrschung erwirbt, die für die 
Gesunderhaltung, für das Berufsleben und für die 
militärische Ausbildung notwendig ist. . . . 

Durch engere Zusammenarbeit des Lehrkörpers mit 
der Freien Deutschen Jugend, dem DTSB und der 
GST soll das geistig-kulturelle und sportliche Leben 
der studentischen Jugend in den Wohnheimen ent- 
wickelt und noch besser gestaltet worden. Das 
schließt auch die Hilfe bei der Lösung materieller 
Probleme ein. 

2500 FDJ-Studenten arbeiten als Propagandisten des 
Marxismus-Leninismus und der Politik der Sozialisti- 
schen Einheitspartei Deutschlands in Betrieben, 
Schulen und Wohngebieten. Das ist ein gutes Bei- 
spiel der Erziehung und Selbsterziehung, das von 
den Leitungen der Hochschulen volle Unterstützung 
erfordert. . . . 
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Sozialistische Jugendpolitik heißt heute: die gesamte 
Jugend so zu erziehen, daß sie sich überall ordent- 
lich verhält, die Gesetze der Deutschen Demokrati- 
schen Republik und die Normen der sozialistischen 
Moral achtet. . . . 

Alle Mitglieder der Gesellschaft, besonders die El- 
tern, sollten sich dafür verantwortlich fühlen, der 
Jugend bewußt zu machen, daß die Einhaltung der 
Normen der sozialistischen Moral und der sozialisti- 
schen Gesetzlichkeit ihren ureigensten Interessen 
entspricht, daß jeder Verstoß gegen sie jedoch der 
Gesellschaft und jedem einzelnen Schaden zufügt. 

Es ist notwendig, der Jugend ständig am Beispiel zu 
zeigen, daß das Aufnehmen des Giftes der imperiali- 
stischen Ideologie und Unkultur über Rundfunk, 
Fernsehen, und Schundliteratur die eigene Entwick- 
lung ernsthaft gefährdet und daß die propagierten 
Exzesse der „amerikanischen Lebensweise“ eine 
Quelle der Kriminalität sind. . . . 

Die Betriebsleiter, Schuldirektoren, Lehrer, Lehraus- 
bilder, Klubhausleiter und Jugendfunktionäre haben 
gemeinsam mit den Jugendlichen für eine exakte 
Ordnung in ihrem Verantwortungsbereich zu sorgen, 
denn erst dadurch wird gesichert, daß die jungen 
Menschen sich an Disziplin, Beständigkeit und Zu- 
verlässigkeit gewöhnen. 

Es ist ein System aufeinander abgestimmter staat- 
licher Maßnahmen und gesellschaftlicher Initiativen 
zu entwickeln, um die Jugendkriminalität wirkungs- 
voller zu bekämpfen und weitgehend zu verhüten. 
Dabei sind auch die guten Erfahrungen der Aktive 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit der FDJ und der vielen Tausenden junger 
Helfer der Deutschen Volkspolizei zu nützen. . . . 

Weit mehr als bisher sollten leitende Staats- und 
Wirtschaftsfunktionäre direkte Beratungen mit der 
Jugend durchführen. Die Erfahrungen zeigen, daß 
solche Beratungen, wenn sie, exakt vorbereitet, über 
einen konkreten Problemkreis durchgeführt werden, 
von hohem Nutzen sind. Dabei ist die Jugend mit 
der politisch-erzieherischen Funktion des Staates 
vertraut zu machen und in ihr die Überzeugung zu 
festigen, daß staatliche Leitungstätigkeit nicht Ver- 
waltung von Akten, sondern Führung von Menschen 
und Ausübung von Staatsmacht, also Wahrnehmung 
einer Klassenfunktion ist. . . . 

Der Erfolg der sozialistischen Erziehung der Jugend 
hängt in starkem Maße vom Vorbild, von der Per- 
sönlichkeit und der Autorität der Leiter und Erzieher 
ab. ... 

Von den Lehrern und Erziehern verlangt das, ihr 
fachliches Wissen und methodisches Können ständig 
zu vervollkommnen sowie als Erzieher der Jugend 
einen festen Klassenstandpunkt einzunehmen. Es 
verlangt von ihnen, ihre Verbindung zum Leben, zur 
Arbeiterklasse und zu allen Werktätigen, ihre Zu- 
sammenarbeit mit der Freien Deutschen Jugend, der 
Pionierorganisation „Ernst Thälmann“ und den El- 
tern immer enger zu gestalten. 

Die staatlichen Leitungen sind verpflichtet, durch 
eine kontinuierliche politische Arbeit mit den Leh- 
rern und Erziehern deren ständige politische, fach- 


liche und pädagogische Qualifizierung und zugleich 
die Entwicklung echter sozialistischer Erzieherkol- 
lektive zu sichern. Besondere Aufmerksamkeit und 
Hilfe ist dabei der ideologischen Weiterbildung der 
großen Zahl junger Lehrer und Erzieher zu wid- 
men. . . . 

Das erfordert, alle Werktätigen und ihre gesell- 
schaftlichen Organisationen, die Parteien und be- 
sonders auch die Ausschüsse der Nationalen Front 
auf die Mithilfe bei der Lösung dieser großen huma- 
nistischen Erziehungsaufgabe zu lenken. 

Das erfordert, die komplexe Leitung der politisch- 
ideologischen Bewußtseinsbildung der Jugend, d. h. 
die koordinierte Zusammenarbeit aller an der Er- 
ziehung und Bildung der Jugend Beteiligten zu ge- 
währleisten und dabei die Rolle der Freien Deut- 
schen Jugend als politische Kampfgemeinschaft der 
jungen Generation zu stärken. 

Der VII. Parteitag der SED vom 17. bis 22. April 
1967 hat die Formulierung „ Schrittmacher " und 
„ Mitmacher u endgültig in denn offiziellen Sprach- 
gebrauch der SED übernommen , nachdem sie vorher 
bereits in etlichen offiziösen Dokumenten, vor 
allem der FDJ, auf getaucht waren. Ihren offiziellen 
Charakter erhielten sie dadurch, daß Walter Ulbricht 
sie in einer Ansprache verwandte, die er anläßlich 
der Ehrenparade der FDJ zum VII. Parteitag am 
19. April 1967 hielt. (Protokoll des VII. Parteitages 
der SED, Berlin 1967, Band I, S. 536 ff.): 

Der Parteitag sagt euch, wie ihr euch auf eure künf- 
tigen Aufgaben, auf die Arbeits- und Lebensbedin- 
gungen von 1980 bis zum Jahre 2000 vorzubereiten 
habt. . . . 

Als Erben des Kommunistischen Manifestes und ak- 
tive Mitgestalter unserer sozialistischen Gegen- 
wart stehen vor euch große und komplizierte Auf- 
gaben. Unsere revolutionäre Zeit braucht revolu- 
tionäre Kämpfer, die es als ihren Lebenssinn und 
als ihr Glück betrachten, jeden Tag etwas Nützliches 
für den Sozialismus zu tun. . . . 

Revolutionäre Leidenschaft, unverbrüchliche Treue 
zur Sache des Sozialismus und des proletarischen 
Internationalismus, Liebe und Freundschaft zur So- 
wjetunion und unversöhnlicher Haß gegen alle 
Feinde des Volkes — das sind die Eigenschaften, die 
ihr von den revolutionären Kämpfern übernehmen 
sollt. 

Deshalb ist es richtig, wenn ihr den Spuren des 
Roten Oktober folgt und euch im Jugendverband mit 
dem Leben der revolutionären Kämpfer, den grund- 
legenden Lehren der Geschichte der deutschen Ar- 
beiterbewegung und mit der marxistisch-leninisti- 
schen Wissenschaft vertraut macht. So ausgerüstet, 
könnt ihr euch noch offensiver mit der imperialisti- 
schen Ideologie und Unkultur auseinandersetzen 
und entschlossen für den Sieg der sozialistischen 
Ideen unter allen jungen Menschen streiten. . . . 

Die vergangenen Wochen und Monate waren ange- 
füllt mit fleißiger Arbeit der Jugend und ihres Vor- 
trupps, der Freien Deutschen Jugend. Die 10 Grund- 
sätze sozialistischer Jugendpolitik werden lebendige 
Wirklichkeit. Mit euren hohen Leistungen zu Ehren 
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des Parteitages bereitet ihr gleichzeitig euer Parla- 
ment und das Pfingsttreffen der Jugend in Karl- 
Marx-Stadt würdig vor. 

In einem eurer neuen Jugendlieder singt ihr „An 
der Seite der Genossen wollen wir heut das Morgen 
bauen“. Das ist ein hohes Versprechen. Es zeigt uns, 
daß ihr die Zeichen der Zeit verstanden habt. Die 
Partei ist stolz auf die FDJ und die Pionierorganisa- 
tion „Ernst Thälmann 11 . 

Um das Elternhaus stärker in das kommunistische 
Erziehungssystem zu integrieren , hat das Sekretariat 
des Zentralkomitees der SED am 9. August 1967 
Direktiven erlassen , die vor allem die Arbeit jener 
Parteimitglieder regeln , die in den Elternvertretun- 
gen arbeiten. (Veröffentlicht in „ Neuer Weg ", 
Nr. 1711967): 

Es ist Aufgabe aller leitenden Parteiorgane, die ge- 
meinsame Verantwortung von Schule, Elternhaus, 
Jugendorganisation und Patenbetrieb zu erhöhen 
und deren Anstrengungen zu koordinieren, um die 
wachsende schöpferische Initiative und Aktivität 
aller dieser Kräfte voll zur Wirkung zu bringen und 
sie auf die Mitarbeit bei der weiteren Verwirk- 
lichung des Gesetzes über das einheitliche soziali- 
stische Bildungssystem zu orientieren. Im Mittel- 
punkt steht dabei: ,. . . die Kinder und Jugendlichen 
heute schon so vorzubereiten, daß sie fähig und 
bereit sind, die sozialistische Zukunft schöpferisch 
zu meistern. . . . Wichtig für die Durchsetzung der 
Schulpolitik der Partei unter allen Eltern und bei 
der Organisation der Parteikräfte unter den Eltern 
sind die Parteigruppen in den Elternvertretungen 
und die Versammlungen der Genossen Eltern. 

Die Parteigruppen der Elternvertretungen sichern 
die führende Rolle der Partei bei der Durchsetzung 
der Beschlüsse von Partei und Regierung im Eltern- 
beirat und in den Klassenelternaktiven. Sie werden 
auf der Grundlage des Statutes der SED gebildet. 
Ihnen gehören alle Mitglieder und Kandidaten der 
SED, die in den Elternbeirat und in die Klassen- 
elternaktive gewählt wurden, an. Die Parteigruppen 
der Elternvertretungen der Schule werden nach je- 
der Wahl des Elternbeirats neu gebildet. Aus den 
Genossen des Elternbeirats werden der Sekretär und 
— entsprechend der Größe der Parteigruppe — ein 
oder zwei Stellvertreter in offener Abstimmung ge- 
wählt. Sie sollten über Erfahrungen in der Arbeit 
mit den Eltern verfügen. Die Beratungen der Partei- 
gruppen sollten durchgeführt werden: zur Erörte- 
rung grundsätzlicher Beschlüsse der Partei und wich- 
tiger Informationen zur Vorbereitung von Genossen- 
elternversammlungen, Wahlversammlungen und Ge- 
samtelternversammlungen der Schule. 

Es ist ratsam, daß vor wichtigen Entscheidungen im 
Elternbeirat bzw. in den einzelnen Klasseneltern- 
aktiven die Genossen aus dem Elternbeirat bzw. aus 
den jeweiligen Klassenelternaktiven Zusammenkom- 
men. Der Parteisekretär der Parteigruppe der Eltern- 
vertretungen und seine Stellvertreter arbeiten eng 
mit der Leitung der Schulparteiorganisation, dem 
Direktor bzw. Schulleiter, der Leitung der Grund- 
organisation der FDJ und dem Pionierleiter bzw. 
Rat der Freunde der Pionierorganisation zusammen. 


Zur Sicherung der führenden Rolle der Partei in den 
Elternvertretungen und unter der Elternschaft haben 
die Parteigruppen die Aufgabe: 

— allen Mitgliedern der Elternvertretungen, die 
Beschlüsse von Partei und Regierung zur Schul- 
politik zu erläutern und sie auf deren Durchfüh- 
rung zu orientieren, 

— die Genossen in den gewählten Elternvertretun- 
gen so zu befähigen, daß sie aktiv und qualifi- 
ziert mitarbeiten, 

— dem Vorsitzenden des Elternbeirats zu helfen, 
den Elternbeirat zu einem Kollektivorgan zu ent- 
wickeln und eine gute politische Anleitung der 
Klassenelternaktive zu sichern. 

— darauf Einfluß zu nehmen, daß sich zwischen dem 
Direktor und dem Elternbeirat sowie zwischen 
den Klassenleitern und den Klassenelternaktiven 
sozialistische kameradschaftliche Beziehungen 
entwickeln und sich die fruchtbare Zusammenar- 
beit zwischen den Genossen Eltern und allen Leh- 
rern vertieft. . . . 

Die Schulparteiorganisationen und ihre Parteileitun- 
gen sind in Zusammenarbeit mit dem Direktor ver- 
antwortlich, daß die Parteisekretäre der Parteigrup- 
pen in den Elternvertretungen und deren Stellvertre- 
ter regelmäßig über die Probleme der Schule und 
den Stand der Erziehungs- und Bildungsarbeit infor- 
miert werden, damit sie sachkundig in den Partei- 
gruppen und unter allen Genossen Eltern wirken 
können. . . . 

Zur systematischen Erläuterung der Schulpolitik der 
Partei, vor Elternbeiratswahlen usw. empfiehlt es 
sich, daß die Kreisleitungen die Durchführung von 
Versammlungen der Genossen Eltern in allen Schu- 
len des Kreises beschließen. Sie legen die entspre- 
chende Thematik fest, sorgen für eine entsprechende 
Vorbereitung, Auswertung und Einschätzung durch 
die Schulparteiorganisationen und die Parteigruppen 
der Elternvertretungen und sichern die Unterstüt- 
zung dieser Versammlungen durch andere Partei- 
organisationen. 

Die Versammlungen und Beratungen der Genossen 
Eltern dienen besonders dazu: 

— alle Genossen mit den grundsätzlichen Beschlüs- 
sen der Partei zur Schulpolitik und mit den Plä- 
nen der Schule zur Verwirklichung dieser Be- 
schlüsse vertraut zu machen. . . . 

— die Kraft der Genossen Eltern für die Unterstüt- 
zung der Freien Deutschen Jugend, der Pionier- 
organisation und der Jugendweihe zu mobilisie- 
ren. . . . 

Die Kreisleitungen der SED und ihre Sekretariate 
nehmen Einfluß auf die gesellschaftliche Hilfe und 
Unterstützung für die Eltern bei der sozialistischen 
Erziehung ihrer Kinder durch alle Parteiorganisatio- 
nen ihres Verantwortungsbereiches. 

a) Die Kreisleitungen nehmen Einfluß auf die Aus- 
wahl der Sekretariate der Parteigruppen, bestäti- 
gen sie im Sekretariat und nehmen durch Beauf- 
tragte der Kreisleitungen die Konstituierung der 
Parteigruppen vor. . . . 
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b) Entsprechend den Festlegungen des VII. Partei- ; 
tages sollen die Kreisleitungen dafür sorgen, daß | 
in Versammlungen aller Grundorganisationen 
darüber beraten wird, wie die Genossen die so- 
zialistische Erziehung ihrer Kinder gewährleisten 
und auf die klassenmäßige Erziehung aller Kin- 
der Einfluß nehmen. Sie achten darauf, daß die 
Parteileitungen die Tätigkeit ihrer Genossen 
in den Elternvertretungen einschätzen, diese 
wichtige gesellschaftliche Funktion als Parteiauf- 
trag anerkennen, popularisieren und entspre- 
chende Hilfe gewähren. 

c) Über die Genossen in den Leitungen der staat- 
lichen Organe und den Leitungen der Massen- 
organisationen — besonders in den Gewerkschaf- 
ten, in der FDJ und im DFD - — nehmen die Kreis- 
leitungen der SED darauf Einfluß, daß in viel- 
fältiger Weise ständige Unterstützung und Hilfe 
für die Eltern in Betrieben und Wohnbezirken 
für die Erziehung der Kinder gewährt wird. 

Besondere Beachtung verdient dabei die differen- 
zierte pädagogische Propaganda über Familienerzie- 
hung im Sozialismus. Größere Aufmerksamkeit 
sollte der Vorbereitung der jungen Eltern auf ihre 
gesellschaftlichen Erziehungspflichten und der Ver- 
mittlung pädagogischer Hilfen für die Eltern älterer 
Schüler geschenkt werden. 

Im April 1968 legten SED, Ministerrat der DDR, 
FDGB und FDJ gemeinsam „Grundsätze für die 
Weiterentwicklung der Berufsausbildung als Be- 
standteil des einheitlichen sozialistischen Bildungs- 
Systems" vor, die — wie es hieß — zur öffent- 
lichen Diskussion gestellt wurden. Im Juni 1968 
nahm die Volkskammer dieses Dokument als Ge- 
setz an. Einer der Schwerpunkte des Beschlusses 
liegt in der weiteren Politisierung der Bildung und 
Ausbildung. (Veröffentlicht in „Sozialistische Demo- 
kratie", Ost-Berlin, 12. April 1968). 

Aus der Verordnung über die Aufgaben, Rechte und 
Pflichten der volkseigenen Produktionsbetriebe er- 
gibt sich, daß die Betriebe und Kombinate im Rah- 
men der zentralen Planung und Leitung in Grund- 
fragen die volle Verantwortung für die Planung, Lei- 
tung und Durchführung der Berufsausbildung sowie 
der Aus- und Weiterbildung der Werktätigen tra- 
gen. 

Grundlage dafür sind die in der Prognose und den 
Perspektivplänen vorgegebenen Aufgaben. Die 
Grundsätze der einheitlichen sozialistischen Bil- 
dungssysteme sind einzuhalten. . . . 

Die Erzieher und die Arbeitskollektive wirken dar- 
auf ein, daß sich die Jugendlichen zu sozialistischen 
Persönlichkeiten heranbilden, die sich in ihrem Den- 
ken und Handeln zunehmend von der marxistsich- 
leninistischen Theorie leiten lassen. Durch eine 
hohe Qualität des Unterrichts und durch die plan- 
mäßige Erziehungsarbeit ist die politische Aktivität 
der Lehrlinge zu entwickeln. 

Sie sollen die Gesetzmäßigkeiten des Sieges des 
Sozialismus erkennen lernen, damit sie zu den poli- 
tisch-ideologischen Problemen unserer Zeit einen 
festen Standpunkt haben und aktiv an der Gestal- 


tung des entwickelten gesellschaftlichen Systems 
des Sozialismus teilnehmen. 

Während der Berufsausbildung sind die Lehrlinge 
zur Liebe zur DDR, zum Stolz auf ihr sozialistisches 
Vaterland und die Leistungen der Werktätigen beim 
Aufbau des Sozialismus, zur festen Freundschaft 
mit der Sowjetunion, zum proletarischen Inter- 
nationalismus und zur aktiven Solidarität mit allen 
um ihre Freiheit kämpfenden Völkern sowie zur 
konsequenten Klassenauseinandersetzung mit dem 
westdeutschen Imperialismus zu erziehen. . . . 

Damit jeder Schulabgänger die vielfältigen Möglich- 
keiten wahrnimmt, seine Fähigkeiten in vollem 
Umfange zu entwickeln und seine Kräfte aus freiem 
Entschluß zum Wohle der Gesellschaft und zu seinem 
eigenen Nutzen ungehindert zu entfalten, bedarf es 
einer rechtzeitigen Berufsberatung. Sie soll gewähr- 
leisten, daß bei der Berufswahl der Jugendlichen die 
persönlichen Wünsche mit den volkswirtschaftlichen 
Erfordernissen weitgehend übereinstimmen. 

Durch die Berufsorientierung und Berufslenkung 
sind die Jugendlichen besonders für solche Berufe zu 
gewinnen, in denen bei der Gestaltung einer hoch- 
effektiven Struktur der Volkswirtschaft vorrangig 
qualifizierte Facharbeiter benötigt werden. . . . 

Die Gestaltung des entwickelten gesellschaftlichen 
Systems des Sozialismus in Verbindung mit der 
Durchführung der wissenschaftlich-technischen Revo- 
lution als Ziel aller gesellschaftlichen Tätigkeit setzt 
neue Maßstäbe für die klassenmäßige Erziehung 
der Lehrlinge. Sie sind zu bewußten Sozialisten mit 
hoher fachlicher Qualifikation und marxistisch-leni- 
nistischer Bildung zur Hingabe für die Sache des 
Sozialismus zu erziehen. Ihre klassenmäßige Er- 
ziehung ist in Einheit mit der fachlichen Ausbildung 
vor allem im Prozeß der Arbeit zu vollziehen. . . . 

Alle Leiter sind deshalb verpflichtet, ihre Verant- 
wortung für die klassenmäßige Erziehung der Lehr- 
linge voll wahrzunehmen. 

Sie stehen insbesondere den jungen Kadern in den 
Leitungen der FDJ helfend und beratend zur Seite. 
Jedes Mitglied und jeder Kandidat der SED ist ver- 
pflichtet, den Jugendlichen ein klares Bild der ge- 
sellschaftlichen Entwicklung in der DDR und ihrer 
Perspektiven zu vermitleln und die bewußtesten 
Lehrlinge als Kandidaten der Partei zu gewinnen. 

Den Gewerkschaften obliegt es, ihre Klassenpflicht 
bei der sozialistischen Erziehung des Facharbeiter- 
nachwuchses noch besser wahrzunehmen. Ihre Auf- 
gabe ist es, dazu beizutragen, alle Lehrlinge lür den 
Sozialismus zu begeistern, zum sozialistischen Be- 
wußtsein und zum Klassenstandpunkt zu erziehen. 
Sie organisieren deshalb: — den sozialistischen 
Wettbewerb in der Berufsausbildung gemeinsam 
mit den Eltern und der Freien Deutschen Jugend. 
Die guten Erfahrungen der FDJ — und Gewerk- 
schaftsorganisationen im VEB Geräte- und Regler- 
werke Teltow bei der Durchführung des sozialisti- 
schen Wettbewerbes der Lehrlinge und Lehrkräfte 
sind zu verallgemeinern. . . . 

Die Rolle der FDJ ist durch die eigenständige poli- 
tische Arbeit aller ihrer Organisationseinheiten in 
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den Berufsausbildungsstätten zu erhöhen. Der sozia- 
listische Jugendverband erzieht die Lehrlinge zu 
klassenbewußten Sozialisten, die hohes fachliches 
Können erobern und aktiv an der Vollendung des 
Sozialismus in unserem Vaterland mitwirken. 

Die FDJ hilft bei der Erziehung eines Facharbeiter- 
nachwuchses, der fähig und bereit ist, dort zu arbei- 
ten, wo es die Interessen der Gesellschaft erfordern. 

Sie bringt den Lehrlingen das Entstehen und Wer- 
den unserer Republik in lebendiger Weise nahe und 
gibt ihnen ein anschauliches Bild von der Perspek- 
tive unseres sozialistischen Vaterlandes. Die Ver- 
tiefung der marxistisch-leninistischen Bildung, das 
Streben nach bewußter Arbeit, ständigem Lernen 
und die schöpferische Anwendung des Wissens müs- 
sen stärker in den Mittelpunkt des Verbandslebens 
der FDJ treten. 

Die Freie Deutsche Jugend setzt sich dafür ein, daß 
den Lehrlingen Produktionsanlagen und -abschnitte 
als Jugendobjekte übertragen werden, damit sie 
eigene Erfahrungen im Kampf um den wissenschaft- 
lich-technischen Höchststand sammeln können. Kul- 
tur und Sport, Touristik und Wandern sollten eben- 
so wie die vormilitärische Ausbildung zum interes- 
santen Leben jeder FDJ-Organisation gehören. 

Zu den Aufgaben der Freien Deutschen Jugend ge- 
hört es, zusammen mit der Gesellschaft für Sport 
und Technik alle Lehrlinge auf die Verteidigung des 
sozialistischen Vaterlandes vorzubereiten und die 
Besten von ihnen als Soldaten auf Zeit oder als Be- 
rufssoldaten zu gewinnen. 

Aus einem Referat von Dr. Werner Lindner, ge- 
halten auf der Konferenz des Deutschen Pädago- 
gischen Zentralinstituts zum Thema „Friedensver- 
trag und Schule " am 5. Oktober 1961, veröffentlicht 
in: Deutsche Lehrerzeitung 8. Jg . 1961 Nr. 43 
Beilage S. 4: 

Die Überlegenheit der sozialistischen Gesellschaft 
gegenüber der kapitalistischen äußert sich nicht zu- 
letzt gerade darin, daß sie ihrer Jugend wahrhaftgie, 
große Vorbilder und Ideale zu geben vermag. Und 
diese Vorbilder sind der Jugend nahe, es sind Men- 
schen aus ihrer Mitte, Menschen an ihrer Seite. Das 
hohe humanistische Gedankengut, das in unserem 
Erziehungsziel fixiert ist, lebt in den besten Men- 
schen unserer Zeit, es lebt in Gagarin und Titow, es 
hat seine Gestalt gefunden in den Kämpfern für 
Frieden und Sozialismus. Den Ideengehalt unseres 
Erziehungsziels verwirklichen heißt also, der Jugend 
jene Menschen nahezubringen, die heute schon so 
leben, wie es für alle Bürger unseres sozialistischen 
Staates erstrebenswert ist. Diese Menschen finden 
sich vor allem in der Arbeiterklasse. 

Diese Orientierung veranlaßt uns, der Jugend vor 
allem die Führer der Arbeiterklasse mehr als bis- 
her nahezubringen, besonders aber jenen Mann, mit 
dessen Leben und Wirken der jahrzehntelange, 
opferreiche Kampf der deutschen Arbeiter und 
Bauern, das Werden des ersten deutschen Friedens- 
staates und die lichten Zukunftsaussichten unseres 
ganzen Volkes untrennbar verbunden sind: Walter 
Ulbricht. In ihm ist unserem Volke ein wahrhaft 


großer, von der ganzen fortschrittlichen Welt ge- 
achteter Mensch erwachsen. Er ist für uns der In- 
begriff des guten Deutschen. Sein Weg vom Sohn 
der Arbeiterklasse zu ihrem berufenen Führer und 
hervorragenden Staatsmann ist wie kaum ein ande- 
rer Gegenstand geeignet, der Jugend zu helfen, sich 
auch in den kompliziertesten Fragen unserer Zeit 
zurechtzufinden und ihr eigenes Wollen auf ein 
klares, konkretes und anziehendes Leitbild einzu- 
stellen. Was können wir tun, um der Jugend diesen 
Menschen, der ihre eigenen Erwartungen, ihre Vor- 
stellungen von politischer und sittlicher Größe am 
reinsten in sich verkörpert, mit Liebe und pädago- 
gischem Verständnis nahezubringen? 

Besinnen wir uns noch einmal auf das, was wir er- 
reichen wollen: Arbeiter haben dieser Tage das 
Wort geprägt: „Walter Ulbricht - — das sind wir!“ 
Diese tiefe Erkenntnis gibt die Richtung an, in der 
wir jetzt arbeiten müssen. Alle Kinder wollen 
wir zu dem Bewußtsein führen, daß bei Walter 
Ulbricht die Sache unseres Volkes in den besten 
Händen liegt. In allen jungen Menschen wollen wir 
den Stolz wecken auf unsere starke, kluge Partei 
der Arbeiterklasse, auf ihr Zentralkomitee und den 
Mann, der an seiner Spitze steht. Sein Leben und 
sein Kampf, sein Denken und Handeln soll ihnen 
Brücke sein zum Denken und Handeln der Arbeiter 
und Bauern und Ansporn, sich selbst einzureihen 
in den großen Volkskampf für den endgültigen Sieg 
unserer Sache. Indem wir die Schüler lehren, von 
Walter Ulbricht zu lernen, helfen wir ihnen, ihren 
Platz im Leben leichter zu finden, zwischen Freund 
und Feind zu unterscheiden, alle Menschen zu lieben, 
die für Frieden und Sozialismus sind, aber auch jene 
aus tiefem Herzen zu hassen, die den Gang der Ge- 
schichte nach rückwärts wenden möchten. 

Es muß geprüft werden, wie wir sichern, daß jeder 
Schüler nach und nach detaillierte, gründliche Kennt- 
nisse vom Leben des Führers der deutschen Arbei- 
terklasse erwirbt. Nur dann kann es uns gelingen, 
sie mit Stolz und Liebe zu ihm zu erfüllen und zu 
dem Streben zu führen, das eigene Leben nach sei- 
nem Vorbild einzurichten. Eine besonders wichtige 
Aufgabe hat in dieser Hinsicht die Pionierorganisa- 
tion „Ernst Thälmann“ zu erfüllen, die über leben- 
dige, pioniergemäße Methoden, wie zum Beispiel 
die thematische Versammlung, verfügt, um Leben 
und Werk Walter Ulbrichts unseren Kindern nahe- 
zubringen und sie zu veranlassen, seinem Vorbild 
nachzueifern. 

Aus einem Referat des Minisfers für Volksbildung 
der DDR, Margot Honecker, gehalten auf dem 
zentralen Schulräteseminar vom 5. bis 7. Mai 1969 
in Ludwigsfelde, veröffentlicht in: Deutsche Lehrer- 
zeitung Berlin Ost Nr. 20, 3. Maiausgabe 1969 
DLZ-Information S . 9; 

Immer mehr werden der politische Standpunkt der 
Schüler und Fragen aus dem Leben zu einem Aus- 
gangspunkt für einen erlebnisreichen und theoretisch 
fundierten Unterricht. Der Staatsbürgerkundeunter- 
richt muß parteilich, lebendig, aktuell und emotional 
wirksam gestaltet werden. Das steht nicht im Ge- 
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gensatz zur Vermittlung solider Kenntnisse im 
Marxismus-Leninismus, sondern schließt sie ein. . . . 

Das Fach Staatsbürgerkunde hat die Aufgabe, in 
lebensnaher Weise politische, ökonomische, philo- 
sophische Kenntnisse zu vermitteln und so in den 
Marxismus-Leninismus -einzuführen. Diese Aussage 
im Bildungsgesetz — das möchte ich noch einmal 
deutlich unterstreichen — ist von außerordentlicher 
Bedeutung für die Bestimmung des Gegenstandes 
und für die Methodik dieses Faches. Es geht also in 
Staatsbürgerkunde darum, den Marxismus in Aktion, 
in seiner schöpferischen Anwendung zu lehren. Da- 
mit stehen das Verständnis für die Politik von Par- 
tei und Regierung sowie die Entwicklung der be- 
wußten und tätigen Parteinahme für unsere soziali- 
stische DDR im Mittelpunkt dieses Unterrichts. 

Aus dem Beschluß des Staatsrates der DDR vom 
3. April 1969 über: Die Weiter führung der 3. Hoch- 
schulreform und die Entwicklung des Hochschul- 
wesens bis 1975. Veröffentlicht in: Deutsche Lehrer- 
zeitung-Information Nr. 17/1969: 

Die Aufgabe der Universitäten und Hochschulen 
besteht darin, hochqualifizierte sozialistische Persön- 
lichkeiten zu erziehen und auszubilden. Der Absol- 
vent einer sozialistischen Hochschule zeichnet sich 
durch einen festen sozialistischen Klassenstand- 
punkt aus und handelt auf der Grundlage des 
Marxismus-Leninismus. Er meistert die Wissenschaft 
als eine Hauptproduktivkraft und Waffe im Klassen- 
kampf, verfügt über Kenntnisse und Fertigkeiten, die 
dem Welthöchststand in der Wissenschaft entspre- 
chen und hat gelernt, in sozialistischen Gemeinschaf- 
ten wissenschaftliche Pionierleistungen zu vollbrin- 
gen. (DLZ-Inf. S. 6) 

In konsequenter Fortsetzung der bisherigen Hoch- 
schulpolitik der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands und der Regierung der Deutschen De- 
mokratischen Republik wird . . . die Wirksamkeit 
von Wissenschaft und Bildung als entscheidende 
Potenz zur Entwicklung der sozialistischen Gesell- 
schaft und der gebildeten sozialistischen Nation 
spürbar erhöht und ein maßgeblicher Beitrag zur all- 
seitigen Stärkung der DDR geleistet. . . . 

Die Leistungen der Wissenschaft und des Hoch- 
schulwesens stellen einen entscheidenden Beitrag in 


der Klassenauseinandersetzung mit dem Imperialis- 
mus zugunsten des Sozialismus dar. . . . Die Ent- 
wicklung der Wissenschaft und des Hochschulwesens 
ist von den Grundsätzen des sozialistischen Huma- 
nismus getragen. . . . 

Die Entwicklung und ständige Vervollkommnung 
der sozialistischen Demokratie an den Universitäten 
und Hochschulen ist für die Durchführung der Hoch- 
schulreform unerläßlich. . . . 

Die Einheit von sozialistischer Erziehung und hoher 
fachwissenschaftlicher Bildung ist zu gewährleisten. 

An den künstlerischen Hochschulen muß die Durch- 
führung der Hochschulreform wirksam zur Formung 
sozialistischer Persönlichkeiten und zur weiteren 
Entwicklung des geistig-kulturellen Lebens der so- 
zialistischen Menschengemeinschaft beitragen. . . . 

Der Marxismus-Leninismus ist das Fundament für 
die theoretische und praktische Lösung der Entwick- 
lungsprobleme unserer sozialistischen Gesellschaft, 
für die ideologische Auseinandersetzung mit der im- 
perialistischen Ideologie und dem Revisionismus 
und damit für eine parteiliche, schöpferische, vor- 
wärtsdrängende Denk- und Arbeitsweise der Hoch- 
schullehrer und der Studenten. . . . 

Die gesamte Ausbildung der Studenten und das 
gesellschaftliche Leben an den Hochschulen sind so 
zu gestalten, daß die sozialistische Ideologie den ge- 
samten Erziehungs- und Ausbildungsprozeß durch- 
dringt. Die Heranbildung sozialistischer Persönlich- 
keiten verlangt, das geistig-kulturelle und sport- 
liche Leben, die wehrpolitische Ausbildung und 
Wehrerziehung aller Studenten und Hochschulange- 
hörigen fester in das System der Erziehung und 
Ausbildung zu integrieren. . . . 

Der Lehrer beeinflußt in einer entscheidenden Phase 
der Persönlichkeitsentwicklung maßgeblich die For- 
mung der Weltanschauung der heranwaehsenden 
Generation. Seine Aufgabe ist es, bei seinen Schü- 
lern einen unerschütterlichen Klassenstandpunkt 
herauszubilden und eine moderne, den wissenschaft- 
lichen Erkenntnissen entsprechende Schulbildung zu 
vermitteln. Von seinen politisch-ideologischen, mo- 
ralischen und wissenschaftlichen Qualitäten wird 
weitgehend die Erziehung und Bildung der jungen 
Generation beeinflußt. 
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